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Bekanntmachung
der Neufassung des Kammergesetzes

Vom 9. März 1978

A uf G rund des § 12 des G esetzes zur Ä nderung des 

K am m ergesetzes vom 24. N ovem ber 1977 (G V B 1 

S. 657) w ird nachstehend der W ortlaut des K am m er­

gesetzes vom 15. Juli 1957 (G V B 1 S. 162, ber. S. 176) 

in der vom 1. Januar 1978 an geltenden Fassung be­

kanntgem acht.

D ie N eufassung ergibt sich aus den Ä nderungen 

durch

a) A rt. 82 des B ayerischen R ichtergesetzes vom 

26. Februar 1965 (G V B 1 S. 13),

b) das G esetz zur Ä nderung des G esetzes über die 

B erufsvertretungen und über die B erufsgerichts­

barkeit der Ä rzte, Z ahnärzte, T ierärzte und A po­

theker vom 26. Juli 1966 (G V B 1 S. 242) und

c) das G esetz zur Ä nderung des K am m ergesetzes 

vom 24. N ovem ber 1977 (G V B 1 S. 657, ber. 1978 

S. 53).

M ünchen, den 9. M ärz 1978

Bayerisches Staatsministerium des Innern

D r. Seidl, Staatsm inister

Gesetz
über die Berufsvertretungen und 

über die Berufsgerichtsbarkeit der Ärzte, 
Zahnärzte, Tierärzte und Apotheker 

(Kammergesetz)
in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 9. März 1978

E rster T eil

Ärzte

A bschnitt I

Organisation der Berufsvertretung

A rt. 1

D ie B erufsvertretung der Ä rzte besteht aus den 

ärztlichen K reisverbänden, den ärztlichen B ezirks­

verbänden und der L andesärztekam m er.

A rt. 2

(1) D ie B erufsvertretung hat die A ufgabe, im R ah­

m en der G esetze die beruflichen B elange der Ä rzte 

w ahrzunehm en, die E rfüllung der ärztlichen B erufs­

pflichten zu überw achen, die ärztliche Fortbildung zu 

fördern, W ohlfahrtseinrichtungen für Ä rzte und de­

ren A ngehörige zu schaffen sow ie in der öffentlichen 

G esundheitspflege m itzuw irken.

(2) D ie B erufsvertretung ist berechtigt, innerhalb 

ihres A ufgabenbereichs A nfragen, V orstellungen und 

A nträge an die zuständigen B ehörden zu richten; sie 

ist verpflichtet, diesen B ehörden auf V erlangen G ut­

achten zu erstatten. D ie B ehörden sollen die B erufs­

vertretung vor der R egelung w ichtiger einschlägiger 

Fragen hören und auf A nfragen der B erufsvertre­

tung A uskunft erteilen, sow eit nicht dienstliche 

G ründe entgegenstehen.
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Art. 3

(1) Die ärztlichen Kreisverbände sind für den Be­
reich einer oder mehrerer Kreisverwaltungsbehörden 
des gleichen Regierungsbezirks zu bilden. Sie um­
fassen diese Bereiche in ihrem jeweiligen Gebiets­
umfang.

(2) Die ärztlichen Kreisverbände sind Körperschaf­
ten des öffentlichen Rechts. Sie führen ein Dienst­
siegel.

Art. 4

(1) Ordentliche Mitglieder der ärztlichen Kreisver­
bände sind alle zur Berufsausübung berechtigten 
Ärzte, die

r*
1. in Bayern ärztlich tätig sind oder,
2. ohne ärztlich tätig zu sein, in Bayern ihren ge­
wöhnlichen Aufenthalt haben.

Außerordentliche Mitglieder der ärztlichen Kreis­
verbände sind die Medizinalassistenten, die in 
Bayern ihre vorgeschriebene Ausbildung ableisten.

(2) Die Mitgliedschaft wird bei dem ärztlichen 
Kreisverband begründet, in dessen Bereich der Be­
treffende sich niedergelassen hat oder sonst ärztlich 
tätig ist oder seine Ausbildungsstätte liegt. Übt ein 
Arzt keine ärztliche Tätigkeit aus, so bestimmt sich 
die Mitgliedschaft nach dem gewöhnlichen Aufent­
halt.

(3) Mitglieder eines ärztlichen Kreisverbandes, die 
gelegentlich oder vorübergehend außerhalb Bayerns 
ärztlich tätig sind oder als Medizinalassistenten dort 
ihre Ausbildung ableisten, können von der Mitglied­
schaft entbunden werden, wenn sie außerhalb 
Bayerns Mitglieder einer vergleichbaren ärztlichen 
Berufsvertretung sind. Personen, deren Mitglied­
schaft bei einer vergleichbaren ärztlichen Berufsver­
tretung außerhalb Bayerns wegen gelegentlicher 
oder vorübergehender ärztlicher Tätigkeit oder Me­
dizinalassistentenausbildung in Bayern erlischt, wer­
den Mitglieder eines ärztlichen Kreisverbandes.

(4) Mitglieder eines ärztlichen Kreisverbandes, die 
ihre ärztliche Tätigkeit außerhalb des Geltungs­
bereichs der Bundesärzteordnung (BÄO) in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 14. Oktober 1977 
(BGBl I S. 1885) verlegen und dort ihren gewöhn­
lichen Aufenthalt nehmen, können freiwillige Mit­
glieder des ärztlichen Kreisverbandes bleiben.

(5) Die Mitgliedschaft ruht bei Ruhen der Appro­
bation (§ 6 BÄO) und bei Anordnung des Verbots, 
den ärztlichen Beruf auszuüben (§ 70 des Strafgesetz­
buches). Das Ruhen der Mitgliedschaft endet im Falle 
des § 6 BÄO mit Aufhebung der Ruhensanordnung, 
im Falle des § 70 des Strafgesetzbuches mit Ablauf 
der Dauer oder mit der Aussetzung des Berufsver­
bots.

(6) Die Mitglieder sind verpflichtet, sich bei dem 
ärztlichen Kreisverband und dem Gesundheitsamt 
unter Vorlage der Berechtigungsnachweise zu mel­
den. Zuständig sind der ärztliche Kreisverband und 
das Gesundheitsamt, für die die Voraussetzungen des 
Absatzes 2 zutreffen.

Art. 5

(1) Die ärztlichen Kreisverbände regeln ihre Ver­
tretung und ihre sonstigen Verhältnisse durch eine 
Satzung, die der Zustimmung der Landesärztekam­
mer und der Genehmigung der Regierung bedarf. 
Zustimmung und Genehmigung sind entbehrlich, 
wenn der ärztliche Kreisverband ein mit Genehmi­

gung des Staatsministeriums des Innern erlassenes 
Satzungsmuster der Landesärztekammer übernimmt.

(2) In der Satzung sind auch die Rechte und Pflich­
ten der außerordentlichen und freiwilligen Mitglie­
der sowie das Verfahren bei der Neubildung ärzt­
licher Kreisverbände zu regeln.

Art. 6

Die ärztlichen Kreisverbände sind berechtigt, zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben von allen Mitgliedern Bei­
träge zu erheben. Die Höhe der Beiträge wird in 
einer Beitragsordnung festgesetzt, die von den Mit­
gliedern der ärztlichen Kreisverbände zu beschließen 
ist und zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der 
Landesärztekammer und der Genehmigung der Re­
gierung bedarf. Art. 5 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

Art. 7

(1) Die ärztlichen Kreisverbände jedes Regierungs­
bezirks sind zu einem ärztlichen Bezirksverband zu­
sammengeschlossen. Der Kreisverband München hat 
zugleich die Stellung eines Bezirksverbandes. Die 
Bezirksverbände sind Körperschaften des öffent­
lichen Rechts. Sie führen ein Dienstsiegel.

(2) Die Aufgaben und die Vertretung des Bezirks­
verbandes werden durch Satzung bestimmt. Die Sat­
zung bedarf der Zustimmung der Landesärztekam­
mer und der Genehmigung der Regierung. Jeder 
ärztliche Kreisverband muß in der Vorstandschaft 
des ärztlichen Bezirksverbandes vertreten sein. Art. 5 
Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

Art. 8

Die zur Erfüllung der Aufgaben der ärztlichen Be­
zirksverbände erforderlichen Mittel sind von den 
ärztlichen Kreisverbänden im Umlageverfahren auf­
zubringen.

Art. 9

Die ärztlichen Kreisverbände und Bezirksverbände 
stehen unter der Aufsicht der Landesärztekammer 
und der für ihren Sitz zuständigen Regierung. Die 
Regierung kann jederzeit insbesondere Auskunft 
über ihre Verhältnisse und Beschlüsse verlangen und 
gesetz- oder satzungswidrige Beschlüsse nach An­
hörung der Landesärztekammer außer Kraft setzen. 
Im übrigen finden Art. 112 Satz 2, Art. 113 und 114 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern ent­
sprechende Anwendung; die daraus sich ergebenden 
Rechte und Pflichten betreffen anstelle der Ge­
meinde den ärztlichen Kreis- oder Bezirksverband, 
anstelle des Gemeinderates den Vorstand, anstelle 
des ersten Bürgermeisters den Vorsitzenden des ärzt­
lichen Kreis- oder Bezirksverbandes und anstelle der 
Staatsregierung das Staatsministerium des Innern.

Art. 10

(1) Die Landesärztekammer besteht aus 180 Dele­
gierten der ärztlichen Kreisverbände und der medi­
zinischen Fachbereiche der Landesuniversitäten. Ihr 
Sitz ist München. Sie ist eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. Sie führt ein Dienstsiegel.

(2) Zur Wahrnehmung der die deutsche Ärzteschaft 
berührenden gemeinsamen Berufs- und Standesfra­
gen ist die Landesärztekammer berechtigt, sich mit 
den außerbayerischen ärztlichen Landesorganisatio­
nen zu Arbeitsgemeinschaften zusammenzuschließen.

Art. 11

(1) Die Delegierten zur Landesärztekammer und 
ihre Ersatzleute werden auf die Dauer von vier Jah­
ren
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1. von den Mitgliedern der ärztlichen Kreisverbände 
durch geheime und schriftliche Abstimmung aus 
der Zahl ihrer Mitglieder gewählt (Absatz 3),

2. von den Mitgliedern der medizinischen Fachberei­
che der Landesuniversitäten aus der Zahl ihrer 
Mitglieder entsandt (Absatz 2).

In der Wahlordnung, die von der Landesärztekam­
mer zu erlassen ist und der Genehmigung des 
Staatsministeriums des Innern bedarf, kann die 
Dauer auf bis zu sechs Jahre verlängert werden.

(2) Die medizinischen Fachbereiche der Landes­
universitäten entsenden je einen Delegierten.

(3) Die um die Zahl der nach Absatz 2 zu entsen­
denden Delegierten verminderte Gesamtzahl der De­
legierten wird auf die ärztlichen Kreisverbände nach 
der Zahl ihrer Mitglieder verteilt; auf jeden ärzt­
lichen Kreisverband muß dabei mindestens ein zu 
wählender Delegierter entfallen. Das Verteilungs­
und Wahlverfahren wird im übrigen durch die Wahl­
ordnung geregelt.

(4) Der Landesärztekammer gehören weiter die 
Vorsitzenden der Landesärztekammer und die ersten 
Vorsitzenden der ärztlichen Bezirksverbände an, so­
weit sie nicht bereits Delegierte sind.

(5) Das Wahlrecht und die Wählbarkeit ruhen, so­
lange das Mitglied unter Vormundschaft oder Pfleg­
schaft steht, sich in Untersuchungs- oder Strafhaft 
befindet oder mit der Beitragsleistung für mehr als 
zwei Jahre im Rückstand ist, ohne daß die Beiträge 
gestundet sind.

Art. 12

(1) Ein Delegierter verliert seinen Sitz in der Lan­
desärztekammer

1. durch Verzicht, der dem Vorstand der Landesärzte­
kammer gegenüber schriftlich erklärt werden muß 
und unwiderruflich ist,

2. mit der Verlegung seiner ärztlichen Tätigkeit aus 
dem Bereich des Freistaates Bayern,

3. durch Entziehung nach Art. 56 Abs. 1 Nr. 3.

(2) Das Mandat eines Delegierten ruht, solange die 
in Art. 11 Abs. 5 bezeichneten Voraussetzungen be­
stehen.

(3) Der Verlust des Sitzes nach Absatz 1 Nrn. 1 
und 2 und das Ruhen des Mandats werden wirksam, 
wenn ein entsprechender Beschluß des Vorstandes 
der Landesärztekammer dem Delegierten zugestellt 
ist. Im Falle des Absatzes 1 oder des Todes eines 
Delegierten ist der nach der Wahlordnung (Satzung) 
nachrückende Ersatzdelegierte in gleicher Weise zu 
verständigen.

Art. 13

(1) Der Vorstand der Landesärztekammer besteht 
aus dem ersten Vorsitzenden (Präsidenten), einem 
oder zwei stellvertretenden Vorsitzenden (Vizeprä­
sidenten), den ersten Vorsitzenden der ärztlichen Be­
zirksverbände sowie zwölf aus der Mitte der Dele­
gierten zu wählenden Mitgliedern. Die Amtsdauer 
des Vorstandes beträgt vier Jahre. Art. 11 Abs. 1 
Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Die Delegierten der Landesärztekammer wäh­
len die Vorsitzenden sowie aus ihrer Mitte die übri­
gen Vorstandsmitglieder und die erforderlichen Aus­
schüsse.

(3) Der Vorstand und die Ausschüsse können sich 
bis zu einem Siebentel ihrer Zahl durch Zuwahl 
wählbarer Mitglieder der ärztlichen Kreisverbände 
ergänzen.

Art. 14

(1) Die Landesärztekammer gibt sich eine Satzung, 
die der Genehmigung des Staatsministeriums des 
Innern bedarf.

(2) Der erste Vorsitzende und jeder der stellver­
tretenden Vorsitzenden vertreten die Landesärzte­
kammer nach Maßgabe der Satzung nach außen. Er 
hat die Landesärztekammer jährlich mindestens ein­
mal zu einer ordentlichen Sitzung, außerdem auf An­
ordnung des Staatsministeriums des Innern oder auf 
Antrag von mindestens einem Drittel der Delegier­
ten zu außerordentlichen Sitzungen einzuberufen.

Art. 15

(1) Die Beschlüsse der Landesärztekammer und 
ihres Vorstandes sind für die ärztlichen Kreisver­
bände und Bezirksverbände bindend.

(2) Die Landesärztekammer ist berechtigt, zur Er­
füllung ihrer Aufgaben von allen Mitgliedern der 
ärztlichen Kreisverbände Beiträge zu erheben. Die 
Höhe der Beiträge wird in einer Beitragsordnung 
festgesetzt, die von der Landesärztekammer zu er­
lassen ist und der Genehmigung des Staatsministe­
riums des Innern bedarf.

(3) Die Beiträge sind nach Maßgabe des Art. 35 bei­
zutreiben.

Art. 16

(1) Die Landesärztekammer steht unter der Auf­
sicht des Staatsministeriums des Innern. Dieses kann 
insbesondere zu den Kammersitzungen Vertreter 
entsenden, denen auf Verlangen jederzeit das Wort 
erteilt werden muß. Art. 9 Sätze 2 und 3 findet ent­
sprechende Anwendung.

(2) Das Staatsministerium des Innern kann der 
Landesärztekammer besondere Aufgaben übertragen.

Abschnitt II

Berufsausübung 

Art. 17

Die Ärzte sind verpflichtet, ihren Beruf gewissen­
haft auszuüben und dem ihnen im Zusammenhang 
mit dem Beruf entgegengebrachten Vertrauen zu 
entsprechen.

Art. 18

(1) Die Ärzte, die ihren Beruf ausüben, haben ins­
besondere die Pflicht,

1. sich im fachlichen Rahmen ihrer Berufsausübung 
beruflich fortzubilden und sich dabei über die für 
ihre Berufsausübung geltenden Bestimmungen zu 
unterrichten,

2. soweit sie in eigener Praxis tätig sind, am Not­
fall- und Bereitschaftsdienst teilzunehmen,

3. über in Ausübung ihres Berufs gemachte Feststel­
lungen und getroffene Maßnahmen Aufzeichnun­
gen zu fertigen.

(2) Das Nähere zu Absatz 1 regelt die Berufsord­
nung. Sie hat zu Absatz 1 Nr. 2 vorzusehen, daß die 
Teilnahmeverpflichtung nur für einen bestimmten 
regionalen Bereich gilt und Befreiung von der Teil­
nahme am Notfall- und Bereitschaftsdienst aus 
schwerwiegenden Gründen, insbesondere wegen kör­
perlicher Behinderungen, besonders belastender 
familiärer Pflichten oder wegen Teilnahme an einem 
klinischen Bereitschaftsdienst mit Notfallversorgung
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auf Antrag ganz, teilweise oder vorübergehend er­

teilt werden kann.

Art. 19

Die Berufsordnung kann weitere Vorschriften über 

Berufspflichten im Rahmen des Art. 17 enthalten, 

insbesondere über

1. die Einhaltung der Schweigepflicht und der sonst 

für die Berufsausübung geltenden Rechtsvor­

schriften,

2. die Ausstellung von Gutachten und Zeugnissen,

3. die Praxisankündigung und Praxiseinrichtung,

4. die Durchführung von Sprechstunden und Haus­

besuchen,

5. die gemeinsame Ausübung der Berufstätigkeit,

6. die Angemessenheit und Nachprüfbarkeit des 

Honorars,

7. die Werbung,

8. die Verordnung und Empfehlung von Heil- und 

Hilfsmitteln,

9. das berufliche Verhalten gegenüber anderen Be­

rufsangehörigen und die Zusammenarbeit mit 

Angehörigen anderer Berufe,

10. die Beschäftigung von Vertretern, Assistenten 

und sonstigen Mitarbeitern und

11. die Ausbildung von Personal.

Art. 20

Die Berufsordnung wird von der Landesärztekam­

mer erlassen und bedarf der Genehmigung des 

Staatsministeriums des Innern.

Abschnitt III

Weiterbildung

Art. 21

Ärzte können nach Maßgabe der Art. 22 bis 31 

neben ihrer Berufsbezeichnung weitere Bezeichnun­

gen führen, die auf besondere Kenntnisse in einem 

bestimmten medizinischen Gebiet (Gebietsbezeich­

nung) oder Teilgebiet (Teilgebietsbezeichnung) oder 

auf andere zusätzlich erworbene Kenntnisse (Zusatz­

bezeichnung) hinweisen.

Art. 22

(1) Die Bezeichnungen nach Art. 21 bestimmt die 

Landesärztekammer in den Fachrichtungen

1. Konservative Medizin,

2. Operative Medizin,

3. Nervenheilkundliche Medizin,

4. Theoretische Medizin,

5. ökologische Medizin,

6. Methodisch-technische Medizin und

in Verbindungen dieser Fachrichtungen,

wenn dies im Hinblick auf die medizinische Entwick­

lung und eine angemessene ärztliche Versorgung er­

forderlich ist.

(2) Die Bestimmung von Bezeichnungen ist auf­

zuheben, wenn die in Absatz 1 genannten Voraus­

setzungen nicht mehr gegeben sind.

(3) Gebietsbezeichnungen sind auch die Bezeich­

nungen „Allgemeinmedizin“ und „Öffentliches Ge­

sundheitswesen“.

Art. 23

(1) Eine Bezeichnung nach Art. 21 darf führen, wer 

eine Anerkennung erhalten hat. Die Anerkennung

erhält der Arzt, der die vorgeschriebene Weiterbil­

dung erfolgreich abgeschlossen hat.

(2) Mehrere Gebietsbezeichnungen dürfen auf ver­

wandten Gebieten nebeneinander geführt werden. 

Die Bezeichnung „Allgemeinmedizin“ darf nicht ne­

ben einer anderen Gebietsbezeichnung geführt wer­

den. Das gilt für die Führung der Bezeichnung 

„praktischer Arzt“ entsprechend.

(3) Teilgebietsbezeichnungen dürfen nur zusammen 

mit der Bezeichnung des Gebiets geführt werden, 

dem die Teilgebiete zugehören.

Art. 24

(1) Die Weiterbildung in den Gebieten und Teil­

gebieten erfolgt in praktischer Berufstätigkeit und 

theoretischer Unterweisung.

(2) Die Weiterbildung in den Gebieten darf drei 

Jahre nicht unterschreiten und soll in der Regel sechs 

Jahre nicht überschreiten.

(3) Die Weiterbildung in den Teilgebieten kann im 

Rahmen der Weiterbildung in dem Gebiet durch­

geführt werden, dem die Teilgebiete zugehören, 

wenn es die Weiterbildungsordnung zuläßt.

(4) Die Weiterbildung in den Gebieten und Teil­

gebieten hat der Weiterzubildende ganztägig und in 

hauptberuflicher Stellung abzuleisten. Während der 

vorgeschriebenen Weiterbildungszeit sind die Wei­

terbildungsstätte und der Weiterbildende wenigstens 

einmal zu wechseln. Zeiten bei einer Weiterbildungs­

stätte und einem Weiterbildenden unter sechs Mo­

naten werden nur angerechnet, wenn sie vor­

geschrieben sind. Die Landesärztekammer kann von 

den Sätzen 2 und 3 abweichende Bestimmungen für 

die Weiterbildung in einzelnen Gebieten und Teil­

gebieten treffen sowie im einzelnen Ausnahmen zu­

lassen, wenn es mit den Zielen der Weiterbildung 

vereinbar ist.

(5) Wenn eine ganztägige Weiterbildung aus per­

sönlichen Gründen unzumutbar ist, kann die Weiter­

bildung für eine Zeit von höchstens vier Jahren halb­

tägig erfolgen, wobei diese Zeit bis zur Hälfte an­

rechnungsfähig ist. Die Entscheidung trifft die Lan­

desärztekammer.

(6) Eine Zeit beruflicher Tätigkeit, in der auch eine 

eigene Praxis ausgeübt wird, ist auf Weiterbildungs­

zeiten für die Gebiete und Teilgebiete nicht anrech­

nungsfähig.

(7) Die Weiterbildung umfaßt insbesondere die für 

den Erwerb der jeweiligen Bezeichnung nach Art. 21 

erforderliche Vertiefung der Kenntnisse und Fähig­

keiten in der Verhütung, Erkennung und Behand­

lung von Krankheiten, Körperschäden und Leiden, 

einschließlich der Wechselbeziehungen zwischen 

Mensch und Umwelt, sowie in den notwendigen Maß­

nahmen der Rehabilitation.

(8) Für den Inhalt und die Dauer der Weiterbil­

dung in dem Gebiet „öffentliches Gesundheitswesen“ 

gelten unbeschadet des Absatzes 2 die dafür maß­

geblichen Bestimmungen des Staatsministeriums des 

Innern.

Art. 25

(1) Die Weiterbildung in Gebieten und Teilgebieten 

wird unter verantwortlicher Leitung ermächtigter 

Ärzte in Einrichtungen der Hochschulen, in zugelas­

senen Krankenhausabteilungen oder in zugelassenen 

Instituten oder vergleichbaren Einrichtungen (Wei­

terbildungsstätten) durchgeführt. Die Weiterbildung 

im Gebiet „Allgemeinmedizin“ sowie in Gebieten,
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auf die sich das Recht der Europäischen Gemein­
schaften nicht bezieht, kann teilweise auch bei einem 
ermächtigten niedergelassenen Arzt durchgeführt 
werden. In den übrigen Gebieten kann für die Zeit, 
die die nach dem Recht der Europäischen Gemein­
schaften geforderte Weiterbildungszeit übersteigt, 
die Weiterbildung ganz oder teilweise bei einem er­
mächtigten niedergelassenen Arzt durchgeführt wer­
den. Die Weiterbildung im Gebiet „öffentliches Ge­
sundheitswesen“ wird in besonderen, vom Staats­
ministerium des Innern bestimmten Einrichtungen 
durchgeführt.

(2) Die Ermächtigung zur Weiterbildung nach Ab­
satz 1 kann nur erteilt werden, wenn der Arzt fach­
lich und persönlich geeignet ist. Sie kann für ein Ge­
biet oder Teilgebiet nur erteilt werden, wenn der 
Arzt die entsprechende Bezeichnung führt; sie kann 
mehreren Ärzten gemeinsam erteilt werden. Satz 2 
Halbsatz 1 gilt für eine in der Weiterbildungsord­
nung festzulegende angemessene Übergangszeit 
nicht, wenn die Landesärztekammer nach Art. 22 
Abs. 1 eine neue Bezeichnung bestimmt.

(3) Der ermächtigte Arzt ist verpflichtet, die Wei­
terbildung entsprechend den Weiterbildungsbestim­
mungen dieses Gesetzes sowie der Weiterbildungs­
ordnung durchzuführen. Über die Weiterbildung hat 
er in jedem Einzelfall ein Zeugnis auszustellen.

(4) Die Zulassung einer Krankenhausabteilung als 
Weiterbildungsstätte setzt voraus, daß

1. Patienten in so ausreichender Zahl und Art be­
handelt werden, daß der weiterzubildende Arzt 
die Möglichkeit hat, sich mit den typischen Krank­
heiten des Gebiets, Teilgebiets oder Bereichs, auf 
das sich die Bezeichnung nach Art. 21 bezieht, ver­
traut zu machen,

2. Personal und Ausstattung vorhanden sind, die den 
Erfordernissen der medizinischen Entwicklung 
Rechnung tragen und

3. regelmäßige Konsiliartätigkeit ausgeübt wird.

Dies gilt sinngemäß für Institute und andere Ein­
richtungen.

(5) Ermächtigung und Zulassung sind zu wider­
rufen, wenn ihre Voraussetzungen nicht mehr ge­
geben sind. Mit der Beendigung der Tätigkeit des 
Arztes an der Weiterbildungsstätte erlischt seine 
Ermächtigung zur Weiterbildung.

Art. 26

(1) Über die Ermächtigung des Arztes und den 
Widerruf der Ermächtigung entscheidet die Landes­
ärztekammer. Die Ermächtigung bedarf eines An­
trages.

(2) Die Landesärztekammer führt ein Verzeichnis 
der ermächtigten Ärzte, aus dem hervorgeht, in wel­
chem Umfang sie zur Weiterbildung ermächtigt sind. 
Das Verzeichnis ist bekanntzumachen.

(3) Über die Zulassung der Weiterbildungsstätte 
und den Widerruf der Zulassung entscheidet die 
Landesärztekammer; über die Zulassung von Kran­
kenhausabteilungen und über den Widerruf der Zu­
lassung entscheidet das Staatsministerium des Innern 
nach Anhörung der Landesärztekammer im Einver­
nehmen mit dem Staatsministerium für Arbeit und 
Sozialordnung. Die Zulassung bedarf eines Antrages. 
Die zugelassenen Weiterbildungsstätten sind be­
kanntzumachen.

Art. 27

(1) Die Anerkennung nach Art. 23 Abs. 1 ist bei der 
Landesärztekammer zu beantragen. Diese entschei­

det über den Antrag auf Grund einer Prüfung der 
vorgelegten Zeugnisse über den Inhalt, den Umfang 
und das Ergebnis der nach abgeschlossener Berufs­
ausbildung durchlaufenen Weiterbildung in dem 
vom Antragsteller gewählten Gebiet, Teilgebiet oder 
Bereich (Art. 21) und der erworbenen besonderen 
oder zusätzlichen Kenntnisse in einem Fachgespräch 
durch einen Ausschuß. Uber die Anerkennung zur 
Führung einer Zusatzbezeichnung wird in der Regel 
auf Grund der vorgelegten Zeugnisse und Nachweise 
entschieden.

(2) Der Ausschuß wird bei der Landesärztekammer 
gebildet. Bei Bedarf sind mehrere Ausschüsse zu bil­
den. Jedem Ausschuß gehören mindestens drei von 
der Landesärztekammer zu bestimmende Mitglieder 
an. Das Staatsministerium des Innern kann ein wei­
teres Mitglied bestimmen. Das Fachgespräch kann 
auch bei Abwesenheit des vom Staatsministerium des 
Innern bestimmten Mitglieds durchgeführt werden.

(3) Kann die Anerkennung nicht erteilt werden, so 
kann der Ausschuß vor Wiederholung des Verfah­
rens nach Absatz 1 die vorgeschriebene Weiterbil­
dungszeit verlängern und besondere Anforderungen 
an die Weiterbildung stellen. Das Anerkennungs­
verfahren kann mehrmals wiederholt werden.

(4) Wer in einem von Art. 24 und 25 abweichenden 
Weiterbildungsgang eine Weiterbildung abgeschlos­
sen hat, erhält auf Antrag die Anerkennung, wenn 
die Weiterbildung gleichwertig ist. Eine nicht abge­
schlossene oder eine abgeschlossene, aber nicht gleich­
wertige Weiterbildung kann unter vollständiger oder 
teilweiser Anrechnung der bisher abgeleisteten Wei­
terbildungszeiten nach den Weiterbildungsvorschrif­
ten dieses Gesetzes abgeschlossen werden. Uber die 
Anrechnung entscheidet die Landesärztekammer.

(5) Wer als Staatsangehöriger eines Mitgliedstaa­
tes der Europäischen Gemeinschaften ein Diplom, 
ein Prüfungszeugnis oder einen sonstigen Befähi­
gungsnachweis des Facharztes besitzt, die nach dem 
Recht der Europäischen Gemeinschaften gegenseitig 
anerkannt werden, erhält auf Antrag die entspre­
chende Anerkennung nach Art. 23 Abs. 1 Satz 1. Die 
Bezeichnung ist in deutscher Sprache zu führen.

(6) Im Gebiet „Öffentliches Gesundheitswesen“ 
wird der erfolgreiche Abschluß der Weiterbildung 
durch das Bestehen der Prüfung an einer Akademie 
für das öffentliche Gesundheitswesen nachgewiesen. 
Die Anerkennung wird erst erteilt, wenn die vor­
geschriebene Weiterbildungszeit abgeleistet ist. Die 
Anerkennung erteilt das Staatsministerium des 
Innern.

Art. 28

Die Anerkennung nach Art. 23 Abs. 1 Satz 1 kann 
zurückgenommen werden, wenn die für die Erteilung 
erforderlichen Voraussetzungen nicht gegeben waren.

Art. 29

(1) Wer eine Gebietsbezeichnung führt, darf grund­
sätzlich nur in dem Gebiet, wer eine Teilgebiets­
bezeichnung führt, darf im wesentlichen nur in dem 
Teilgebiet tätig werden, dessen Bezeichnung er führt.

(2) Wer eine Gebietsbezeichnung führt, soll sich in 
der Regel nur durch Berufsangehörige vertreten las­
sen, die dieselbe Gebietsbezeichnung führen.

(3) Wer eine Bezeichnung nach Art. 21 führt, hat 
sich in dem Gebiet, Teilgebiet oder Bereich, auf das 
sich die Bezeichnung bezieht, und, wenn die Voraus­
setzungen für die Teilnahme nach Art. 18 Abs. 1 Nr. 2
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vorliegen, auch für eine Tätigkeit im Rahmen des 

Notfall- und Bereitschaftsdienstes fortzubilden.

Art. 30

(1) Die Landesärztekammer erläßt eine Weiterbil­

dungsordnung, die der Genehmigung des Staatsmini­

steriums des Innern bedarf.

(2) In der Weiterbildungsordnung sind insbeson­

dere zu regeln

1. der Inhalt und Umfang der Gebiete, Teilgebiete 

und Bereiche, auf die sich die Bezeichnungen nach 

Art. 21 beziehen,

2. die Bestimmung und die Aufhebung von Bezeich­

nungen nach Art. 22,

3. die Festlegung der verwandten Gebiete, deren Be­

zeichnung nach Art. 23 Abs. 2 nebeneinander ge­

führt werden darf,

4. der Inhalt und die Mindestdauer der Weiterbil­

dung nach Art. 24, insbesondere Inhalt, Dauer und 

Reihenfolge der einzelnen Weiterbildungsab­

schnitte, die Bezeichnung der einzelnen Teilgebiete, 

bei denen die Weiterbildung nach Art. 24 Abs. 3 

ganz oder teilweise in dem Gebiet durchgeführt 

werden kann, dem die einzelnen Teilgebiete zu­

gehören, sowie die Bezeichnung der einzelnen Ge­

biete und Teilgebiete, in denen kein Wechsel nach 

Art. 24 Abs. 4 Satz 2 erforderlich ist, ferner Dauer 

und besondere Anforderungen der verlängerten 

Weiterbildung nach Art. 27 Abs. 3,

5. die Voraussetzungen für die Ermächtigung und 

Zulassung, mit Ausnahme von Krankenhausabtei- 

lungen, nach Art. 25 Abs. 2, 4 und 5,

6. die Anforderungen, die an das Zeugnis nach Art. 25 

Abs. 3 Satz 2 zu stellen sind,

7. das Verfahren zur Erteilung der Anerkennung 

nach Art. 27 Abs. 1 und 2,

8. das Verfahren zur Rücknahme der Anerkennung 

nach Art. 28 sowie

9. die nach dem Recht der Europäischen Gemein­

schaften für die Staatsangehörigen der Mitglied­

staaten gebotenen besonderen Weiterbildungs- und 

Anerkennungsvoraussetzungen und -verfahren.

In der Weiterbildungsordnung können auch beson­

dere Vorbildungsvoraussetzungen für die Weiter­

bildung in berufsübergreifenden Gebieten festgelegt 

werden.

Art. 31

Die im übrigen Geltungsbereich der Bundesärzte­

ordnung erteilte Anerkennung, eine Bezeichnung im 

Sinne des Art. 21 zu führen, gilt auch im Freistaat 

Bayern.

Abschnitt IV

Berufsaufsicht

Art. 32

(1) Zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen 

Ärzten sowie zwischen einem Arzt und einem Nicht­

arzt, die sich aus der ärztlichen Tätigkeit ergeben, 

hat der Vorstand des ärztlichen Kreisverbandes einen 

Vermittler zu bestellen.

(2) Bei Streitigkeiten zwischen Ärzten untereinan­

der unternimmt der Vermittler des ärztlichen Kreis­

verbandes von sich aus oder auf Antrag eines Betei­

ligten einen Vermittlungsversuch. Erhebt ein Betei­

ligter vor Beginn des Vermittlungsversuches Wider­

spruch, so entfällt eine Tätigkeit des Vermittlers.

(3) Bei Streitigkeiten zwischen einem Arzt und 

einem Nichtarzt wird der Vermittler des ärztlichen

Kreisverbandes nur auf Antrag eines Beteiligten mit 

ausdrücklicher Zustimmung des anderen Beteiligten 

tätig.

(4) Der Vermittler hat innerhalb von vier Wochen 

nach Anrufung tätig zu werden. Er kann von den 

Beteiligten Auskunft verlangen, soweit nicht das 

ärztliche Berufsgeheimnis oder eine dienstliche Ver­

pflichtung zur Verschwiegenheit entgegensteht, so­

wie persönliches Erscheinen veranlassen.

(5) Kommt ein Ausgleich nicht zustande, ist die 

Tätigkeit des Vermittlers beendet.

(6) Zuständig zur Durchführung des Vermittlungs­

verfahrens ist der ärztliche Kreisverband, dem die 

beteiligten Ärzte angehören. Gehören die beteiligten 

Ärzte verschiedenen Kreisverbänden an, so ist der 

zunächst um Vermittlung angegangene Kreisverband 

zuständig.

Art. 33

(1) Der Vorstand des ärztlichen Kreisverbandes 

kann ein Mitglied, das die ihm obliegenden Berufs­

pflichten verletzt hat, rügen, wenn die Schuld gering 

ist und der Antrag auf Einleitung eines berufs­

gerichtlichen Verfahrens nicht erforderlich erscheint. 

Ärzte im öffentlichen Dienst unterliegen hinsichtlich 

ihrer dienstlichen Tätigkeit nicht dem Rügerecht.

(2) Das Rügerecht erlischt, sobald wegen desselben 

Sachverhalts ein berufsgerichtliches Verfahren gegen 

das Mitglied eingeleitet ist. Abweichend von Satz 1 

kann in den Fällen des Art. 68 Abs. 1 Satz 2 und des 

Art. 72 Abs. 2 Satz 2 das Rügerecht wieder ausgeübt 

werden. Im übrigen gilt Art. 55 Abs. 2 entsprechend.

(3) Vor Erteilung der Rüge ist das Mitglied zu 

hören. Der Bescheid, durch den das Verhalten des 

Mitglieds gerügt wird, ist zu begründen. Er ist dem 

Mitglied mit Rechtsmittelbelehrung zuzustellen. Eine 

Zweitschrift des Bescheides ist der Landesärztekam­

mer und der Regierung zu übersenden.

(4) Gegen den Bescheid kann das Mitglied inner­

halb eines Monats nach Zustellung Beschwerde bei 

der Landesärztekammer erheben. Über die Be­

schwerde entscheidet der Vorstand der Landesärzte­

kammer; Absatz 3 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend. 

Eine Zweitschrift des Beschwerdebescheides ist dem 

ärztlichen Kreisverband, der den Rügebescheid er­

lassen hat, und der Regierung zu übersenden.

(5) Wird die Beschwerde gegen den Rügebescheid 

ganz oder teilweise zurückgewiesen, so kann das Mit­

glied insoweit innerhalb eines Monats nach der Zu­

stellung Antrag auf gerichtliche Entscheidung durch 

das Berufsgericht stellen. Werden neue Tatsachen 

oder Beweismittel bekannt, so kann das Mitglied 

noch innerhalb eines Jahres nach Zustellung des Be­

schwerdebescheides den Antrag stellen. Der Antrag 

kann bis zu Beginn der mündlichen Verhandlung 

oder, wenn das Beschlußverfahren nach Art. 73 

Abs. 3 durchgeführt wird, bis zur Entscheidung des 

Gerichts zurückgenommen werden.

(6) Das Berufsgericht bestätigt den Beschwerde­

bescheid, soweit es eine Berufsverfehlung für nach­

gewiesen hält, andernfalls hebt es Beschwerde­

bescheid und Rügebescheid auf. Der Rügebescheid 

kann nicht deshalb aufgehoben werden, weil der Vor­

stand des ärztlichen Kreisverbandes zu Unrecht an­

genommen hat, daß die Schuld des Mitglieds nur 

gering und der Antrag auf Einleitung eines berufs­

gerichtlichen Verfahrens nicht erforderlich sei. Im 

übrigen sind auf das Verfahren die Vorschriften des 

Fünften Teils entsprechend anzuwenden mit Aus­

nahme der Art. 56, 68 bis 72 und 79 bis 81.
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(7) Die Erteilung einer Rüge steht einem berufs- 

geriehtlichen Verfahren wegen desselben Sachver­

halts auf Antrag gemäß Art. 66 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 

nicht entgegen. Jedoch kann der ärztliche Kreisver­

band und nach Ablauf von einem Monat nach Zu­

gang des Rügebescheides auch die Regierung die Ein­

leitung des berufsgerichtlichen Verfahrens nur noch 

beantragen, wenn nach Erteilung der Rüge neue Tat­

sachen oder Beweismittel bekannt geworden sind, 

die die Berufsverfehlung als durch eine Rüge nicht 

genügend geahndet erscheinen lassen. Der Antrag 

kann nur innerhalb eines Jahres nach Erteilung der 

Rüge gestellt werden.

(8) Bei einem Verfahren nach Absatz 7 wird die 

Rüge mit Rechtskraft der Entscheidung des Berufs­

gerichts gegenstandslos. Hält das Berufsgericht die 

Durchführung eines berufsgerichtlichen Verfahrens 

wegen Geringfügigkeit der erhobenen Beschuldigun­

gen nicht für erforderlich oder stellt es wegen der 

Geringfügigkeit der Berufspflichtverletzung das Ver­

fahren ein, so hat es in seinem Beschluß die Rüge 

aufrechtzuerhalten, wenn die Nachprüfung ergibt, 

daß sie zu Recht erteilt wurde.

Art. 34

(1) Der Vorstand des ärztlichen Kreisverbandes be­

antragt die Einleitung des berufsgerichtlichen Ver­

fahrens (Art. 66 Abs. 1 Nr. 1), wenn eine Rüge nach 

Art. 33 Abs. 1 zur Ahndung der Verletzung der Be­

rufspflicht nicht ausreicht oder wenn das Mitglied 

trotz einer rechtswirksam erteilten Rüge sein be­

anstandetes Verhalten fortsetzt.

(2) Bei einem beamteten Arzt, auf den eine Dis­

ziplinarordnung Anwendung findet, setzt der Vor­

stand des ärztlichen Kreisverbandes den Dienstvor­

gesetzten des Arztes über die Verletzung der Berufs­

pflicht in Kenntnis.

(3) Ist wegen des zu beanstandenden Verhaltens 

bei einem Gericht oder einer Behörde gegen das Mit­

glied bereits der Antrag auf Einleitung eines Straf-, 

Bußgeld- oder Disziplinarverfahrens gestellt wor­

den, so kann der Vorstand des ärztlichen Kreisver­

bandes den Antrag auf Einleitung des berufsgericht­

lichen Verfahrens bis zum rechtskräftigen Abschluß 

des anderen Verfahrens zurückstellen. Nach Abschluß 

dieses Verfahrens kann er von dem Antrag nach Ab­

satz 1 absehen, wenn nicht Maßnahmen nach Art. 56 

Abs. 1 Nr. 3 oder Nr. 4 angezeigt sind oder sonst die 

Voraussetzungen für eine zusätzliche berufsgericht­

liche Ahndung nach Art. 56 Abs. 3 vorliegen. Die Ent­

scheidung, mit der der Antrag auf Einleitung des 

berufsgerichtlichen Verfahrens zurückgestellt wird 

oder von ihm abgesehen wird, ist dem Mitglied und 

der Regierung mitzuteilen.

(4) Erhält der Vorstand des ärztlichen Kreisver­

bandes Kenntnis von der Verletzung der Berufs­

pflichten durch einen Arzt, der einem anderen ärzt­

lichen Kreisverband oder einer vergleichbaren Be­

rufsvertretung eines anderen Landes der Bundes­

republik Deutschland oder des Landes Berlin ange­

hört, so gibt er dem anderen Kreisverband oder dem 

anderen zuständigen Organ der Berufsvertretung da­

von Kenntnis.

Art. 35

(1) Die ärztlichen Kreisverbände, die ärztlichen 

Bezirksverbände und die Landesärztekammer haben 

für die von ihnen festgesetzten Beiträge und son­

stigen auf Grund der Satzung oder von Gesetzen ein­

zuhebenden Geldforderungen gegenüber den Mit­

gliedern der ärztlichen Kreisverbände das Voll- 

st reckungsrecht.

(2) Der Vorstand der zuständigen Berufsvertretung 

hat die Vollstreckung nach Maßgabe der Vorschriften 

des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Voll­

streckungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung 

bewirken zu lassen.

Art. 36

(1) Ärzte, die Staatsangehörige eines anderen Mit­

gliedstaates der Europäischen Gemeinschaften sind 

und im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes 

ihren Beruf gelegentlich oder vorübergehend nach 

dem Recht der Europäischen Gemeinschaften aus­

üben (Dienstleistungsverkehr), sind von der Mitglied­

schaft zu einem ärztlichen Kreisverband befreit, so­

lange sie in einem Mitgliedstaat der Europäischen 

Gemeinschaften außerhalb der Bundesrepublik 

Deutschland ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben.

(2) Die in Absatz 1 genannten Ärzte sind verpflich­

tet, die beabsichtigte Ausübung des ärztlichen Berufs 

der Landesärztekammer anzuzeigen, wenn damit ein 

vorübergehender Aufenthalt im Geltungsbereich die­

ses Gesetzes verbunden ist. In dringenden Fällen 

kann die Anzeige unverzüglich nachträglich erfolgen,

(3) Art. 17, 33 und 34 sowie der Fünfte Teil finden 

für die in Absatz 1 genannten Ärzte entsprechende 

Anwendung. Dasselbe gilt hinsichtlich des Art. 18 und 

der Berufsordnung für die Ärzte Bayerns, soweit es 

sich nicht um Rechte und Pflichten handelt, die einen 

gewöhnlichen Aufenthalt des Arztes im Geltungs­

bereich dieses Gesetzes voraussetzen.

Zweiter Teil 

Zahnärzte

Art. 37

Die Berufsvertretung der Zahnärzte besteht aus 

den zahnärztlichen Bezirksverbänden und der Lan­

deszahnärztekammer.

Art. 38

(1) Die zahnärztlichen Bezirksverbände sind für 

den Bereich eines Regierungsbezirks zu bilden; sie 

umfassen diesen Bereich in seinem jeweiligen Ge­

bietsumfang. Die in der Stadt und im Landkreis 

München ansässigen Zahnärzte bilden einen eigenen 

Bezirksverband. Die Bezirksverbände stehen unter 

der Aufsicht der Landeszahnärztekammer und der 

für den Sitz des Verbandes zuständigen Regierung. 

Sie sind Körperschaften des öffentlichen Rechts. Sie 

führen ein Dienstsiegel.

(2) Mitglieder der zahnärztlichen Bezirksverbände 

sind alle zur Berufsausübung berechtigten Zahn­

ärzte, die

1. in Bayern zahnärztlich tätig sind oder,

2. ohne zahnärztlich tätig zu sein, in Bayern ihren

gewöhnlichen Aufenthalt haben.

Art. 39

(1) Die Landeszahnärztekammer besteht aus 70 De­

legierten der zahnärztlichen Bezirksverbände.

(2) Der Vorstand der Landeszahnärztekammer be­

steht aus dem ersten Vorsitzenden (Präsidenten), 

einem oder zwei stellvertretenden Vorsitzenden 

(Vizepräsidenten), den ersten Vorsitzenden der zahn­

ärztlichen Bezirksverbände sowie drei aus der Mitte 

der Delegierten zu wählenden Mitgliedern und einem 

von den medizinischen Fachbereichen der Landes-
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Universitäten zu entsendenden Lehrer der Zahnheil­

kunde.

(3) Der Landeszahnärztekammer gehören weiter 

an diejenigen Mitglieder des Vorstands, die nicht aus 

der Zahl der Delegierten gewählt wurden.

Art. 40

(1) Für die Weiterbildung der Zahnärzte gilt der 

Abschnitt III des Ersten Teils entsprechend, soweit 

sich aus den folgenden Absätzen nichts anderes er­
gibt.

(2) Zahnärzte dürfen neben ihrer Berufsbezeich­

nung weitere Bezeichnungen führen, die auf beson­

dere Kenntnisse in einem bestimmten Gebiet der 
Zahnheilkunde (Gebietsbezeichnung) hinweisen. Meh­

rere Gebietsbezeichnungen dürfen nebeneinander 

geführt werden. Abweichend von Art. 29 Abs. 1 kann 

die Landeszahnärztekammer in der Weiterbildungs­

ordnung Ausnahmen vorsehen, wenn anzunehmen 

ist, daß der Zahnarzt in seiner auf ein Gebiet be­

schränkten Tätigkeit keine ausreichende wirtschaft­

liche Lebensgrundlage findet.

(3) Gebietsbezeichnungen bestimmt die Landes­

zahnärztekammer in den Fachrichtungen

1. Konservative Zahnheilkunde,

2. Operative Zahnheilkunde,
3. Präventive Zahnheilkunde und

in Verbindungen dieser Fachrichtungen unter den in 

Art. 22 Abs. 1 genannten Voraussetzungen.

(4) Gebietsbezeichnung ist auch die Bezeichnung 

„öffentliches Gesundheitswesen“.

(5) Die Weiterbildung kann auch bei einem er­

mächtigten niedergelassenen Zahnarzt durchgeführt 
werden. Art. 25 Abs. 4 Nr. 3 findet keine Anwendung.

Art. 41

(1) Im übrigen finden auf die Berufsvertretungen 

der Zahnärzte die Vorschriften des Ersten Teils sinn­
gemäß Anwendung.

(2) Die berufsaufsichtlichen Verfahren nach Art. 32 
bis 34 werden vom Vorstand oder dem hierfür be­

stimmten Ausschuß des zahnärztlichen Bezirksver­

bandes durchgeführt.

Dritter Teil

Tierärzte

Art. 42

Die Berufsvertretung der Tierärzte besteht aus 

den tierärztlichen Bezirksverbänden und der Landes­
tierärztekammer.

Art. 43

(1) Die tierärztlichen Bezirksverbände sind für den 

Bereich eines Regierungsbezirks zu bilden; sie um­

fassen diesen Bereich in seinem jeweiligen Gebiets­

umfang. Sie stehen unter der Aufsicht der Landes­

tierärztekammer und der für den Sitz des Bezirks­

verbandes zuständigen Regierung. Sie sind Körper­

schaften des öffentlichen Rechts. Sie führen ein 
Dienstsiegel.

(2) Mitglieder der tierärztlichen Bezirksverbände 
sind alle zur Berufsausübung berechtigten Tierärzte, 

die

1. in Bayern tierärztlich tätig sind oder,

2. ohne tierärztlich tätig zu sein, in Bayern ihren ge­

wöhnlichen Aufenthalt haben.

Art. 44

(1) Die Landestierärztekammer besteht aus 50 De­
legierten der tierärztlichen Bezirksverbände.

(2) Der Vorstand der Landestierärztekammer be­

steht aus dem ersten Vorsitzenden (Präsidenten), 

einem oder zwei stellvertretenden Vorsitzenden 

(Vizepräsidenten), den ersten Vorsitzenden der tier­

ärztlichen Bezirksverbände sowie zwei aus der Mitte 

der Delegierten zu wählenden Mitgliedern und einem 

von dem tierärztlichen Fachbereich München zu ent­

sendenden Lehrer der Tierheilkunde.

(3) Der Landestierärztekammer gehören weiter an 

diejenigen Mitglieder des Vorstands, die nicht aus 

der Zahl der Delegierten gewählt wurden.

Art. 45

(1) Für die Weiterbildung der Tierärzte gilt Ab­

schnitt III des Ersten Teils entsprechend, soweit sich 

aus den folgenden Absätzen nichts anderes ergibt.

(2) Die Landestierärztekammer bestimmt Bezeich­
nungen nach Art. 21 in den Fachrichtungen

1. Theoretische Veterinärmedizin,

2. Tierhaltung und Tiervermehrung,

3. Lebensmittel tierischer Herkunft,

4. Klinische Veterinärmedizin,
5. Methodisch-theoretische Veterinärmedizin,

6. ökologische Veterinärmedizin und

in Verbindungen dieser Fachrichtungen unter den in 
Art. 22 Abs. 1 genannten entsprechend anwendbaren 

Voraussetzungen.

(3) Gebietsbezeichnungen sind auch die Bezeich­

nung „Tierärztliche Allgemeinpraxis“ und „öffent­

liches Veterinärwesen“.

(4) Mehrere Gebietsbezeichnungen dürfen auf ver­

wandten Gebieten nebeneinander geführt werden. 

Die Gebietsbezeichnung „Tierärztliche Allgemein­

praxis“ darf nicht neben der Bezeichnung „prakti­

scher Tierarzt“ geführt werden. Die Bezeichnung 
„praktischer Tierarzt“ darf zusammen mit nicht mehr 

als zwei Gebietsbezeichnungen geführt werden.

(5) Die Landestierärztekammer kann in der Weiter­

bildungsordnung von Art. 24 Abs. 4 Satz 1, von der 

Vierjahresfrist des Art. 24 Abs. 5 Satz 1 und von 

Art. 24 Abs. 6 abweichende Bestimmungen treffen 

sowie im einzelnen Ausnahmen zulassen, wenn es 

mit den Zielen der Weiterbildung vereinbar ist.

(6) Die Weiterbildung kann teilweise auch bei 

einem ermächtigten niedergelassenen Tierarzt durch­

geführt werden. Art. 25 Abs. 4 Nr. 3 findet keine An­

wendung.

(7) Die Anerkennung für das Gebiet „Öffentliches 

Veterinärwesen“ wird erteilt, wenn der Tierarzt die 

Weiterbildung nach den hierfür geltenden vom 

Staatsministerium des Innern zu erlassenden beson­

deren Bestimmungen erfolgreich abgeleistet hat.

Art. 46

(1) Im übrigen finden auf die Berufsvertretungen 

der Tierärzte die Vorschriften des Ersten Teils sinn­
gemäß Anwendung.

(2) Die berufsaufsichtlichen Verfahren nach Art. 32 

bis 34 werden vom Vorstand oder dem hierfür be­
stellten Ausschuß des zuständigen tierärztlichen Be­

zirksverbandes durchgeführt.

(3) Im Falle des Art. 4 Abs. 6 tritt an die Stelle des 

Gesundheitsamtes das Veterinäramt.
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Vierter Teil

Apotheker

Art. 47

(1) Die Berufsvertretung der Apotheker ist die 

Landesapothekerkammer.

(2) Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen 

Rechts. Sie führt ein Dienstsiegel. Sie hat ihren Sitz 

in München.

Art. 48

(1) Mitglieder der Landesapothekerkammer sind 

alle Personen, die in Bayern den Beruf als Apothe­

ker entweder in selbständiger (Gruppe 1) oder in 

nichtselbständiger Stellung (Gruppe 2) ausüben.

(2) Sie sind verpflichtet, sich bei der Landesapo­

thekerkammer an- und abzumelden.

Art. 49

Organe der Landesapothekerkammer sind die De­

legiertenversammlung und der Kammervorstand.

Art. 50

Auf Antrag der Mehrheit der Mitglieder in einem 

Regierungsbezirk ist von der Landesapothekerkam­

mer eine Bezirksstelle zu errichten.

Art. 51

(1) Die Delegierten werden durch die Mitglieder 

der Landesapothekerkammer in geheimer, schrift­

licher Wahl für vier Jahre in Wahlbezirken, die den 

Regierungsbezirken entsprechen, ermittelt. Auf je 

50 Mitglieder einer Gruppe entfällt ein Delegierter. 

Verbleibt nach der Teilung der Zahl der Wahl­

berechtigten durch 50 ein Rest, der größer als 25 ist, 

so tritt für diesen Rest ein weiterer Delegierter hin­

zu. Die Einzelheiten des Wahlverfahrens werden 

durch eine Wahlordnung geregelt.

(2) Die Delegiertenversammlung wählt den Vor­

stand. Sie beschließt insbesondere über die Berufs­

ordnung, die Beitragsordnung, die Satzung und die 
Wahlordnung.

(3) Die Delegiertenversammlung ist vom Vorstand 

mindestens einmal im Jahr zu einer ordentlichen 
Sitzung einzuberufen. Darüber hinaus muß sie auf 

Anordnung des Staatsministeriums des Innern oder 

auf Antrag von mindestens fünfzehn Delegierten 
einberufen werden.

(4) Außer in den Fällen des Art. 12 verliert ein 

Delegierter seinen Sitz in der Landesapothekerkam­

mer, wenn er aus der Gruppe der Apotheker, für die 

er als Delegierter gewählt ist, ausscheidet.

Art. 52

(1) Der Vorstand der Landesapothekerkammer be­

steht aus dem ersten Vorsitzenden (Präsidenten) und 

seinem Stellvertreter (Vizepräsidenten), dem zwei­

ten Vorsitzenden und seinem Stellvertreter sowie 

vier Beisitzern.

(2) Die Mitglieder des Vorstandes sind von den 

Delegierten aus ihrer Mitte zu wählen. Dabei werden 

der erste Vorsitzende und sein Stellvertreter aus der 

Gruppe 1, der zweite Vorsitzende und sein Stellver­

treter aus der Gruppe 2 der Apotheker gewählt.

Art. 53

Ist nach dem Recht der Europäischen Gemein­

schaften die Einführung einer Weiterbildung für Apo­

theker geboten, so hat die Landesapothekerkammer 

in einer Weiterbildungsordnung die Bezeichnungen 

sowie die Voraussetzungen für die Berechtigung zum 

Führen einer Bezeichnung nach dem Recht der Euro­

päischen Gemeinschaften unter entsprechender Be­

rücksichtigung der Art. 21 bis 31 festzulegen.

Art. 54

(1) Im übrigen finden auf die Berufsvertretung der 

Apotheker die Vorschriften des Ersten Teils sinn­
gemäß Anwendung.

(2) Art. 32 findet entsprechende Anwendung mit 

der Maßgabe, daß der Vorstand der Landesapothe­

kerkammer für jeden Regierungsbezirk einen Ver­

mittler bestimmt.

(3) Die Aufgaben im Vollzug der Art. 33 und 34 

nimmt der Vorstand der Landesapothekerkammer 

wahr. An die Stelle der Beschwerde tritt der Ein­

spruch, über den ein hierfür bestellter Ausschuß der 

Landesapothekerkammer entscheidet.

Fünfter Teil

Berufsgerichtsbarkeit

Art. 55

(1) Die Verletzungen von Berufspflichten durch 

Mitglieder der Berufsvertretungen werden im be­

rufsgerichtlichen Verfahren verfolgt, soweit nicht 

Art. 33 Abs. 1 zur Anwendung kommt. Es können 

auch Berufspflichtverletzungen verfolgt werden, die 

Mitglieder während ihrer Zugehörigkeit zu einer 

vergleichbaren Berufsvertretung im Geltungsbereich 

der Bundesärzteordnung begangen haben. Endet die 

Mitgliedschaft nach Eröffnung des berufsgericht­
lichen Verfahrens, so kann dieses fortgesetzt wer­

den, sofern die Approbation (Bestallung) weiter­

besteht.

(2) Die Verfolgung der Verletzung der Berufs­

pflichten verjährt in drei Jahren. Für den Beginn, 

die Unterbrechung und das Ruhen der Verjährung 

gelten die Vorschriften des Strafgesetzbuches entspre­
chend. Verstößt die Tat auch gegen ein Strafgesetz, 

so verjährt die Verfolgung nicht, bevor die Strafver­

folgung verjährt, jedoch auch nicht später als diese. 

Stellt die Berufsvertretung den Antrag auf Einlei­

tung eines berufsgerichtlichen Verfahrens nach 

Art. 34 Abs. 3 zurück, so ruht die Verfolgungsverjäh­

rung von der Mitteilung der Zurückstellung an den 
Beschuldigten bis zum rechtskräftigen Abschluß des 

anderen Verfahrens.

Art. 56

(1) Im berufsgerichtlichen Verfahren kann erkannt 

werden auf

1. Verweis,

2. Geldbuße bis 20 000 Deutsche Mark,

3. Entziehung der Delegierteneigenschaft oder der 

Mitgliedschaft in Organen der Berufsvertretung,

4. Entziehung der Wählbarkeit zum Delegierten oder 

in Organe der Berufsvertretung bis zur Dauer von 
fünf Jahren.

(2) Die in Absatz 1 Nrn. 2 bis 4 genannten Maß­

nahmen können nebeneinander verhängt werden.

(3) Hat ein Gericht oder eine Behörde wegen des­

selben Verhaltens bereits eine Strafe, Geldbuße, 

Disziplinarmaßnahme oder ein Ordnungsmittel ver­

hängt, so ist von einer Maßnahme nach Absatz 1 
Nrn. 1 und 2 abzusehen, es sei denn, daß diese Maß-
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nähme zusätzlich erforderlich ist, um das Mitglied 
zur Erfüllung seiner Berufspflichten anzuhalten und 
das Ansehen des Berufsstandes zu wahren.

(4) Das Berufsgericht kann der zuständigen Lan­
deskammer die Befugnis zusprechen, die Verurtei­
lung auf Kosten des Mitglieds zu veröffentlichen. 
Die Art der Veröffentlichung und die Frist, inner­

halb der die Veröffentlichung erfolgen kann, ist in 
dem Urteil zu bestimmen.

Art. 57

(1) Das berufsgerichtliche Verfahren wird von den 
Berufsgerichten für die Heilberufe (Berufsgericht) 
als erster Instanz und dem Landesberufsgericht für 
die Heilberufe (Landesberufsgericht) als Rechts­

mittelinstanz durchgeführt.

(2) Das Berufsgericht für die Regierungsbezirke 
Oberbayern, Niederbayern und Schwaben wird beim 
Oberlandesgericht München, das Berufsgericht für 
die Regierungsbezirke Oberfranken, Mittelfranken, 

Unterfranken und Oberpfalz beim Oberlandes­
gericht Nürnberg errichtet. Das Landesberufsgericht 

wird beim Bayerischen Obersten Landesgericht er­
richtet.

Art. 58

(1) Das Berufsgericht verhandelt und entscheidet 
in der Besetzung mit einem Berufsrichter als Vor­
sitzendem und zwei ehrenamtlichen Richtern, das 
Landesberufsgericht verhandelt und entscheidet in 
der Besetzung mit einem Berufsrichter als Vorsit­
zendem, einem weiteren Berufsrichter und drei 
ehrenamtlichen Richtern. Die ehrenamtlichen Richter 

müssen .jeweils Mitglied der Berufsvertretung sein, 
der der Beschuldigte angehört.

(2) Die Aufgaben der Geschäftsstelle werden von 
der Geschäftsstelle des Gerichts wahrgenommen, bei 

dem das Berufsgericht errichtet ist.

Art. 59

(1) Das Staatsministerium der Justiz bestellt für 
die Dauer von fünf Jahren

1. die Vorsitzenden der Berufsgerichte und des Lan­
desberufsgerichts, das weitere berufsrichterliche 
Mitglied des Landesberufsgerichts sowie deren 
Stellvertreter,

2. die erforderliche Anzahl der ehrenamtlichen Rich­
ter,

3. für jedes Berufsgericht einen ständigen Unter­

suchungsführer und einen Stellvertreter.

Die Vorsitzenden der Berufsgerichte und des Landes­
berufsgerichts bestimmen vor Beginn jedes Ge­
schäftsjahres, nach welchen Grundsätzen und in wel­
cher Reihenfolge die ehrenamtlichen Richter heran­
zuziehen sind und einander im Verhinderungsfall 

vertreten.

(2) Die berufsrichterlichen Mitglieder müssen Rich­
ter der Gerichte sein, bei denen die Berufsgerichte 
errichtet sind; die Untersuchungsführer müssen 
Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit sein. Ihr 
Amt erlischt, wenn die Voraussetzung des Satzes 1 
nachträglich wegfällt.

(3) Das Staatsministerium der Justiz bestimmt 
nach Anhörung der jeweiligen Landeskammer die 
Zahl der für jedes Gericht erforderlichen ehrenamt­
lichen Richter jeder Berufsgruppe. Die ehrenamtli­
chen Richter werden den Vorschlagslisten entnom­
men, die die Landeskammern für die Berufsgerichte 
des ersten und zweiten Rechtszuges bei dem Staats­

ministerium der Justiz einreichen. Die Vorschlags­

liste muß mindestens um die Hälfte mehr Mitglieder 
der Berufsvertretung enthalten, als ehrenamtliche 
Richter zu bestellen sind. Scheidet ein ehrenamtli­
cher Richter vor Ablauf der Amtszeit aus, so ist für 
den Rest seiner Amtszeit ein Nachfolger nur zu be­

stellen, wenn hierfür ein Bedürfnis besteht.

Art. 60

(1) Die Bestellung zum ehrenamtlichen Richter 
kann nur aus wichtigem Grund abgelehnt werden; 
als solcher gilt insbesondere

1. Vollendung des 65. Lebensjahres,
2. Krankheit oder Gebrechen,
3. andere ehrenamtliche Tätigkeit, wegen der die 

Übernahme des Amtes nicht zugemutet werden 

kann,
4. Tätigkeit als ehrenamtlicher Richter in den vor­
hergehenden fünf Jahren.

Über die Berechtigung der Ablehnung entscheidet 

das Staatsministerium der Justiz. In den Fällen des 
Satzes 1 Nrn. 2 und 3 ist die zuständige Landeskam­
mer vorher zu hören.

(2) Zum ehrenamtlichen Richter kann nicht bestellt 
werden, wer

1. Delegierter ist,
2. dem Vorstand einer Berufsvertretung angehört,
3. in einer Berufsvertretung bei Ahndung von Ver­
stößen gegen Berufspflichten mitwirkt,

4. Bediensteter einer Berufsvertretung ist,
5. einer staatlichen Behörde angehört, der die Auf­

sicht über eine Berufsvertretung obliegt,

6. die Wählbarkeit zum Delegierten oder in Organe 
der Berufsvertretung nicht besitzt,

7. wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheits­
strafe rechtskräftig verurteilt worden ist, sofern 
die Strafe nicht getilgt ist,

8. nach Absatz 4 gehindert ist, das Richleramt aus­

zuüben.

Werden Gründe, die einer Bestellung entgegenste­
hen, erst nachträglich bekannt, so ist die Bestellung 
zu widerrufen.

(3) Das Amt eines ehrenamtlichen Richters erlischt, 
wenn die Gründe, die nach Absatz 2 Nrn. 1 bis 7 
einer Bestellung entgegenstehen, nachträglich ein- 
treten.

(4) Ein ehrenamtlicher Richter kann das Richter­
amt nicht ausüben,

1. solange seine Approbation, Bestallung oder Er­
laubnis zur Berufsausübung ruht,

2. solange gegen ihn ein Berufsverbot besteht,
3. während der Dauer eines gegen ihn eingeleiteten 

berufsgerichtlichen Verfahrens,
4. während der Dauer eines gegen ihn eingeleiteten 
förmlichen Disziplinarverfahrens, sofern dieses 

eine Berufsverfehlung im Sinne dieses Gesetzes 
betrifft,

5. während der Dauer eines gegen ihn eröffneten 
Strafverfahrens, sofern das Verfahren ein vorsätz­
liches Vergehen oder ein Verbrechen zum Gegen­

stand hat.

(5) Stimmt ein ehrenamtlicher Richter dem Wider­

ruf seiner Bestellung nach Absatz 2 Satz 2 nicht zu 
oder hält er die Voraussetzungen für das Erlöschen 
seines Richteramtes nach Absatz 3 nicht für gegeben, 
so entscheidet hierüber der 1. Zivilsenat des Bayeri­
schen Obersten Landesgerichts. Der ehrenamtliche 
Richter ist vor der Entscheidung zu hören. Das Ver­

fahren ist gebührenfrei.
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Art. 61

Die Bestimmungen der Strafprozeßordnung (StPO) 

über die Ablehnung und Ausschließung von Ge­

richtspersonen gelten sinngemäß. Von der Ausübung 

des Amtes des berufsrichterlichen oder ehrenamtli­

chen Mitglieds eines Berufsgerichts ist auch ausge­

schlossen, wer mit dem Sachverhalt, der Gegenstand 

eines berufsgerichtlichen Verfahrens ist, in einem 

anderen Verfahren, insbesondere als Mitglied eines 

Oi'gans einer kassenärztlichen oder kassenzahnärztli­

chen Vereinigung befaßt war oder ist.

Art. 62

Die ehrenamtlichen Richter erhalten Entschädi­

gung nach Maßgabe des Gesetzes über die Entschädi­

gung der ehrenamtlichen Richter in der jeweils gel­

tenden Fassung.

Art. 63

(1) Alle Gerichte und Behörden sowie alle Körper­

schaften des öffentlichen Rechts haben den Berufs­

gerichten, dem Landesberufsgericht und dem Unter­

suchungsführer Amts- und Rechtshilfe zu leisten.

(2) Das Berufsgericht kann das Amtsgericht um die 

Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen er­

suchen.

Art. 64

Die Vereidigung von Zeugen und Sachverständigen 

ist im berufsgerichtlichen Verfahren nur zulässig, 

wenn es das Gericht zur Sicherung des Beweises oder 

wegen der ausschlaggebenden Bedeutung der Aus­

sage oder zur Herbeiführung einer wahren Aussage 

für erforderlich hält.

Art. 65

Der Beschuldigte darf zur Durchführung des be­

rufsgerichtlichen Verfahrens weder vorläufig fest­

genommen, noch verhaftet oder vorgeführt werden. 

Er kann nicht zur Vorbereitung eines Gutachtens 

über seinen psychischen Zustand in ein psychiatri­

sches Krankenhaus gebracht werden.

Art. 66

(1) Das berufsgerichtliche Verfahren wird einge­

leitet auf Antrag

1. der zuständigen Berufsvertretung der untersten

Ebene,

2. der Regierung,

3. eines Mitglieds der Berufsvertretung gegen sich

selbst.

(2) Die Antragsteller haben die Tatsachen aufzu­

führen, auf die sie ihren Antrag stützen. Die Berufs­

vertretung und die Regierung haben in ihren Anträ­

gen außerdem die Beweismittel zu bezeichnen und 

das Ergebnis der Ermittlungen darzustellen.

(3) Zuständig zur Durchführung des Verfahrens 

ist das Berufsgericht, in dessen Bezirk der Beschul­

digte seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Hält das 

Berufsgericht die Zuständigkeit eines anderen Be­

rufsgerichtes für gegeben, so verweist es die Sache 

durch Beschluß an dieses Gericht. Hält sich kein Be­

rufsgericht für zuständig, so bestimmt das Landes­

berufsgericht das zuständige Berufsgericht. Die bei 

Einleitung eines berufsgerichtlichen Verfahrens be­

gründete Zuständigkeit des Berufsgerichtes wird 

durch eine spätere Veränderung der die Zuständig­

keit begründenden Umstände nicht berührt.

(4) Der Beschuldigte kann sich in jeder Lage des 

Verfahrens eines Mitglieds seiner Berufsvertretung

als Beistand oder eines bei einem deutschen Gericht 

zugelassenen Rechtsanwalts als Verteidiger bedienen.

Art. 67

(1) Der Beschuldigte und sein Verteidiger sind be­

rechtigt, nach Einleitung des berufsgerichtlichen 

Verfahrens die Akten, die dem Berufsgericht vorlie­

gen, einzusehen sowie amtlich verwahrte Beweis­

stücke zu besichtigen. Vor Eröffnung des berufsge­

richtlichen Verfahrens kann der Vorsitzende und, so­

lange das Untersuchungsverfahren andauert, auch 

der Untersuchungsführer die Akteneinsicht versagen, 

wenn dadurch der Untersuchungszweck gefährdet 

würde. § 147 Abs. 3 StPO gilt entsprechend. Nach 

Eröffnung des berufsgerichtlichen Verfahrens kann 

das Recht des Beschuldigten auf persönliche Akten­

einsicht nur bei Vorliegen schwerwiegender Gründe 

eingeschränkt oder versagt werden.

(2) Die zuständige Berufsvertretung und die Re­

gierung sind berechtigt, die Akten des berufsgericht­

lichen Verfahrens einzusehen. Im übrigen darf Ak­

teneinsicht nur gewährt werden, wenn ein berechtig­

tes Interesse glaubhaft gemacht ist und vorrangige 

schutzwürdige Belange des Beschuldigten oder eines 

Dritten nicht entgegenstehen.

(3) Nach Abschluß des berufsgerichtlichen Verfah­

rens ist Absatz 2 mit der Maßgabe anzuwenden, daß 

über die Akteneinsicht der Präsident des die Akten 

verwahrenden Gerichts entscheidet.

Art. 68

(1) Erweist sich der Antrag auf Eröffnung des be­

rufsgerichtlichen Verfahrens als unzulässig oder als 

offensichtlich unbegründet, so kann der Vorsitzende 

des Gerichts den Antrag durch Beschluß zurückwei­

sen. Er kann den Antrag auch zurückweisen, wenn 

die Durchführung eines Verfahrens wegen der Ge­

ringfügigkeit der erhobenen Beschuldigung nicht er­

forderlich erscheint; hält der Vorsitzende die Vor­

aussetzungen für das Verfahren nach Art. 33 für ge­

geben, so übersendet er nach Ablauf der Frist des 

Absatzes 2 die Akten der für die Erteilung der 

Rüge zuständigen Berufsvertretung.

(2) Gegen die Zurückweisung des Antrages nach 

Absatz 1 kann der Antragsteller innerhalb von zwei 

Wochen nach der Zustellung die Beschlußfassung 

des Berufsgerichtes beantragen.

(3) Wird der Antrag nicht nach Absatz 1 zurückge­

wiesen oder hat das Berufsgericht den Beschluß des 

Vorsitzenden aufgehoben, so stellt der Vorsitzende 

den Antrag dem Beschuldigten und den übrigen An­

tragsberechtigten mit der Aufforderung zu, sich in­

nerhalb eines Monats zu dem Antrag zu äußern. Die 

Antragsberechtigten können dem berufsgerichtlichen 

Verfahren durch eine schriftliche Erklärung gegen­

über dem Berufsgericht in jeder Lage des Verfahrens 

als Antragsteller beitreten. Die Beitrittserklärung ist 

dem Beschuldigten und dem Antragsteller mitzu­

teilen.

Art. 69

(1) Ergibt sich auf Grund der Äußerungen, daß 

eine Verletzung der Berufspflichten nicht vorliegt, 

so gibt das Berufsgericht dem Antrag auf Eröffnung 

eines berufsgerichtlichen Verfahrens keine Folge.

(2) Werden weitere Ermittlungen für erforderlich 

gehalten, so beauftragt das Gericht den Unter­

suchungsführer mit der Durchführung eines Unter­

suchungsverfahrens.
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Art. 70

(1) Der Beschuldigte und der Antragsteller sind zu 

allen Beweiserhebungen zu laden. Der Beschuldigte 

ist in jedem Falle durch den Untersuchungsführer 

oder durch ein Gericht zu vernehmen.

(2) Der Untersuchungsführer hat zu allen Beweis­

erhebungen einen Schriftführer beizuziehen und ihn, 

wenn er nicht Beamter ist, auf diese Amtstätigkeit 

zu verpflichten.

Art. 71

Liegt nach dem Ergebnis des Untersuchungsver­

fahrens eine Verletzung der Berufspflichten nicht 

vor oder ist sie nicht nachzuweisen, so stellt das Be­

rufsgericht das Verfahren ein.

Art. 72

(1) Ergeben sich hinreichende Anhaltspunkte da­

für, daß der Beschuldigte seine Berufspflichten ver­

letzt hat, so eröffnet das Berufsgericht das berufs­

gerichtliche Verfahren durch einen Beschluß (Eröff­

nungsbeschluß), in dem die Verfehlungen anzuführen 

sind. Der Beschluß ist dem Beschuldigten und dem 

Antragsteller zuzustellen.

(2) Erweist sich die Verletzung der Berufspflichten 

als geringfügig, so kann das Berufsgericht das Ver­

fahren in jeder Lage durch unanfechtbaren Beschluß 

einstellen. Sind die Voraussetzungen für das Verfah­

ren nach Art. 33 gegeben, so übersendet der Vor­

sitzende die Akten der zuständigen Berufsver­

tretung.

Art. 73

(1) Der Termin der Hauptverhandlung wird von 

dem Vorsitzenden des Gerichts anberaumt.

(2) Dem Beschuldigten und seinem Verteidiger 

oder Beistand sowie dem Antragsteller muß die La­

dung mindestens zwei Wochen vor der Hauplver- 

handlung zugestellt werden.

(3) In leichteren Fällen kann das Berufsgericht 

ohne Eröffnungsbeschluß und ohne Hauptverhand­

lung durch Beschluß auf Verweis oder Geldbuße bis 

zu 1 000 Deutsche Mark erkennen (abgekürztes Ver­

fahren). Gegen diesen Beschluß können der Beschul­

digte und der Antragsteller binnen zwei Wochen Ein­

spruch erheben. Es findet dann die Hauptverhand­

lung statt.

(4) In der Hauptverhandlung kann sich der Be­

schuldigte durch einen Verteidiger vertreten lassen. 

Gegen einen Beschuldigten, der nicht erschienen und 

nicht vertreten ist, kann die Hauptverhandlung 

durchgeführt werden, wenn er ordnungsgemäß ge­

laden und in der Ladung darauf hingewiesen ist, daß 

in seiner Abwesenheit verhandelt werden kann.

Art. 74

(1) Das Berufsgericht kann unbeschadet seiner 

Aufklärungspflicht beschließen, daß

1. Niederschriften über die frühere Vernehmung ei­

nes Zeugen oder Sachverständigen im berufsge­

richtlichen Verfahren oder in einem anderen ge­

setzlich geordneten Verfahren gegen den Beschul­

digten,

2. das schriftliche Gutachten eines Sachverständigen 

zu verlesen sind. Einem Antrag auf Vernehmung 

dieses Zeugen oder eines Sachverständigen in der 

Hauptverhandlung ist zu entsprechen, wenn nicht 

der Zeuge oder der Sachverständige am Erscheinen 

verhindert ist oder ihm das Erscheinen wegen großer 

Entfernung nicht zugemutet werden kann.

(2) Der Beschluß nach Absatz 1 muß das zu 

verlesende Gutachten oder die zu verlesende Nie­

derschrift bezeichnen. Ergeht er vor der Hauptver­

handlung, so ist er dem Antragsteller und dem Be­

schuldigten mit dem Hinweis zuzustellen, daß der 

Antrag, den Zeugen oder Sachverständigen in der 

Hauptverhandlung zu vernehmen (Absatz 1 Satz 2), 

binnen zwei Wochen beim Berufsgericht zu stellen 

ist. Nach Ablauf dieser Frist braucht das Gericht 

dem Antrag nur zu entsprechen, wenn der Antrag­

steller darlegt, daß die Einvernahme der Zeugen 

oder Sachverständigen in der Hauptverhandlung zur 

Sachaufklärung erforderlich ist.

Art. 75

(1) Ist gegen den Beschuldigten wegen desselben 

Sachverhalts ein strafgerichtliches Verfahren an­

hängig, so kann ein berufsgerichtliches Verfahren 

zwar eröffnet werden, es ist aber bis zur Beendigung 

des strafgerichtlichen Verfahrens auszusetzen. Glei­

ches gilt, wenn ein solches Verfahren während des 

Laufes des berufsgerichtlichen Verfahrens anhängig 

wird. Das berufsgerichtliche Verfahren kann von 

Amts wegen oder auf Antrag eines Berechtigten 

fortgesetzt werden, wenn die Sachaufklärung gesi­

chert ist; das gleiche gilt, wenn im strafgerichtlichen 

Verfahren aus Gründen nicht verhandelt werden 

kann, die in der Person des Beschuldigten liegen.

(2) Wird der Beschuldigte im strafgerichtlichen 

Verfahren freigesprochen, so kann wegen des Sach­

verhalts, der Gegenstand der gerichtlichen Entschei­

dung war, ein berufsgerichtliches Verfahren nur 

fortgesetzt werden, wenn dieser Sachverhalt, auch 

ohne den Tatbestand einer Straf- oder Bußgeldvor­

schrift zu erfüllen, eine Verletzung der Berufs­

pflichten enthält.

(3) Die tatsächlichen Feststellungen eines rechts­

kräftigen Urteils im Strafverfahren oder Bußgeld­

verfahren, auf denen die Entscheidung beruht, sind 

im berufsgerichtlichen Verfahren, das denselben 

Sachverhalt zum Gegenstand hat, für das Gericht 

bindend. Das Gericht hat jedoch die nochmalige Prü­

fung solcher Feststellungen zu beschließen, deren 

Richtigkeit seine Mitglieder mit Stimmenmehrheit 

bezweifeln; dies ist in den Urteilsgründen zum Aus­

druck zu bringen.

(4) Kommt das Berufsgericht zu der Feststellung, 

daß die Schwere der Verfehlung einen Entzug der 

Approbation oder Bestallung erfordert, setzt es das 

Verfahren aus und legt die Akten unter Darlegung 

der Gründe der zuständigen Behörde zur Entschei­

dung über den Entzug vor. Wird die Approbation 

oder Bestallung entzogen, so stellt das Gericht das 

berufsgerichtliche Verfahren ein. Wird der Entzug 

von der zuständigen Behörde abgelehnt oder erfolgt 

innerhalb einer angemessenen Frist keine Entschei­

dung durch die zuständige Behörde, so kann das be­

rufsgerichtliche Verfahren wieder aufgenommen 

werden.

Art. 76

(1) Wird gegen ein beamtetes Mitglied der Berufs­

vertretungen, das einer Verletzung der Berufs­

pflichten beschuldigt ist, wegen desselben Sachver­

halts ein Disziplinarverfahren eingeleitet, so findet 

auf das berufsgerichtliche Verfahren Art. 75 Abs. 1 

und 3 entsprechende Anwendung.

(2) Nach Beendigung des Disziplinarverfahrens 

kann das berufsgerichtliche Verfahren fortgesetzt 

werden, wenn

1. die Verletzung der Berufspflichten nicht als
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Dienstvergehen mit einer Disziplinarmaßnahme 

geahndet worden ist,

2. neben der Disziplinarmaßnahme Maßnahmen nach 

Art. 56 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 zusätzlich erforderlich 

sind, um das Mitglied zur Erfüllung seiner Berufs­

pflichten anzuhalten und das Ansehen des Berufs­

standes zu wahren, oder

3. neben der Disziplinarmaßnahme Maßnahmen nach 

Art. 56 Abs. 1 Nr. 3 oder Nr. 4 in Frage kommen.

Art. 77

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes be­

stimmt ist, sind die Vorschriften des Gerichtsverfas­

sungsgesetzes über Öffentlichkeit, Sitzungspolizei 

und Gerichtssprache auf das Verfahren vor dem Be­

rufsgericht und dem Landesberufsgericht entspre­

chend anzuwenden.

(2) Die Vorschriften über ärztliche Schweigepflicht 

finden Anwendung.

(3) Die Öffentlichkeit kann auch zur Wahrung des 

Berufsgeheimnisses für die Hauptverhandlung ganz 

oder zum Teil ausgeschlossen werden.

Art. 78

(1) Die Hauptverhandlung endet mit der Verkün­

dung des Urteils.

(2) Das Urteil darf nur auf Tatsachen und Beweis­

ergebnisse gestützt werden, die Gegenstand der 

Hauptverhandlung waren.

(3) Auf die Beratung und Abstimmung finden die 

Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes und 

des § 263 StPO entsprechende Anwendung.

(4) Das Urteil wird durch Verlesen der Urteils­

formel und Mitteilung der wesentlichen Urteils­

gründe verkündet. Es ist schriftlich abzufassen und 

mit Gründen zu versehen. Das Urteil ist von dem 

Vorsitzenden und den Beisitzern zu unterzeichnen 

und mit Rechtsmittelbelehrung dem Beschuldigten, 

seinem Verteidiger, seinem Beistand sowie dem An­

tragsteller zuzustellen.

Art. 79

(1) Gegen die Urteile der Berufsgerichte können 

der Beschuldigte und der Antragsteller Berufung 

einlegen.

(2) Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach 

Zustellung des Urteils beim Berufsgericht schriftlich 

oder zur Niederschrift der Geschäftsstelle einzulegen. 

Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Be­

rufung innerhalb der Frist beim Landesberufsgericht 

eingeht.

Art. 80

Für das Verfahren vor dem Landesberufsgericht 

gelten die Vorschriften über das Verfahren vor dem 

Berufsgericht entsprechend, soweit nichts Abwei­

chendes bestimmt ist.

Art. 81

(1) Das Landesberufsgericht verwirft die Berufung 

durch einen mit Gründen versehenen Beschluß, wenn 

sie nicht frist- oder formgerecht eingelegt ist. Der 

Berufungskläger kann innerhalb eines Monats nach 

Zustellung des Beschlusses mündliche Verhandlung 

beantragen.

(2) Werden vor dem Landesberufsgericht neue Be­

schuldigungen erhoben, so kann darüber nur ver­

handelt und entschieden werden, wenn der Beschul­

digte nach ausdrücklichem Hinweis der Einbezie­

hung des neuen Sachverhalts zustimmt. In diesem

Falle ist der Eröffnungsbeschluß durch das Landes­

berufsgericht zu ergänzen.

(3) Soweit das Landesberufsgericht die Berufung 

für zulässig und begründet hält, hebt es das Urteil 

des Berufsgerichts auf und entscheidet in der Sache 

selbst. Das Landesberufsgericht kann durch Urteil 

die angefochtene Entscheidung aufheben und die 

Sache zurückverweisen, wenn das Verfahren erster 

Instanz an einem wesentlichen verfahrensrechtlichen 

Mangel leidet.

(4) Das Urteil darf in Art und Höhe der Rechts­

folgen nicht zum Nachteil des Beschuldigten geändert 

werden, wenn lediglich zugunsten des Beschuldigten 

Berufung eingelegt wurde.

Art. 82

(1) Gegen alle vom Berufsgericht im ersten Rechts­

zug erlassenen Beschlüsse und gegen die Verfügungen 

des Vorsitzenden ist, soweit sie bei sinngemäßer An­

wendung der Strafprozeßordnung anfechtbar sind, 

die Beschwerde zulässig. Sie ist binnen zweier Wo­

chen nach Bekanntmachung der Entscheidung beim 

Berufsgericht des ersten Rechtszuges einzulegen.

(2) Wird die Beschwerde vom Berufsgericht des 

ersten Rechtszuges für begründet erachtet, so hilft 

es ihr ab. Andernfalls legt es die Beschwerde binnen 

einer Woche dem Landesberufsgericht vor. Das Lan­

desberufsgericht entscheidet durch Beschluß.

Art. 83

Ein nach diesem Gesetz durch rechtskräftige Ent­

scheidung beendetes Verfahren kann unter denselben 

Voraussetzungen wieder aufgenommen werden wie 

ein Strafverfahren. Die Wiederaufnahme kann von 

dem Beschuldigten oder den gemäß Art. 66 Abs. 1 

Berechtigten beantragt werden.

Art. 84

(1) In jeder Entscheidung, die das Verfahren der 

Instanz beendet, muß bestimmt werden, wer die Ko­

sten des Verfahrens zu tragen hat.

(2) Für das berufsgerichtliche Verfahren werden 

Gebühren nur erhoben, wenn auf eine der in Art. 56 

genannten Maßnahmen erkannt wird. Die Gebühren 

hat der Beschuldigte zu tragen. Sie betragen für jede 

Instanz mindestens 50 Deutsche Mark, höchstens 

1 000 Deutsche Mark. Das Gericht bestimmt in der 

Entscheidung die Höhe der Gebühren unter Berück­

sichtigung der Schwierigkeit der Sache sowie der 

persönlichen Verhältnisse des Beschuldigten nach 

pflichtgemäßem Ermessen.

(3) Die Auslagen des berufsgerichtlichen Verfah­

rens können ganz oder teilweise auferlegt werden

1. dem Beschuldigten, wenn auf eine der in Art. 56 

genannten Maßnahmen erkannt wurde; sind durch 

Untersuchungen zur Aufklärung bestimmter bela­

stender oder entlastender Umstände besondere 

Auslagen entstanden und sind diese Untersuchun­

gen zugunsten des Beschuldigten ausgegangen, so 

dürfen die besonderen Auslagen insoweit dem Be­

schuldigten nicht auferlegt werden;

2. dem Antragsteller, soweit er Auslagen durch sein 

Verhalten herbeigeführt hat.

Art. 85

(1) Die dem Beschuldigten erwachsenen notwendi­

gen Auslagen sind im Falle der Antragstellung nach 

Art. 33 Abs. 5 Satz 1 oder Art. 66 Abs. 1 Nr. 1 der 

Berufsvertretung und im Falle der Antragstellung



80 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 6/1978

nach Art. 66 Abs. 1 Nr. 2 der Staatskasse aufzuerle­

gen, wenn der Beschuldigte freigesprochen oder das 

Verfahren eingestellt wird, nachdem der Beschuldig­

te aufgefordert worden ist, sich zu dem Antrag auf 

Eröffnung des berufsgerichtlichen Verfahrens zu 

äußern. Im übrigen trägt der Beschuldigte die ihm 

erwachsenen Auslagen selbst. § 467 Abs. 2 bis 4 StPO 

findet sinngemäß Anwendung.

(2) Die dem Beschuldigten erwachsenen notwendi­

gen Auslagen können nach Maßgabe des Absatzes 1 

Satz 1 ganz oder teilweise der Berufsvertretung oder 

der Staatskasse auferlegt werden, wenn die zur Last 

gelegten Verfehlungen nur zum Teil die Grundlage 

einer gemäß Art. 56 verhängten Maßnahme bilden. 

Satz 1 gilt auch, wenn durch Untersuchungen zur 

Aufklärung bestimmter belastender oder entlasten­

der Umstände dem Beschuldigten besondere Ausla­

gen erwachsen und diese Untersuchungen zugunsten 

des Beschuldigten ausgegangen sind.

(3) Wird ein von der Berufsvertretung oder der 

Regierung eingelegtes Rechtsmittel zurückgenom­

men oder bleibt es erfolglos, so sind die dem Be­

schuldigten im Rechtsmittelverfahren erwachsenen 

notwendigen Auslagen der Berufsvertretung bzw. 

der Staatskasse aufzuerlegen. Bei Rücknahme oder 

Erfolglosigkeit eines vom Beschuldigten eingelegten 

Rechtsmittels trägt er die ihm erwachsenen Auslagen 

selbst.

(4) Hat der Beschuldigte das Rechtsmittel be­

schränkt und hat es Erfolg, so sind die notwendigen 

Auslagen des Beschuldigten nach Maßgabe des Ab­

satzes 1 Satz 1 der Berufsvertretung bzw. der Staats­

kasse aufzuerlegen. Im übrigen findet Absatz 1 Satz 

2 Anwendung.

(5) Hat ein Rechtsmittel teilweise Erfolg, so sind 

die notwendigen Auslagen des Beschuldigten teil­

weise oder ganz nach Maßgabe des Absatzes 1 Satz 1 

der Berufsvertretung bzw. der Staatskasse aufzu­

erlegen, soweit es unbillig wäre, den Beschuldigten 

damit zu belasten. Im übrigen findet Absatz 1 Satz 2 

Anwendung.

(6) Zu den notwendigen Auslagen gehören auch

1. die Entschädigung für eine notwendige Zeitver­

säumnis nach den Vorschriften, die für die Ent­

schädigung von Zeugen gelten,

2. die Gebühren und Auslagen eines Rechtsanwalts, 

soweit sie nach § 91 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung 

zu erstatten wären, sowie die Auslagen eines son­

stigen Beistandes.

(7) Für die Festsetzung und die Vollstreckung der 

dem Beschuldigten zu erstattenden notwendigen 

Auslagen gelten die Vorschriften für das Strafver­

fahren sinngemäß.

Art. 86

(1) Die auf Grund dieses Gesetzes ergangenen Ent­

scheidungen werden vollstreckbar, soweit sie rechts­

kräftig geworden sind.

(2) Der Verweis gilt mit Eintritt der Rechtskraft 

der Entscheidung als erteilt. Zum gleichen Zeitpunkt 

werden die Entziehung der Delegierteneigenschaft 

und der Mitgliedschaft in Organen der Berufsvertre­

tung sowie die Entziehung der Wählbarkeit nach 

Art. 56 Abs. 1 Nr. 4 wirksam.

Art. 87

Soweit das Verfahren nicht in diesem Gesetz ge­

regelt ist, finden die Vorschriften der Strafprozeß­

ordnung und des Gerichtsverfassungsgesetzes mit 

Ausnahme derjenigen, welche die Mitwirkung der

Staatsanwaltschaft betreffen, sinngemäß Anwen­

dung.

Art. 88

Für die Vollstreckung von Geldbußen und Kosten 

sind die für das Strafverfahren geltenden Vollstrek- 

kungsvorschriften sinngemäß anzuwenden.

Art. 89

(1) Eintragungen in den bei der Berufsvertretung 

geführten Personalakten über eine Maßnahme nach 

Art. 56 Abs. 1 sind nach zehn Jahren zu tilgen. Die 

über diese berufsgerichtlichen Maßnahmen entstan­

denen Vorgänge sind aus den Personalakten zu ent­

fernen und zu vernichten.

(2) Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem die 

berufsgerichtliche Maßnahme unanfechtbar gewor­

den ist.

(3) Die Frist endet nicht, solange gegen den Betref­

fenden ein Strafverfahren, ein berufsgerichtliches 

Verfahren oder ein Disziplinarverfahren anhängig 

ist, eine andere berufsgerichtliehe Maßnahme noch 

nicht zu tilgen ist oder ein auf Geldbuße lautendes 

berufsgerichtliches Urteil noch nicht vollstreckt ist.

(4) Nach Ablauf der Frist dürfen die Berufspflicht­

verletzung und die Verurteilung dem Betreffenden 

im Rechtsverkehr nicht mehr vorgehalten und zu 

seinem Nachteil verwertet werden.

(5) Die Absätze 1 bis 4 finden bei berufsaufsicht- 

lichen Maßnahmen nach Art. 33 entsprechend An­

wendung, wobei die Tilgungsfrist fünf Jahre beträgt.

Art. 90

(1) Die persönlichen und sachlichen Kosten der Be­

rufsgerichtsbarkeit sind dem Freistaat Bayern am 

Schluß eines jeden Rechnungsjahres von den Lan­

deskammern im Verhältnis der Zahl der Berufsge­

richtsverfahren, die die Mitglieder der einzelnen Be­

rufsvertretungen betrafen, zu erstatten.

(2) Soweit die Einnahmen des Berufsgerichts an Ko­

sten und Geldbußen die nach Absatz 1 dem Freistaat 

Bayern zu erstattenden Kosten übersteigen, sind sie 

im nächsten Rechnungsjahr in dem in Absatz 1 ge­

nannten Verhältnis den Landeskammern zur Ver­

wendung für die bei ihnen bestehenden Wohlfahrts­

einrichtungen zuzuführen.

(3) Das Staatsministerium der Justiz kann im Be­

nehmen mit dem Staatsministerium des Innern mit 

den einzelnen Berufsvertretungen anstelle der in den 

Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Einzelberechnung 

Pauschalerstattungen vereinbaren.

Art. 91

Das Staatsministerium der Justiz führt die Auf­

sicht über die Berufsgerichte und das Landesberufs­

gericht.

Sechster Teil

Schluß- und Übergangsbestimmungen

Art. 92

(1) Die auf Grund des bisher geltenden Rechts ge­

wählten Organe der Berufsvertretungen bleiben für 

die Dauer ihrer Wahlzeit im Amt.

(2) Die nach dem bisherigen Recht erlassenen Sat­

zungen, Berufsordnungen und Beitragsordnungen 

bleiben bis zum Erlaß der entsprechenden neuen
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Vorschriften, spätestens jedoch bis zum 1. Oktober 

1959 in Kraft, soweit sie den Vorschriften dieses Ge­
setzes nicht widersprechen.

Art. 93

Die Staatsministerien des Innern und der Justiz 
erlassen die zum Vollzug dieses Gesetzes erforderli­

chen Ausführungs- und Überleitungsvorschriften.

Art. 94 *)

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 1957 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft

1. die Abschnitte 2 (Die Deutsche Tierärzteschaft), 3 
(Bestrafung von Berufsvergehen) und 4 (Staats­
aufsicht) der Reichstierärzteordnung vom 3. April 
1936 (RGBl I S. 347) in der Fassung der Verord­
nungen zur Ergänzung der Reichstierärzteordnung 
vom 7. März und 30. November 1940 (RGBl I S. 484 
und 1545), die 2. VO zur Durchführung der Reichs­

tierärzteordnung vom 5. März 1937 (RGBl I S. 278) 
sowie die Verordnung über die Errichtung einer 
Tierärztekammer für den Staat Bayern vom 31. 
Mai 1946 (GVB1 S. 191),

2. die Abschnitte 2 (Die Reichsapothekerkammer und 
die Bezirksapothekerkammern), 3 (Berufsgerichts­

barkeit) und 4 (Staatsaufsicht) der Reichsapothe­
kerordnung vom 18. April 1937 (RGBl I S. 457) so­
wie die Verfahrensordnung für die Apothekerbe­

rufsgerichte vom 8. Oktober 1937 (RGBl I S. 1122).

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in 
der ursprünglichen Fassung vom 15. Juli 1957 (GVB1 S. 162, 
ber. S. 176). Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren 
Änderungen ergibt sich aus den jeweiligen Änderungs­
gesetzen.

Bekanntmachung 
der Neufassung des 

Finanzausgleichsgesetzes

Vom 20. Februar 1978

Auf Grund des § 4 Abs. 3 des Gesetzes zur Ände­
rung des Finanzausgleichsgesetzes vom 12. Januar 
1978 (GVB1 S. 2) wird nachstehend der Wortlaut des 
Finanzausgleichsgesetzes in der Fassung der Be­

kanntmachung vom 4. August 1977 (GVB1 S. 455), ge­
ändert durch Gesetz vom 12. Januar 1978, in der ab 

1. Januar 1978 geltenden Fassung bekanntgemacht.

München, den 20. Februar 1978

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen
Max S t r e i b 1, Staatsminister

Gesetz
über den Finanzausgleich zwischen Staat, 
Gemeinden und Gemeindeverbänden 
(Finanzausgleichsgesetz — FAG) 
in der Fassung der Bekanntmachung

vom 20. Februar 1978

Art. 1

(1) Der Staat gewährt den Gemeinden und Land­

kreisen im Rahmen der verbundenen Steuerwirt­
schaft in jedem Haushaltsjahr (Finanzausgleichsjahr) 

ein Neuntel (Anteilmasse) des Ist-Aufkommens der

Landesanteile der Einkommen- und Körperschaft­
steuer, der Umsatzsteuer und der Gewerbesteuerum­
lage sowie der Einnahmen aus dem Länderfinanzaus­
gleich (Verbundmasse), die ihm im Zeitraum vom 

1. Oktober des vorvorhergehenden bis zum 30. Sep­
tember des vorhergehenden Jahres zugeflossen sind.

(2) Der Anteilmasse sind die Schlüsselmasse, die 
Mittel für Leistungen nach Art. 3a und 3b sowie der 

Verstärkungsbetrag für Beihilfen nach Art. 10 (Ver­
bundleistungen) zu entnehmen. Für die Höhe der ein­
zelnen Verbundleistungen ist die Bewilligung im 
Staatshaushaltsplan maßgebend, soweit dieses Gesetz 

nichts anderes bestimmt.

(3) Die Schlüsselmasse wird über die Schlüsselzu­

weisungen dergestalt an die Gemeinden und Land­
kreise verteilt, daß die Gemeinden 64 v. H. und die 

Landsreise 36 v. H. der Schlüsselmasse erhalten. Die 
Schlüsselzuweisungen werden nach einem Schlüssel 
berechnet, der für jedes Haushaltsjahr aufgestellt 
wird; sie werden in vierteljährlichen Teilbeträgen 

verteilt.

Art. 2

(1) Bei der Berechnung der Schlüsselzuweisung je­
der Gemeinde wird von der durchschnittlichen Aus­
gabebelastung und der eigenen Steuerkraft ausge­
gangen. Dabei ist der Mehrbelastung Rechnung zu 
tragen, die durch die Lage in den leistungsschwäche- 
ren Grenzbezirken des Landes und den Bevölke­
rungszuwachs verursacht wird; bei kreisfreien Ge­
meinden wird zusätzlich eine überdurchschnittliche 
Sozialhilfebelastung berücksichtigt.

(2) Die Schlüsselzuweisung wird in der Weise ge­
funden, daß von einer in Deutscher Mark ausgedrück­
ten Meßzahl, in der die in Absatz 1 genannten Tat­
sachen berücksichtigt werden (Ausgangsmeßzahl), 
eine andere Meßzahl abgezogen wird, die der eigenen 
Steuerkraft der Gemeinde Ausdruck gibt (Steuer­
kraftmeßzahl). Ist die Ausgangsmeßzahl größer als 
die Steuerkraftmeßzahl, so erhält die Gemeinde 
50 v. H. des Unterschiedsbetrages als Schlüssel­
zuweisung.

(3) Die Ausgangsmeßzahl wird nach einem einheit­
lichen Grundbetrag berechnet. Der Grundbetrag wird 
für jedes Haushaltsjahr so festgesetzt, daß der als 
Gemeindeschlüsselmasse (Art. 1) zur Verfügung ste­

hende Betrag aufgebraucht wird.

Art. 3

(1) Die Ausgangsmeßzahl wird gefunden, indem die 
folgenden Ansätze nach der Einwohnerzahl zusam­
mengerechnet und mit dem nach Art. 2 Abs. 3 fest­
gesetzten Grundbetrag vervielfältigt werden; hier­
bei werden für die Ermittlung der Ausgangsmeßzahl 

und des Hauptansatzes nach Nummer 1, jedoch nicht 
der für die Ansätze nach Nummern 2 und 3 maß­
gebenden Einwohnerzahl, diejenigen Personen mit 
weiterem Wohnsitz in der Gemeinde, die in einer 
anderen Gemeinde zur Wohnbevölkerung gehören, 
der Einwohnerzahl der Gemeinde zugerechnet:

1. Ein Hauptansatz nach der Gemeindegröße 

Der Hauptansatz beträgt für eine Gemeinde 

mit nicht mehr als 3 000 Einwohnern
100 v. H. der Einwohnerzahl, 

mit 10 000 Einwohnern
110 v. H. der Einwohnerzahl, 

mit 25 000 Einwohnern
125 v. H. der Einwohnerzahl, 

mit 50 000 Einwohnern
135 v. H. der Einwohnerzahl,
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mit 100 000 Einwohnern
140 v. H. der Einwohnerzahl, 

mit 250 000 Einwohnern
145 v. H. der Einwohnerzahl, 

mit 500 000 Einwohnern
150 v. H. der Einwohnerzahl;

bei Gemeinden mit mehr als 500 000 Einwohnern 
beträgt der Hauptansatz 150 v. H. zuzüglich 1 v. H. 
für je weitere 100 000 Einwohner.

Für Gemeinden mit dazwischenliegenden Einwoh­
nerzahlen gelten die entsprechenden dazwischen­
liegenden Beträge.

2. Ein Grenzlandansatz

Den Gemeinden, die ganz oder mit einem Teil ihres 
Gemeindegebietes nicht weiter als 60 km von der 
Grenze der Bundesrepublik Deutschland zur Deut­
schen Demokratischen Republik oder der Tsche­
choslowakischen Sozialistischen Republik entfernt 
sind und deren Steuerkraftmeßzahl ie Einwohner 
unter 120 v. H. des Durchschnitts der Steuerkraft­
meßzahl liegt, wird ein Ergänzungsansatz gewährt. 
Dieser beträgt bis zu einer Steuerkraftmeßzahl von 
100 v. H. des Landesdurchschnitts 10 v. H. des 
Hauptansatzes. Liegt die Steuerkraftmeßzahl zwi­
schen 100 und 120 v. H. des Landesdurchschnitts, 
ermäßigt sich der Zuschlag um die Hälfte der Zahl, 
um die der Vomhundertsatz der eigenen Steuer­
kraft den Landesdurchschnitt übersteigt. Für Ge­
meinden, die ganz oder mit einem Teil ihres Ge­
meindegebietes nicht weiter als 40 km von der 
Grenze der Bundesrepublik Deutschland zur Deut­
schen Demokratischen Republik oder der Tschecho­
slowakischen Sozialistischen Republik entfernt 
sind, erhöht sich der Grenzlandansatz nach den 
Sätzen 2 und 3 um die Hälfte.
Der Landesdurchschnitt der Steuerkraft wird je­
weils für die kreisangehörigen Gemeinden und die 
kreisfreien Gemeinden gesondert ermittelt; bei der 
Berechnung des Grenzlandansatzes für Große 
Kreisstädte ist vom Landesdurchschnitt der kreis­
freien Gemeinden auszugehen.

3. Ein Ansatz für den Bevölkerungszuwachs

Dem Bevölkerungszuwachs wird in der Weise 
Rechnung getragen, daß der Hauptansatz um ein 
Drittel des Vomhundertsatzes des Bevölkerungszu­
wachses der jeweils letzten zehn Jahre bis zum 
31. Dezember des dem Finanzausgleichsjahr vor­
vorhergehenden Jahres, höchstens jedoch um ein 
Drittel des Hauptansatzes erhöht wird.

4. Ein Ansatz für Sozialhilfebelastung

Der überdurchschnittlichen Sozialhilfebelastung 
wird in der Weise Rechnung getragen, daß bei 
kreisfreien Gemeinden, die eine im Verhältnis zu 
ihren Umlagegrundlagen (Art. 21 Abs. 3) über­
durchschnittliche Belastung aufweisen, dem Haupt­
ansatz jeweils das Eineinhalbfache der Prozent­
punkte hinzugezählt wird, die den Satz der lan­
desdurchschnittlichen Sozialhilfebelastung der 
kreisfreien Gemeinden und Landkreise überstei­
gen. Die Staatsministerien der Finanzen und des 
Innern werden ermächtigt, die für die Ermittlung 
der Sozialhilfebelastung erforderlichen Durchfüh­
rungsbestimmungen zu erlassen.

(2) Gemeinden, deren Steuerkraftmeßzahl je Ein­
wohner unter 75 v. H. des mit dem Vomhundertsatz 
ihres Hauptansatzes angesetzten Landesdurchschnitts 
bleibt, erhalten zur stärkeren Auffüllung ihrer un­
terdurchschnittlichen Steuerkraft 20 v. H. des Unter­
schieds als Sonderschlüsselzuweisung.

(3) Bei Gemeinden, die im Zuge der Landkreisre­
form den Kreissitz verloren haben, werden der Be­
rechnung der Schlüsselzuweisungen bis einschließ­
lich des Jahres 1978 mindestens die Einwohnerzahlen 
zugrundegelegt, die für die Berechnung der Schlüs­
selzuweisungen für das Jahr 1972 maßgebend waren.

Art. 3a

(1) Der Zusammenschluß zweier oder mehrerer Ge­
meinden sowie die Eingliederung einer Gemeinde in 
eine oder mehrere andere Gemeinden (Zusammen­
legung von Gemeinden) gemäß Art. 11 Abs. 2 Nr. 1 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern wird 
nach Maßgabe dieses Gesetzes gefördert, wenn die 
Zusammenlegung in der Zeit vom 2. April 1971 bis 
einschließlich 1. Mai 1978 in Kraft tritt; in den Fällen, 
in denen die Zusammenlegung nach dem 1. Januar 
1974 in Kraft tritt, ist für die Förderung weiterhin 
Voraussetzung, daß die für die Zusammenlegung er­
forderlichen Beschlüsse bis einschließlich 1. Januar 
1976 gefaßt sind und die schriftliche Einverständnis­
erklärung der Gemeinden bis 1. März 1976 vorliegt. 
§ 3 Abs. 4 Satz 3 des Gesetzes zur Änderung des Ge­
setzes über den Finanzausgleich zwischen Staat, Ge­
meinden und Gemeindeverbänden (Finanzausgleichs­
gesetz — FAG) und des Gesetzes über Beihilfen des 
Bayerischen Staates für den kommunalen Schul­
hausbau vom 27. Juli 1971 (GVB1 S. 254) in der je­
weils geltenden Fassung bleibt unberührt.

(2) Gemeindezusammenlegungen werden nur ge­
fördert, wenn die aus der Zusammenlegung hervor­
gehende Gemeinde nicht mehr als 50 000 Einwohner 
hat; bei der Förderung werden aufgenommene Ge­
meinden nur berücksichtigt, wenn ihre jeweilige Ein­
wohnerzahl im Zeitpunkt der Zusammenlegung 5 000 
nicht übersteigt.

(3) Als aufnehmende Gemeinde gilt die Gemeinde 
oder der Gemeindeteil, die oder der im Zeitpunkt der 
Zusammenlegung die höchste Einwohnerzahl auf­
weist; die anderen Gemeinden oder Gemeindeteile 
gelten als aufgenommene Gemeinden.

(4) Die aus der Zusammenlegung hervorgegangene 
Gemeinde erhält neben der Schlüsselzuweisung nach 
Art. 2 und 3 für jede aufgenommene Gemeinde nach 
einem Ausgangsbetrag bemessene zusätzliche Schlüs­
selzuweisungen. Der Ausgangsbetrag beträgt bei Zu­
sammenlegungen, die von den Gemeinderäten der 
beteiligten Gemeinden bis einschließlich 1. Januar 
1972 beschlossen worden sind und die bis einschließ­
lich 1. Mai 1978 in Kraft treten, 70 v. H., in den übri­
gen Fällen 50 v. H. der Schlüsselzuweisungen, die die 
aufgenommene Gemeinde im Durchschnitt der letz­
ten drei Jahre vor der Zusammenlegung nach Art. 2 
und 3 erhalten hat. Der Ausgangsbetrag wird im er­
sten Jahr voll, im zweiten Jahr mit 90 v. H., im drit­
ten Jahr mit 80 v. H., im vierten Jahr mit 60 v. H., im 
fünften Jahr mit 40 v. H. und im sechsten Jahr mit 
20 v. H. gewährt (zusätzliche Schlüsselzuweisungen). 
Die Summe der Beträge, welche die aus der Zusam­
menlegung hervorgegangene Gemeinde aus den 
Schlüsselzuwcisungen nach Art. 2 und 3 und den zu­
sätzlichen Schlüsselzuweisungen erhält, wird auf die 
Dauer von vier Jahren auf den Betrag aufgefüllt, 
der den beteiligten Gemeinden im Durchschnitt der 
letzten drei Jahre vor der Zusammenlegung an 
Schlüsselzuweisungen zugeflossen ist (Besitzstands­
garantie).

(5) Für die Berechnung der Umlagegrundlagen 
(Art. 18 Abs. 3, Art. 21 Abs. 3) bleiben die Leistungen 
nach Absatz 4 außer Ansatz.

(6) Bei Zusammenlegungen, die nach dem 1. April 
1971 in Kraft treten, erhält die aus der Zusammen-
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legung hervorgegangene Gemeinde je Einwohner der 
aufgenommenen Gemeinde einen Forderungsbetrag 
von 80 DM, der in vier gleichen Jahresraten gewährt 
wird. Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend.

(7) Ist eine aus einer nach dem 1. April 1971 in 
Kraft getretenen Gemeindezusammenlegung hervor­
gegangene Gemeinde an einer weiteren Gemeindezu­
sammenlegung beteiligt, so werden die neuen Lei­
stungen nach den Absätzen 4 und 6 so ermittelt, als 
ob die Gemeindezusammenlegungen ausschließlich 
im Zeitpunkt der weiteren Zusammenlegung erfolgt 
wären; falls hierdurch die Gesamtbeträge der gleich­
artigen Leistungen gemindert würden, die sich auf 
Grund der vorhergehenden Zusammenlegung erge­
ben, verbleibt es bei den Gesamtbeträgen dieser Lei­
stungen. Auf die sich hiernach gemäß den Absätzen 
4 und 6 ergebenden jährlichen Leistungen werden 
die jeweils in den früheren Jahren erbrachten gleich­
artigen Leistungen angerechnet. Dabei wird für die 
Ermittlung der jährlich anzurechnenden Leistungen 
unterstellt, daß die frühere Zusammenlegung gleich­
zeitig mit der weiteren Zusammenlegung in Kraft 
getreten ist. Eine Anrechnung unterbleibt insoweit, 
als die jährlich anzurechnenden Beträge größer sind 
als die auf Grund der weiteren Zusammenlegung zu 
erbringenden Leistungen.

(8) Die Staatsministerien der Finanzen und des 
Innern werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
die für die Ermittlung, Auszahlung und Anrechnung 
der nach diesem Artikel zu erbringenden Leistungen 
erforderlichen Durchführungsbestimmungen zu er­
lassen.

Art. 3b

(1) Verwaltungsgemeinschaften nach Art. 3 des Er­
sten Gesetzes zur Stärkung der kommunalen Selbst­
verwaltung vom 27. Juli 1971 (GVB1 S. 247) werden 
nach Maßgabe dieses Gesetzes gefördert, wenn die 
Bildung oder Erweiterung der Verwaltungsgemein­
schaft bis einschließlich 1. Mai 1978 in Kraft tritt; in 
den Fällen, in denen die Bildung oder Erweiterung 
der Verwaltungsgemeinschaft nach dem 1. Januar 
1974 in Kraft tritt, ist für die Förderung weiterhin 
Voraussetzung, daß die für die Bildung oder Erwei­
terung der Verwaltungsgemeinschaft erforderlichen 
Beschlüsse bis einschließlich 1. Januar 1976 gefaßt 
sind und der Antrag bis einschließlich 1. März 1976 
vorliegt.

(2) Die Verwaltungsgemeinschaft erhält für jeden 
Einwohner einen Forderungsbetrag. Die Forderungs­
beträge je Einwohner sind so zu bemessen, daß sie 
die Forderungsbeträge nicht überschreiten, die im 
Falle einer Zusammenlegung der an einer Verwal­
tungsgemeinschaft beteiligten Gemeinden nach 
Art. 3a Abs. 6 gewährt würden. Maßgebend für die 
Berechnung der Forderungsbeträge ist die Zahl der 
Einwohner der beteiligten Gemeinden im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Rechtsverordnung nach Art. 5 
des Ersten Gesetzes zur Stärkung der kommunalen 
Selbstverwaltung. Die Forderungsbeträge werden in 
vier gleichen Jahresraten gewährt. Bei der Anrech­
nung der einer Verwaltungsgemeinschaft gewährten 
Forderungsbeträge im Sinne der nachfolgenden Ab­
sätze gelten die Forderungsbeträge als ausschließ­
lich denjenigen Gemeinden gewährt, die bei einer 
Zusammenlegung als aufgenommene Gemeinden 
(Art. 3a Abs. 3) anzusehen wären.

(3) Werden einer Verwaltungsgemeinschaft nach­
träglich eine oder mehrere Gemeinden auf Antrag 
eingegliedert (Art. 3 Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur 
Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung), so 
findet für die Ermittlung der neuen Forderungsbe­

träge nach Absatz 2 und für die Anrechnung der bis­
her an die Verwaltungsgemeinschaft gewährten For­
derungsbeträge Art. 3a Abs. 7 sinngemäß Anwen­
dung.

(4) Wird eine Gemeinde aus der Verwaltungsge­
meinschaft entlassen (Art. 11 des Ersten Gesetzes zur 
Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung), so 
werden die neuen Forderungsbeträge so ermittelt, 
als ob die Bildung der Verwaltungsgemeinschaft im 
Zeitpunkt der Entlassung erfolgt wäre; die Frist des 
Absatzes 1 findet insoweit keine Anwendung. Auf die 
sich hiernach ergebenden Forderungsbeträge werden 
die bereits gewährten Forderungsbeträge angerech­
net; Art. 3a Abs. 7 gilt sinngemäß.

(5) Beteiligt sich eine Gemeinde, für die Forde­
rungsbeträge nach diesem Artikel gewährt worden 
sind, an einer Zusammenlegung von Gemeinden oder 
wird eine solche Gemeinde Mitgliedsgemeinde einer 
anderen Verwaltungsgemeinschaft, so sind die für 
diese Gemeinde gewährten Forderungsbeträge (Ab­
satz 2 Satz 5) auf die nach Art. 3a Abs 6 oder nach 
Absatz 2 dieses Artikels zu gewährenden Forde­
rungsbeträge anzurechnen. Art. 3a Abs. 7 Satz 4 gilt 
sinngemäß.

(6) Wird eine Gemeinde, die aus einer gemäß Art. 3a 
Abs. 6 geförderten Zusammenlegung entstanden ist, 
Mitgliedsgemeinde einer Verwaltungsgemeinschaft, 
so werden die ihr nach Art. 3a Abs. 6 für aufgenom­
mene Gemeinden gewährten Forderungsbeträge auf 
die ihr nach Absatz 2 Satz 5 zurechenbaren Forde­
rungsbeträge, insoweit diese auf die Einwohner der 
bei der Zusammenlegung aufgenommenen Gemein­
den entfallen, angerechnet. Art. 3a Abs. 7 Satz 4 gilt 
sinngemäß.

(7) Die Staatsministerien der Finanzen und des In­
nern werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
für die Ermittlung, Auszahlung und Anrechnung der 
Forderungsbeträge erforderlichen Durchführungsbe­
stimmungen zu erlassen.

Art. 4

(1) Als Steuerkraftmeßzahl (Art. 2 Abs. 2) gilt die 
Summe der Steuerkraftzahlen.

(2) Als Steuerkraftzahlen werden angesetzt:

a) bei der Grundsteuer von den land- und forstwirt­
schaftlichen Betrieben (Grundsteuer A) die Meß­
beträge mit 260 v. H.,

b) bei der Grundsteuer von den Grundstücken 
(Grundsteuer B) die Meßbeträge mit 275 v. H.,

c) bei der Gewerbesteuer 60 v. H. der Grundbeträge 
nach dem Gewerbeertrag und Gewerbekapital mit 
320 v. H.,

d) bei dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer, 
soweit die Beteiligungsbeträge je Einwohner un­
ter 50 v. H. des Landesdurchschnitts liegen, 65 v. H., 
im übrigen 100 v. H.

(3) Die Grundbeträge werden in der Weise ermit­
telt, daß das Ist-Aufkommen einer Gemeinde durch 
den für das jeweilige Erhebungsjahr festgesetzten 
Hebesatz geteilt wird. Im übrigen treffen die Staats­
ministerien der Finanzen und des Innern die nähe­
ren Bestimmungen über die Ermittlung der maßgeb­
lichen Meßbeträge und Grundbeträge bei den Real­
steuern und der maßgeblichen Beteiligungsbeträge 
des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer.

Art. 5

(1) Bei der Berechnung der Schlüsselzuweisung je­
des Landkreises wird eine Ausgangsmeßzahl einer 
Umlagekraftmeßzahl gegenübergestellt. Dabei wird
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der Mehrbelastung des Landkreises Rechnung getra­

gen, die sich aus einer hohen Zahl kleiner Gemeinden 

oder aus der Zusammensetzung der Bevölkerung, 

aus dem Bevölkerungszuwachs und einer überdurch­

schnittlichen Sozialhilfebelastung ergibt.

(2) Die Ausgangsmeßzahl wird gefunden, indem 

die folgenden Ansätze nach der Einwohnerzahl zu­

sammengerechnet und mit einem Grundbetrag ver­

vielfältigt werden:

1. Ein Hauptansatz

a) entweder nach der Größe der kreisangehörigen 

Gemeinden

Art. 6

(1) Der Schlüssel für das Haushaltsjahr wird durch 

das Statistische Landesamt errechnet.

(2) Stellen sich nach der Berechnung der Schlüssel­

zuweisungen erhebliche Unrichtigkeiten heraus, so 

wird der Ausgleich bei der Berechnung des Schlüssels 

für das nächste Haushaltsjahr vorgenommen. In Fäl­

len von schwerwiegender Bedeutung kann die 

Schlüsselzuweisung mit Genehmigung der Staatsmi­

nisterien der Finanzen und des Innern mit Wirkung 

für das laufende Haushaltsjahr berichtigt werden.

Art. 7

Er beträgt für eine Gemeinde des Landkreises 

mit 1 bis 5 000 Einwohnern

103 v. H. der Einwohnerzahl 

mit 5 001 bis 10 000 Einwohnern

100 v. H. der Einwohnerzahl 

mit mehr als 10 000 Einwohnern

97 v. H. der Einwohnerzahl

b) oder nach der Zusammensetzung der Bevölke­

rung

Er beträgt bei Landkreisen, bei denen der Anteil 

an Einwohnern unter 18 Jahren nicht über dem 

Landesdurchschnitt liegt, 100 v. H. der Einwoh­

nerzahl. Bei einem Anteil an Einwohnern un­

ter 18 Jahren über dem Landesdurchschnitt er­

höht sich der Ansatz um das Eineinhalbfache 

der Prozentpunkte, um die der Anteil an Ein­

wohnern unter 18 Jahren den Landesdurch­

schnitt übersteigt.

Von den Hauptansätzen nach den Buchstaben a 

und b ist jeweils derjenige Ansatz maßgebend, der 

für den Landkreis günstiger ist.

2. Ein Ansatz für den Bevölkerungszuwachs

Dem Bevölkerungszuwachs wird in der Weise 

Rechnung getragen, daß der Hauptansatz um 

15 v. H. des Vomhundertsatzes des Bevölkerungs­

zuwachses der jeweils letzten zehn Jahre bis zum 

31. Dezember des dem Finanzausgleichsjahr vor­

vorhergehenden Jahres, höchstens jedoch um 

15 v. H. des Hauptansatzes erhöht wird.

3. Ein Ansatz für Sozialhilfebelastung

Der überdurchschnittlichen Sozialhilfebelastung 

wird in der Weise Rechnung getragen, daß bei den 

Landkreisen, die eine im Verhältnis zu ihren Um­

lagegrundlagen (Art. 21 Abs. 3) überdurchschnitt­

liche Belastung aufweisen, dem Hauptansatz je­

weils das Eineinhalbfache der Prozentpunkte hin­

zugezählt wird, die den Satz der landesdurch­

schnittlichen Sozialhilfebelastung der kreisfreien 

Gemeinden und Landkreise übersteigen. Die 

Staatsministerien der Finanzen und des Innern 

werden ermächtigt, die für die Ermittlung der So­

zialhilfebelastung erforderlichen Durchführungs­

bestimmungen zu erlassen.

(3) Die Umlagekraftmeßzahl beträgt 40 v. H. der 

Umlagegrundlagen (Art. 18 Abs. 3) zuzüglich 40 v. H. 

der Steuerkraftzahlen der gemeindefreien Gebiete.

(4) Jeder Landkreis erhält als Schlüsselzuweisung 

55 v. H. des Betrages, um den die Umlagekraftmeß­

zahl hinter der Ausgangsmeßzahl zurückbleibt.

(5) Art. 2 Abs. 3 gilt entsprechend.

(6) Landkreise, deren Umlagekraftmeßzahl je Ein­

wohner unter dem Landesdurchschnitt bleibt, erhal­

ten zur stärkeren Auffüllung ihrer Umlagekraft 

20 v. H. des Unterschieds als Sonderschlüsselzuwei­

sung.

(1) Die Gemeinden und die Landkreise erhalten 

Finanzzuweisungen als Ersatz des Verwaltungsauf­

wandes für die Aufgaben des jeweils übertragenen 

Wirkungskreises, die Landkreise auch als Ersatz des 

Verwaltungsaufwandes für die Staatsbehörde Land­

ratsamt (Art. 53 Abs. 2 Landkreisordnung).

(2) Als Finanzzuweisungen werden gewährt:

a) den Landkreisen das volle Aufkommen der vom 

Landratsamt als Staatsbehörde festgesetzten Ko­

sten (Gebühren und Auslagen) für das Haushalts­

jahr;

b) den Landkreisen ferner Zuschüsse in Höhe von 

24,10 DM je Einwohner und Haushaltsjahr. Die 

kreisangehörigen Gemeinden erhalten hiervon je 

Einwohner Anteilsbeträge, die sich je nach ihrer 

Größe wie folgt bemessen:

für die ersten 1 000

für weitere 1 000

für weitere 2 000

für weitere 4 000

für weitere 8 000

für jeden weiteren

Einwohner

Einwohner

Einwohner

Einwohner

Einwohner

Einwohner

11.40 DM,

11.60 DM, 

11,90 DM,

12.40 DM, 

12,95 DM,

13.60 DM.

Bei Gemeinden, die einer Verwaltungsgemein­

schaft angehören, ist für die Bemessung der An­

teilsbeträge von der Einwohnerzahl der Verwal­

tungsgemeinschaft auszugehen. Die Anteilsbeträge 

sind vom Landkreis unmittelbar an die Verwal­

tungsgemeinschaft abzuführen. Die Staatsmini­

sterien der Finanzen und des Innern werden er­

mächtigt, durch Rechtsverordnung eine abwei­

chende Regelung zu treffen, soweit dies auf Grund 

einer Rechtsverordnung nach Art. 6 Abs. 1 Satz 2 

des Ersten Gesetzes zur Stärkung der kommuna­

len Selbstverwaltung vom 27. Juli 1971 (GVB1 

S. 247) geboten ist.

Den Landkreisen wird ein durchschnittlicher Be­

trag von 12,15 DM je Einwohner einer Gemeinde 

und Haushaltsjahr garantiert; falls einem Land­

kreis für eine Gemeinde ein geringerer Betrag 

verbleibt, wird dieser bis zur garantierten Höhe 

aufgefüllt. Die nach Satz 2 errechneten Anteils­

beträge erhöhen sich für Gemeinden und Verwal­

tungsgemeinschaften, die auf Grund des Gesetzes 

zur Ausführung des Gesetzes über Personalaus­

weise und des Gesetzes über das Paßwesen in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 2. Dezember 

1970 (GVB1 1971 S. 9), geändert durch das Gesetz 

vom 4. Juni 1974 (GVB1 S. 245), als Ausweis- und 

Paßbehörden bestimmt wurden, um 0,30 DM. 

Satz 6 findet insoweit keine Anwendung;

c) den kreisfreien Gemeinden Zuschüsse je Einwoh­

ner und Haushaltsjahr, die sich je nach ihrer 

Größe wie folgt bemessen:

für die ersten 12  500 Einwohner

für weitere 12 500 Einwohner

für weitere 25  000 Einwohner

für weitere 50  000 Einwohner

für jeden weiteren Einwohner

24,20 DM, 

24,50 DM, 

24,65 DM, 

24,80 DM, 

24,95 DM;
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d) den Gemeinden und Landkreisen das jeweilige 
örtliche Aufkommen der von ihnen, den Land­
kreisen auch das jeweilige örtliche Aufkommen 
der von den Landratsämtern als Staatsbehörden 
erhobenen Verwarnungsgelder.*)

*) Gemäß § 3 des Gesetzes zur Änderung des Finanzaus­
gleichsgesetzes vom 12. Januar 1978 (GVB1 S. 2) erhält
Art. 7 Abs. 2 Buchst, d ab 1. Januar 1979 folgende Fas­
sung:

,,d) den Gemeinden und Landkreisen das jeweilige 
örtliche Aufkommen der von ihnen, den Landkrei­
sen auch das jeweilige örtliche Aufkommen der 
von den Landratsämtern als Staatsbehörden er­
hobenen Verwarnungsgelder und Geldbußen.“

Art. 8

(1) Der Staat stellt den Gemeinden das Aufkom­

men an Grunderwerbsteuer zur Verfügung. Die Mit­
tel fließen den Gemeinden — für Grundstücke in 
gemeindefreien Gebieten den Landkreisen — nach 
Maßgabe des örtlichen Aufkommens zu.

(2) Das Recht der kreisfreien Städte, Großen Kreis­
städte und Landkreise, Zuschläge zur Grunderwerb­
steuer nach Art. 1 des Gesetzes über die Erhebung 
eines Zuschlags zur Grunderwerbsteuer vom 28. Ok­
tober 1952 (BayBS III S. 437), geändert durch Gesetz 
vom 15. Dezember 1971 (GVB1 S. 450), zu erheben, 
bleibt von Absatz 1 dieser Bestimmung unberührt.

(3) Durch Rechtsverordnung der Staatsministerien 
der Finanzen und des Innern kann insbesondere be­
stimmt werden, wie eine Aufteilung vorzunehmen 
ist, wenn sich ein (einheitlicher) Erwerbsvorgang auf 

das Gebiet von mehreren Gemeinden oder von Ge­
meinden und gemeindefreien Gebieten erstreckt und 
bis zu welchem Grundstückswert in solchen Fällen 
eine Aufteilung unterbleibt.

Art. 9

(1) Die kreisfreien Gemeinden, die Träger eines 
Gesundheitsamtes sind, erhalten jährlich einen Zu­
schuß in Höhe von 7,70 DM je Einwohner.

(2) Kreisfreie Gemeinden, die Träger einer chemi­
schen Untersuchungsanstalt sind, erhalten jährlich 
einen Zuschuß von 1,20 DM je Einwohner.

Art. 10

Der Staat gewährt nach Maßgabe der Bewilligung 
im Staatshaushalt zuzüglich der gemäß Art. 1 Abs. 2 
bereitgestellten Verstärkungsmittel Gemeinden und 
Gemeindeverbänden Zuschüsse und Darlehen zum 
Bau von Schulen (einschließlich schulischer Sportan­
lagen), anerkannten Kindergärten und sonstigen le­
benswichtigen öffentlichen Einrichtungen sowie von 
kommunalen Breitensportanlagen im Zusammen­
hang mit schulischen Sportanlagen und von Mehr­
zweckhallen. Den Belangen der Raumordnung ist 
hierbei Rechnung zu tragen.

Art. 10a

Der Staat gewährt Gemeinden und Gemeindever­
bänden Zuschüsse in Höhe von 80 v. H. der Kosten 
der notwendigen Beförderung der Volks- und Son­

derschüler auf dem Schulweg (Art. 44 Abs. 1 VoSchG, 
Art. 1 Abs. 2 SoSchG). Gemeinden und Gemeinde­

verbänden mit besonders ungünstigen wirtschaftli­
chen Verhältnissen können die Kosten der notwen­
digen Beförderung der Volks- und Sonderschüler bis 
zur vollen Höhe erstattet werden. Zu den Kosten 
der notwendigen Beförderung gehören auch die not­
wendigen Kosten der Beaufsichtigung der Schüler im

Schulbus und während der Wartezeiten in der Schul­
anlage außerhalb des stundenplanmäßigen Unter­
richts.

Art. 10b

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben 
die Kosten des Gesetzes zur wirtschaftlichen Siche­
rung der Krankenhäuser und zur Regelung der Kran­

kenhauspflegesätze (KHG) vom 29. Juni 1972 (BGBl 
I S. 1009), soweit sie nicht durch Finanzhilfen des 

Bundes gedeckt werden, insgesamt zur Hälfte zu tra­
gen (Kommunalanteil).

(2) Die Landkreise oder kreisfreien Gemeinden 
haben zu den in § 22 Abs. 1 Satz 2 KHG genannten 
Aufwendungen, die in ihrem Gebiet entstehen, eine 
Beteiligung von 10 bis 20 v. H. der förderungsfähigen 

Kosten zu erbringen (örtliche Beteiligung). Die ört­
liche Beteiligung kann ausnahmsweise auch unter 
10 v. H. festgesetzt werden.

(3) Ist der Staat, ein Bezirk, eine kreisangehörige 
Gemeinde oder ein kommunaler Zweckverband Trä­

ger eines gebietszugehörigen Krankenhauses, so er­
bringt dieser in Abweichung von Absatz 2 die ört­
liche Beteiligung. Bei der Berechnung des Kommu­
nalanteiles (Absatz 1) bleiben die Beträge, die der 
Staat als örtliche Beteiligung für die Förderung sei­
ner eigenen Krankenhäuser aufzubringen hat, außer 
Betracht.

(4) Der durch die örtliche Beteiligung nicht ge­
deckte Kommunalanteil ist von den Landkreisen und 
kreisfreien Gemeinden in Form einer Umlage auf­
zubringen (Krankenhausumlage). Die Umlage wird 
je zur Hälfte nach der Umlagekraft (Art. 21 Abs. 3) 
und der Einwohnerzahl der Landkreise und kreis­

freien Gemeinden erhoben.

(5) Die für die Bemessung der örtlichen Beteiligung 
sowie für die Erhebung und Abrechnung des Kom­
munalanteils und für die finanzielle Abwicklung der 
Verteilung der Förderungsmittel nach dem KHG er­
forderlichen Rechtsverordnungen erläßt das Staats­
ministerium der Finanzen im Einvernehmen mit den 
Staatsministerien des Innern und für Arbeit und So­
zialordnung. In den Rechtsverordnungen ist auch die 
Mitwirkung der Landkreise und kreisfreien Gemein­
den an der Planung und Durchführung von Maßnah­
men zu regeln, für die sie die örtliche Beteiligung zu 

erbringen haben.

Art. 11

(1) Der Staat gewährt den Gemeinden und Gemein­
deverbänden Bedarfszuweisungen in Form von Zu­
schüssen und rückzahlbaren Uberbrückungsbeihilfen 
nach Maßgabe der Bewilligung im Staatshaushalt.

(2) Die Mittel für die Bedarfszuweisungen sind dazu 
bestimmt, der außergewöhnlichen Lage und den be­
sonderen Aufgaben von Gemeinden und Gemeinde­
verbänden im Einzelfall Rechnung zu tragen. Be­
darfszuweisungen werden auch zum Ausgleich von 
Härten gewährt, die sich bei der Verteilung von 
Schlüsselzuweisungen oder im Zuge der Gebietsre­

form ergeben.

(3) Die Bedarfszuweisungen werden vom Staats­
ministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium des Innern bewilligt. Ein aus Ver­
tretern der Gemeinden und Gemeindeverbände ge­

bildeter Ausschuß ist vorher gutachtlich zu hören. 
Das Staatsministerium der Finanzen kann im Ein­
vernehmen mit dem Staatsministerium des Innern 
den Regierungen für Bedarfszuweisungen vorgese­
hene Mittel zur Bewilligung an kreisangehörige Ge­

meinden zuteilen; die Regierungen entscheiden bei
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der Bewilligung auf Grund gutachtlicher Vorschläge 

des zuständigen Landratsamtes und eines bei ihnen 

aus Vertretern der Gemeinden und Landkreise ge­

bildeten Ausschusses.

(4) Im übrigen bewilligt das Staatsministerium des 

Innern die Bedarfszuweisungen, soweit sie ihm nach 

Benehmen mit den kommunalen Spitzenverbänden 

durch Vermerk im Staatshaushaltsplan zur selbstän­

digen Bewirtschaftung zugewiesen sind. Es kann den 

Regierungen Mittel zur Bewilligung zuteilen.

Art. 12 

(aufgehoben)

Art. 13

(1) Der Staat stellt bis auf den Anteilsbetrag für 

den staatlichen Straßenbau gemäß Art. 13d das Auf­

kommen an Kraftfahrzeugsteuer für den kommuna­

len Straßenbau zur Verfügung. Die Mittel dienen 

zum Bau oder Ausbau und zur Unterhaltung von 

Kreisstraßen und Gemeindestraßen sowie von Orts­

durchfahrten im Zuge von Bundesstraßen, Staats­

straßen und Kreisstraßen, soweit die Straßenbaulast 

für die Ortsdurchfahrten den Gemeinden obliegt. Sie 

dürfen auch für sonstige Maßnahmen zur Verbesse­

rung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden, 

insbesondere für den Bau von den in § 4 Abs. 2 des 

Personenbeförderungsgesetzes vom 21. März 1961 

(BGBl I S. 241) näher bezeichneten Einrichtungen so­

wie die für den S-Bahn-Bereich erforderlichen Park­

plätze verwendet werden. Sie dürfen ferner mit Zu­

stimmung der Staatsministerien der Finanzen und 

des Innern für den Bau von Abwasseranlagen ver­

wendet werden, wenn die ordnungsmäßige Klärung 

der Abwässer gesichert ist.

(2) Die Finanzmasse jedes Haushaltsjahres errech­

net sich aus dem Aufkommen an Kraftfahrzeug­

steuer, das im Zeitraum vom 1. Oktober des vorvor­

hergehenden Kalenderjahres bis zum 30. September 

des vorhergehenden Kalenderjahres angefallen ist. 

Sie wird nach Art. 13a bis 13e aufgeteilt.

Art. 13a

(1) Gemeinden, die Träger der Straßenbaulast für 

Ortsdurchfahrten im Zuge von Bundesstraßen sind, 

erhalten 70 v. H. ihres örtlichen Aufkommens an 

Kraftfahrzeugsteuer im Bezugszeitraum.

(2) Gemeinden der Größengruppe von Gemeinden, 

die Träger der Straßenbaulast für Ortsdurchfahrten 

im Zuge von Staatsstraßen sind, erhalten, soweit sie 

nicht unter Absatz 1 fallen, 50 v. H. ihres örtlichen 

Aufkommens an Kräftfahrzeugsteuer im Bezugszeit­

raum.

(3) Gemeinden, die am 30. Juni des vorvorherge- 

henden Kalenderjahres mehr als 5 000 Einwohner 

hatten, erhalten, sofern sie nicht unter Absatz 1 oder 

Absatz 2 fallen, 30 v. H. ihres örtlichen Aufkommens 

an Kraftfahrzeugsteuer im Bezugszeitraum. Kreis­

angehörige Gemeinden im Sinne von Satz 1 können 

jedoch auf die Beteiligung am örtlichen Aufkommen 

verzichten. In diesem Fall gilt Art. 13b Abs. 2. Der 

Verzicht muß spätestens vier Monate vor Beginn des 

Haushaltsjahres erklärt werden. Die Gemeinden 

sind auf die Dauer von fünf Jahren an diesen Ver­

zicht gebunden.

(4) Wird eine Gemeinde, die am örtlichen Aufkom­

men beteiligt ist, mit einer Gemeinde zusammen­

gelegt, die ohne die Zusammenlegung Zuweisungen 

nach Art. 13b Abs. 2 erhalten würde, so wird auf 

Antrag für den vor der Zusammenlegung liegenden

Bezugszeitraum das der Berechnung der Zuweisung 

nach den Absätzen 1 bis 3 zugrunde liegende Auf­

kommen entsprechend der erhöhten Einwohnerzahl 

zeitanteilig umgerechnet. Anstelle der erhöhten Zu­

weisungen nach Satz 1 werden auf Antrag zusätzliche 

Zuweisungen gewährt, deren Höhe sich nach der 

Länge der Gemeindestraßen nach Maßgabe der Be­

standsverzeichnisse in der nicht am örtlichen Auf­

kommen beteiligten Gemeinde richtet. Auf die Zu­

weisungen nach den Sätzen 1 und 2 werden Zuschüsse 

nach Art. 13b Abs. 2 Satz 1 zeitanteilig angerechnet. 

Die Anträge nach den Sätzen 1 und 2 können nur bis 

zum Ablauf des auf das Jahr der Zusammenlegung 

folgenden Jahres gestellt werden.

(5) Die Vomhundertsätze in den Absätzen 1 mit 3 

mindern sich im gleichen Verhältnis, wie sich die 

Summe aus Ausgleichsmasse nach Art. 13c und 

Staatsstraßenanteil nach Art. 13d zur gesamten Fi­

nanzmasse nach Art. 13 Abs. 2 verhält.

(6) Diejenigen Mittel, die nach den Absätzen 1 und 2 

den Gemeinden zufließen, sollen in erster Linie für 

den Ausbau von Ortsdurchfahrten im Zuge von Bun­

desstraßen und Staatsstraßen eingesetzt werden.

Art. 13b

(1) Die Landkreise erhalten folgende Zuweisungen 

zum Bau oder Ausbau und zur Unterhaltung ihrer 

Kreisstraßen:

a) für jeden ersten Kilometer je 1 000 Einwohner

7 000 DM,

b) für jeden zweiten Kilometer je 1 000 Einwohner

8 000 DM,

c) für jeden dritten Kilometer je 1 000 Einwohner

9 000 DM,

d) für jeden vierten und weiteren Kilometer je 1000

Einwohner 9 500 DM.

Maßgebend sind jeweils die Länge des Kreisstraßen­

netzes zu Beginn des laufenden Haushaltsjahres und 

die Einwohnerzahl zum 30. Juni des vorhergehenden 

Jahres. Die Landkreise können aus den ihnen zuflie­

ßenden Mitteln Zuschüsse für Straßenbaumaßnah­

men und nach Maßgabe des Art. 13 Abs. 1 Satz 4 Zu­

schüsse für den Bau von Abwasseranlagen von Ge­

meinden geben.

(2) Die kreisangehörigen Gemeinden, die nicht am 

örtlichen Aufkommen an Kraftfahrzeugsteuer betei­

ligt sind, erhalten nach Maßgabe der Bestandsver­

zeichnisse Zuschüsse in Höhe von 1 650 DM je (vollen) 

Kilometer für ihre Gemeindestraßen; die Zuschüsse 

sind in erster Linie für die Straßenunterhaltung be­

stimmt. Des weiteren wird für diese Gemeinden eine 

Zuschußmasse gebildet, die zur Finanzierung des 

Baues oder Ausbaues der Gemeindestraßen, insbe­

sondere der Gemeindeverbindungsstraßen, und nach 

Maßgabe des Art. 13 Abs. 1 Satz 4 zur Finanzierung 

von Abwasseranlagen bestimmt ist. Obliegt die Stra­

ßenbaulast für eine Gemeindeverbindungsstraße aus­

nahmsweise einem anderen Träger als einer Ge­

meinde, so kann auch dieser Zuschüsse erhalten. Die 

Verteilung der Zuschüsse obliegt den Landratsämtern 

als Staatsbehörden; diese gewähren auf Antrag ge­

zielte Zuschüsse für bestimmte Baumaßnahmen. Zur 

Verteilung haben die Landratsämter einen beraten­

den Ausschuß aus Bürgermeistern der kreisangehö­

rigen Gemeinden, die nicht am örtlichen Aufkommen 

an Kraftfahrzeugsteuer beteiligt sind, zu hören.

Art. 13c

(1) Von der nach Art. 13 Abs. 2 maßgeblichen Fi­

nanzmasse werden 20 v. H. zugunsten einer Aus­

gleichsmasse einbehalten. Diese Masse dient dem
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Ausgleich besonderer Belastungen und der Minde­

rung von Härten.

(2) Für sonstige Maßnahmen im Sinne des Art. 13 

Abs. 1 Satz 3 dürfen nicht mehr als 45 v. H. der Masse 

nach Absatz 1 verwendet werden. Dabei können für 

den Bau oder Ausbau von auf besonderen Bahnkör­

pern geführten Verkehrswegen der Eisenbahnen, 

Straßenbahnen, Hoch- und Untergrundbahnen und 

Bahnen besonderer Bauart, sowie für den Bau oder 

Ausbau von Betriebshöfen, zentralen Werkstätten, 

zentralen Omnibusbahnhöfen, verkehrswichtigen 

Umsteigeanlagen und Kreuzungsmaßnahmen nicht­

bundeseigener Eisenbahnen nach dem Eisenbahn­

kreuzungsgesetz auch nichtkommunale Träger Zu­

wendungen erhalten, soweit solche Maßnahmen dem 

öffentlichen Personennahverkehr dienen und zur 

Verbesserung der Verkehrsverhältnisse einer Ge­

meinde dringend erforderlich sind.

Art. 13d

Der Anteilsbetrag für den staatlichen Straßenbau 

beträgt 25 v. H. der Finanzmasse nach Art. 13 Abs. 2.

Art. 13e

Von der nach Art. 13 Abs. 2 maßgeblichen Finanz­

masse können bis zu 5 v. H. vorweg zusätzlich für den 

Bau von Abwasseranlagen verwendet werden.

Art. 14

(1) Durch Rechtsverordnung der Staatsministerien 

der Finanzen und des Innern kann insbesondere noch 

bestimmt werden:

1. für welche mit dem Straßenbau zusammenhängen­

den Aufwendungen Mittel aus der Kraftfahrzeug­

steuer innerhalb der Zweckbindung noch verwen­

det werden dürfen;

2. in welcher Weise mit Mitteln aus der Kraftfahr­

zeugsteuer Schulden getilgt und Rücklagen gebildet 

werden können;

3. wie die Zuweisungen nach Art. 13a Abs. 4 zu er­

mitteln sind und dabei festzulegen, von welchem 

Betrag je km Gemeindestraße auszugehen ist;

4. wie der beratende Ausschuß nach Art. 13b Abs. 2 

gebildet wird, von welchen Voraussetzungen die 

Gewährung von Zuschüssen nach den Sätzen 3 und 4 

dieser Bestimmung abhängt und wie die Vertei­

lung der Mittel nach Art. 13c im einzelnen erfolgt;

5. in welcher Weise die Verwendung der Mittel nach­

zuweisen ist und wie nicht zweckentsprechend oder 

nicht rechtzeitig verwendete Mittel zu behandeln 

sind.

(2) Ferner kann durch Rechtsverordnung der 

Staatsministerien des Innern und der Finanzen be­

stimmt werden, welche technischen Voraussetzungen 

Straßen, für deren Bau oder Ausbau Mittel aus der 

Kraftfahrzeugsteuer verwendet werden sollen, er­

füllen müssen.

Art. 14a

Die Kostenanteile, die nach § 13 des Eisenbahn­

kreuzungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung 

dem Land bei Kreuzungen mit Kreis- und Gemeinde­

straßen entstehen, werden dem Aufkommen an 

Kraftfahrzeugsteuer entnommen; der Kostenanteil 

ist grundsätzlich den jeweils nach Art. 13a, 13b Abs. 1 

oder Art. 13b Abs. 2 Sätze 2 bis 5 zur Verfügung ge­

stellten Mitteln zu entnehmen; im Härtefall werden 

Zuschüsse aus Art. 13c gewährt.

Art. 15

Die Bezirke haben in jedem Haushaltsjahr eine 

Landesumlage in Höhe von 75 000 000 DM aufzubrin­

gen.

Art. 16

Die Landesumlage wird auf die Bezirke nach dem 

Verhältnis der für ihre Gemeinden und gemeinde­

freien Grundstücke geltenden Steuerkraftzahlen 

(Art. 4) umgelegt.

Art. 17

(1) Den Bezirken sollen die nach Art. 15 und 16 zu 

zahlenden Beträge rechtzeitig vor Beginn des Haus­

haltsjahres mitgeteilt werden. Diese sind in viertel­

jährlichen Teilbeträgen bis zum 10. des auf den Vier­

teljahresabschluß folgenden Monats an die Staats- 

oberkasse ohne besondere Aufforderung abzuführen.

(2) Zur Sicherung der rechtzeitigen Leistung der 

Landesumlage können, soweit kreisfreie Gemeinden 

oder Landkreise mit der Entrichtung von Bezirksum­

lagen im Rückstand sind, die den säumigen kreis­

freien Gemeinden und Landkreisen zustehenden 

Finanzzuweisungen einbehalten werden; das gleiche 

gilt, soweit kreisangehörige Gemeinden gegenüber 

säumigen Landkreisen mit der Entrichtung von 

Kreisumlagen in Verzug sind, hinsichtlich der diesen 

Gemeinden zustehenden Finanzzuweisungen.

Art. 17a

(1) Die Bezirke haben eine Sozialhilfeumlage auf­

zubringen. Sie beträgt 25 000 000 DM. Art. 16 gilt ent­

sprechend.

(2) Das Aufkommen der Soziaihilfeumlage wird auf 

die Bezirke nach dem Verhältnis der ihnen im vor­

vorhergehenden Haushaltsjahr verbleibenden Sozial­

hilfeausgaben im Sinne des Art. 13 des Gesetzes zur 

Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes (AGBSHG) 

in der jeweils geltenden Fassung verteilt. Die Aus­

gleichsleistungen nach Art. 13 AGBSHG sind abzu­

setzen.

(3) Die Staatsministerien der Finanzen und des 

Innern werden ermächtigt, die erforderlichen Durch­

führungsbestimmungen zu erlassen.

Art. 18

(1) Die Landkreise legen ihren durch die sonstigen 

Einnahmen nicht gedeckten Bedarf auf die kreis­

angehörigen Gemeinden um (Kreisumlage).

(2) Die Umlagebeschlüsse bedürfen der Genehmi­

gung der Aufsichtsbehörde, wenn das Umlagesoll das 

des vorausgegangenen Haushaltsjahres um mehr als 

20 v. H. übersteigt.

(3) Die Kreisumlage wird in Vomhundertsätzen der 

Umlagegrundlagen bemessen. Umlagegrundlagen für 

die Kreisumlage sind die für die kreisangehörigen 

Gemeinden geltenden Steuerkraftzahlen (Art. 4) so­

wie 80 v. H. der Schlüsselzuweisungen der kreis­

angehörigen Gemeinden des vorangegangenen Haus­

haltsjahres. Werden die Vomhundertsätze, die der 

Landkreis von den Steuerkraftzahlen der einzelnen 

Steuern als Kreisumlage erhebt (Umlagesätze), ver­

schieden festgesetzt, so darf der höchste Umlagesatz 

den niedrigsten um nicht mehr als ein Drittel über­

steigen; bei stärkerer Abweichung bedarf der Um­

lagebeschluß der Genehmigung durch die Aufsichts­

behörde. Der Umlagesatz, der von den Schlüssel­

zuweisungen erhoben wird, darf nicht höher sein als 

der niedrigste Umlagesatz der Steuerkraftzahlen.
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Art. 19

(1) Die Kreisumlage wird für jedes Haushaltsjahr 

neu festgesetzt. Sie wird mit einem Zwölftel ihres 

Jahresbetrages am 25. eines jeden Monats fällig. 

Werden die Kreisumlagen nicht rechtzeitig entrich­

tet, so können von den säumigen Gemeinden Ver­

zugszinsen bis zu 1 v. H. für den Monat gefordert 

werden.

(2) Die Umlagesätze können im Laufe eines Haus­

haltsjahres einmal geändert werden. Sofern dabei die 

Umlagesätze erhöht werden, muß die Erhöhung vor 

dem 1. Juni beschlossen sein; das gilt auch für die 

erstmalige Festsetzung von gegenüber dem Vorjahr 
höheren Umlagesätzen. Die Änderung der Umlage­

sätze muß den kreisangehörigen Gemeinden unver­

züglich mitgeteilt werden. Die Änderung der Um­

lagesätze wirkt auf den Beginn des Haushaltsjahres 
zurück.

(3) Ist die Kreisumlage bei Beginn des Haushalts­

jahres noch nicht festgesetzt, so können die Land­

kreise bis zur Festsetzung vorläufige monatliche 

Teilbeträge in Höhe der im abgelaufenen Haushalts­

jahr zuletzt erhobenen monatlichen Teilbeträge er­

heben. Nach Festsetzung der Kreisumlage für das 

laufende Haushaltsjahr ist über diese vorläufigen 

Zahlungen zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt (Ab­

satz 1 Satz 2) abzurechnen.

Art. 20

Für einzelne kreisangehörige Gemeinden können 

je nach Teilnahme an den Vorteilen einer Einrich­

tung des Landkreises die Vomhundertsätze nach 

Art. 18 Abs. 3 mit Genehmigung der Aufsichts­

behörde erhöht werden.

Art. 21

(1) Die Bezirke legen ihren durch die sonstigen Ein­

nahmen nicht gedeckten Bedarf auf die kreisfreien 

Gemeinden und Landkreise um (Bezirksumlage).

(2) Die Umlagebeschlüsse bedürfen der Genehmi­

gung der Aufsichtsbehörde, wenn das Umlagesoll das 

des vorausgegangenen Haushaltsjahres um mehr als 

20 v. H. übersteigt.

(3) Die Bezirksumlage wird in Vomhundertsätzen 

der Umlagegrundlagen bemessen. Umlagegrundlagen 

für die Bezirksumlagen sind die für die Gemeinden 

und gemeindefreien Grundstücke geltenden Steuer­

kraftzahlen (Art. 4) sowie 80 v. H. der Gemeinde­

schlüsselzuweisungen des vorangegangenen Haus­

haltsjahres. Werden die Vomhundertsätze, die der 

Bezirk von den Steuerkraftzahlen der einzelnen 

Steuern als Bezirksumlage erhebt (Umlagesätze), 

verschieden festgesetzt, so darf der höchste Umlage­

satz den niedrigsten um nicht mehr als ein Drittel 

übersteigen. Bei stärkerer Abweichung bedarf der 

Umlagebeschluß der Genehmigung durch die Auf­

sichtsbehörde. Der Umlagesatz, der von den Schlüs­

selzuweisungen erhoben wird, darf nicht höher sein 

als der niedrigste Umlagesatz der Steuerkraftzahlen.

Art. 22

(1) Die Bezirksumlage wird für jedes Haushalts­

jahr neu festgesetzt. Sie wird mit einem Zwölftel

ihres Jahresbetrages bei den kreisfreien Gemeinden 

am 25., bei den Landkreisen am Letzten eines jeden 

Monats fällig. Werden die Bezirksumlagen nicht 

rechtzeitig entrichtet, so können von den säumigen 

kreisfreien Gemeinden und Landkreisen Verzugszin­

sen bis zu 1 v. H. für den Monat gefordert werden.

(2) Die Umlagesätze können im Laufe eines Haus­

haltsjahres einmal geändert werden. Sofern dabei 

die Umlagesätze erhöht werden, muß die Erhöhung 

vor dem 1. Mai beschlossen sein; das gilt auch für 

die erstmalige Festsetzung von gegenüber dem Vor­

jahr höheren Umlagesätzen. Die Änderung der Um­

lagesätze muß den kreisfreien Gemeinden und Land­

kreisen unverzüglich mitgeteilt werden. Die Ände­

rung der Umlagesätze wirkt auf den Beginn des 

Haushaltsjahres zurück.

(3) Ist die Bezirksumlage bei Beginn des Haus­

haltsjahres noch nicht festgesetzt, so können die Be­

zirke bis zur Festsetzung vorläufige monatliche Teil­

beträge in Höhe der im abgelaufenen Haushaltsjahr 

zuletzt erhobenen monatlichen Teilbeträge erheben. 

Nach Festsetzung der Bezirksumlage für das lau­

fende Haushaltsjahr ist über diese vorläufigen Zah­

lungen zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt (Absatz 1 

Satz 2) abzurechnen.

Art. 23

(1) Dieses Gesetz ist dringlich. Es tritt mit Wirkung 

vom 1. April 1948 in Kraft.*)

(2) Die Staatsministerien der Finanzen und des 

Innern erlassen die erforderlichen Durchführungs­

bestimmungen. Soweit diese die Gewährung von Zu­

schüssen und Darlehen zum Bau von Schulen betref­

fen, ergehen sie im Einvernehmen mit dem Staats­

ministerium für Unterricht und Kultus.

♦) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in 
seiner ursprünglichen Fassung vom 10. August 1948 (GVB1 
S. 138). Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Än­
derungen ergibt sich aus den jeweiligen Änderungs­
gesetzen.

Bekanntmachung 
der Neufassung

der Bayerischen Besoldungsordnungen

Vom 21. März 1978

Auf Grund des § 18 Abs. 4 des Bayerischen Anpas­

sungsgesetzes zum Zweiten Gesetz zur Vereinheit­

lichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in 

Bund und Ländern (BayAnpG — 2. BesVNG) vom 

23. Dezember 1976 (GVB1 S. 570) werden in der An­
lage die Bayerischen Besoldungsordnungen (Anlage 
zum Bayerischen Besoldungsgesetz) unter Berück­

sichtigung der Änderungen durch Art. 6a Abs. 1 Nr. 1 

des Haushaltsgesetzes 1977/1978 vom 24. Mai 1977 

(GVB1 S. 199) und § 2 BayAnpG — 2. BesVNG in der 

ab 1. Juli 1978 geltenden Fassung bekanntgemacht.

München, den 21. März 1978

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Albert Meyer, Staatssekretär
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Anlage

Bayerische Besoldungsordnungen

Vorbemerkungen

1. Die Amtsbezeichnungen sind in jeder Besoldungs­

gruppe nach der Buchstabenfolge geordnet. Die 

Beamtinnen führen die Amtsbezeichnung soweit 

möglich in der weiblichen Form.

2. Die in den Bayerischen Besoldungsordnungen 

ausgebrachten Zulagen werden neben anderen 

Zulagen gewährt, soweit nicht etwas anderes be­

stimmt ist. Die Sätze der Zulagen sind Monats­

beträge.

3. Künftig wegfallende Ämter sind im Anhang zu 

den Besoldungsordnungen aufgeführt.

4. Beamte der Besoldungsordnung A bei Justizvoll­

zugsanstalten erhalten eine Stellenzulage nach 

Maßgabe der Vorbemerkung Nummer 12 zu den 

Bundesbesoldungsordnungen A und B.

5. Lehrkräfte der Besoldungsgruppen A 13 bis A 15 

am Staatsinstitut für die Ausbildung der Lehrer 

an Realschulen erhalten als Leiter des Instituts 

eine Stellenzulage von 150,— DM.

6. Soweit für die Einstufung der Ämter von Schullei­

tern und Schulleiterstellvertretern eine bestimmte 

Schülerzahl maßgebend ist, rechnen bei Schulen 

mit Teilzeitunterricht 2,5 Unterrichtsteilnehmer 

mit Teilzeitunterricht als einer.

7. Beamte, die bis zu ihrer Wahl zum Leiter oder 

hauptberuflichen Mitglied eines Leitungsgremi­

ums einer Hochschule als Professor der Besol­

dungsgruppe HS 4 ein höheres Grundgehalt zu­

züglich der Zuschüsse zur Ergänzung des Grund­

gehalts bezogen haben, erhalten eine Ausgleichs­

zulage in Höhe des Unterschiedsbetrags, die ruhe­

gehaltfähig ist, soweit sie zum Ausgleich des 

Grundgehalts oder eines ruhegehaltfähigen Zu­

schusses dient.

8. Sonderschulen im Sinne der Bayerischen Besol­

dungsordnungen sind auch die selbständigen wei­

terführenden allgemein- oder berufsbildenden 

Schulen für Behinderte.

9. Wissenschaftliche Hochschule im Sinne der 

Bayerischen Besoldungsordnungen ist auch die 

Gesamthochschule Bamberg hinsichtlich der wis­

senschaftlichen Studiengänge; hinsichtlich der 

Fachhochschulstudiengänge ist sie Fachhochschu­

le im Sinne der Bayerischen Besoldungsordnun­

gen.

10. Die Ämter der Präsidenten der Hochschulen, des 

Präsidenten der Beamtenfachhochschule und des 

Direktors bei der Beamtenfachhochschule als 

ständiger Vertreter des Präsidenten bzw. als stän­

diger Vertreter des Präsidenten in dessen Fach­

bereich sowie die Ämter der Direktoren bei der 

Verwaltungsschule als hauptamtliche Vor­

standsmitglieder werden nur mit zeitlicher Be­

fristung übertragen (vgl. § 46 BBesG).

11. Für nebenamtliche Lehrkräfte, die an den staat­

lichen Unterrichtseinrichtungen im Bereich des 

Staatsministeriums für Unterricht und Kultus 

und des Staatsministeriums für Ernährung, Land­

wirtschaft und Forsten Unterricht erteilen, be- 

mißt sich die Unterrichtsvergütung nach den je­

weiligen für Mehrarbeit im Schuldienst gelten­

den Sätzen der Rechtsverordnung zu § 48 des Bun­

desbesoldungsgesetzes. Ist der nebenamtlichen

Lehrkraft kein Lehramt übertragen, tritt für die 

Bemessung der Vergütung die Laufbahn des Be­

amten an die Stelle des Lehramts.

Nebenamtliche Lehrkräfte ohne die Befähigung 

für die Laufbahnen des gehobenen oder höheren 

Dienstes erhalten eine Vergütung in Höhe von 

75 v. H. der Vergütung für Inhaber von Lehräm­

tern des gehobenen Dienstes, deren Eingangsamt 

nicht den Besoldungsgruppen A 12 oder A 13 zu­

geordnet ist.

Abweichend von den Sätzen 1 und 2 ist die Ver­

gütung nach den Sätzen der Vergütung für Mehr­

arbeit außerhalb des Schuldienstes zu bemessen, 

wenn dies günstiger ist.

Besoldungsordnung A

Besoldungsgruppe A 6

Hebamme an einer Krankenanstalt

Besoldungsgruppe A 7

Oberhebamme an einer Krankenanstalt 

Restaurator

Zahntechniker an einer Universitätsklinik

Besoldungsgruppe A 8

Flußmeister

Haupthebamme an einer Krankenanstalt, 

soweit nicht in Besoldungsgruppe A 9 

Oberrestaurator 

Straßenmeister

Zahnobertechniker an einer Universitätsklinik

Besoldungsgruppe A 9

Fachlehrer (ohne Ingenieur- oder Fachhochschulaus­

bildung) '), soweit nicht in den Besoldungsgruppen 

A 10 bis A 12 

Hauptflußmeister2)

Haupthebamme an einer Krankenanstalt, 

soweit nicht in Besoldungsgruppe A 8 

Hauptrestaurator 

Hauptstraßenmeister ■'!)

Oberflußmeister 

Oberstraßenmeister 

Pädagogischer Assistent

Zahnhaupttechniker an einer Universitätsklinik

') Dieses Amt ist Eingangsamt für Fachlehrer mit einer 
weniger als zwei Jahre Vollzeitunterricht umfassenden 
Fachausbildung. Die Fachausbildung in Kurzschrift und 
Maschinenschreiben ohne Vollzeitunterricht wird dabei 
insgesamt als einjährige Vollzeitfachausbildung gewertet. 

-) Erhält eine Amtszulage von 150,— DM. Das Amt kann nur 
den Leitern der Flußmeistereien in Augsburg, Bayreuth, 

Deggendorf, Füssen, Lenggries, München, Neu-Ulm. Nürn­
berg, Oberammergau, Piding, Plattling, Regensburg, Ro­

senheim, Sonthofen, Traunstein, Würzburg übertragen 

werden.

’) Erhält eine Amtszulage von 150,— DM. Das Amt kann nur 
den Leitern der Autobahnmeistereien in Augsburg, Erlan­
gen, Fischbach, Geiselwind, Greding, Hösbach, Hohen­

brunn, Holzkirchen, Ingolstadt, Kist, München-Nord, Mün­

chen-West, Pollenried, Rosenheim und der Straßenmeiste­
reien in Dachau, Gilching, München-Riem, Nürnberg über­

tragen werden.
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Besoldungsgruppe A 10

Fachlehrer (ohne Ingenieur- oder Fachhochschulaus­

bildung) '), soweit nicht in den Besoldungsgruppen 

A 9, A 11 oder A 12

Pädagogischer Oberassistent

J) Dieses Amt ist Eingangsamt für gewerbliche Fachlehrer 
sowie für sonstige Fachlehrer, die nicht unter Fußnote 1 zu 
den Besoldungsgruppen A 9 oder A 11 fallen, und Beförde­
rungsamt für Fachlehrer der Besoldungsgruppe A 9, die 
eine achtjährige hauptberufliche Lehrtätigkeit nach Erwerb 
der Laufbahnbefähigung oder eine dreijährige Dienstzeit 
seit der Anstellung als Fachlehrer in der Besoldungs­
gruppe A 9 verbracht haben.
Fachlehrer im Beförderungsamt erhalten 
als Fachberater an den Schulämtern und bei den Mini- 
sterialbeauftragten für die Realschulen (und zwar ein 
Fachberater je Fach und Schulrat bzw. Ministerialbe- 
auftragter),

als Fachbetreuer für schreibtechnische Fächer an einer be­
ruflichen Schule, an der mindestens 70 Wochenstunden 
Pflichtunterricht in schreibtechnischen Fächern erteilt 
wird
eine Amtszulage von 100,— DM.

Besoldungsgruppe A 11

Fachlehrer

— im Hochschuldienst, an beruflichen Schulen oder 

an einer Akademie der bildenden Künste mit 

einem abgeschlossenen Studium von mindestens 

sechs Semestern an einer Kunsthochschule, wenn 

die Ausbildung vorgeschrieben ist oder, beim Feh­

len laufbahnrechtlicher Vorschriften, gefordert 

wird1), soweit nicht in Besoldungsgruppe A 12 —

Fachlehrer (ohne Ingenieur- oder Fachhochschulaus­

bildung), soweit nicht in den Besoldungsgruppen 

A 9, A 10 oder A 12

— am Staatsinstitut für die Ausbildung von Fach­

lehrern —

— an allgemeinbildenden und beruflichen Schu­

len2) —

— im Hochschuldienst —

') Dieses Amt ist Eingangsamt.

-) Dieses Amt ist Beförderungsamt für Fachlehrer mit Ein­
gangsamt in Besoldungsgruppe A 10, die eine achtjährige 
Lehrtätigkeit nach Erwerb der Laufbahnbefähigung oder 
eine vierjährige Dienstzeit seit der Anstellung als Fach­
lehrer in der Besoldungsgruppe A 10 verbracht haben.

Besoldungsgruppe A 12

Fachlehrer

— an einer Fachhochschule, an beruflichen Schulen 

oder an einer Akademie der bildenden Künste 

mit einem abgeschlossenen Studium von minde­

stens sechs Semestern an einer Kunsthochschule, 

wenn die Ausbildung vorgeschrieben ist oder, 

beim Fehlen laufbahnrechtlicher Vorschriften, 

gefordert wird1) —■

Fachlehrer (ohne Ingenieur- oder Fachhochschulaus­

bildung)

-— am Staatsinstitut für die Ausbildung von Fach­

lehrern2), soweit nicht in den Besoldungs­

gruppen A 9 bis A 11 —

— an einer beruflichen Schule3)

als Fachbetreuer für Fächer, in denen an ei­

ner Schule mindestens 70 Wochenstunden 

Pflichtunterricht in praktischer Fach­

kunde oder in Fachpraxis erteilt wird, 

als Mentor für die Ausbildung der Fachlehrer 

einer beruflichen Fachrichtung, 

als der ständige Vertreter des Leiters einer 

Fachschule oder Berufsfachschule —

— im Hochschuldienst2), soweit nicht in den Besol­

dungsgruppen A 9 bis All —

')In diese Besoldungsgruppe können nur Beamte eingestuft 
werden, die eine achtjährige hauptberufliche Lehrtätigkeit 
nach Erwerb der Laufbahnbefähigung aufzuweisen oder 
eine mindestens vierjährige Dienstzeit im Amt der Besol­
dungsgruppe A 11 verbracht haben.

-) In diese Besoldungsgruppe können nur Beamte eingestuft 
werden, die eine vierjährige Dienstzeit als Fachlehrer am 
Staatsinstitut für die Ausbildung von Fachlehrern oder im 
Hochschuldienst in der Besoldungsgruppe A 11 verbracht 
haben.

s) In diese Besoldungsgruppe können nur Beamte eingestuft 
werden, die nach Abschluß ihrer Ausbildung an einer hö­
heren Fachschule oder nach Ablegung einer Meister- oder 
Technikerprüfung die Anstellungsprüfung für das Lehramt 
des Fachlehrers an gewerblichen Berufsschulen abgelegt 
oder auf sonstige Weise die Laufbahnbefähigung für 
Fachlehrer erworben haben, höchstens aber 25 v. H. der Ge­
samtzahl der planmäßigen Beamten mit dieser Ausbildung 
in der Laufbahn der gewerblichen Fachlehrer.

Besoldungsgruppe A 13

Akademischer Rat

— als wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Akade­

mie der Wissenschaften —

— an staatlichen Forschungseinrichtungen außer­

halb des Hochschulbereichs —

Fachschulrektor

— als Leiter einer Berufsfachschule oder Fachschule

mit bis zu 30 Schülern —

Hauptlehrer')

— im Justizvollzugsdienst —-

Institutsrektor2), soweit nicht in den Besoldungsgrup­

pen A 14 oder A 15

— am Staatsinstitut für die Ausbildung der Lehrer

an Realschulen —-

— am Staatsinstitut für die Ausbildung von Fach­

lehrern —

— am Zentrum für Bildungsforschung —-

— an der Akademie für Lehrerfortbildung —

-— an einer Einrichtung für die Ausbildung Pädago­

gischer Assistenten —

— an einer Einrichtung der Erwachsenenbildung —

— an Museen —

Oberlehrer

— im Justizvollzugsdienst 

Polizeioberlehrer3)

RegierungsfachberaterJ)

Seminarrektor

— als Leiter eines Seminars für die Ausbildung von

Lehrern an Volksschulen'), soweit nicht in

Besoldungsgruppe A 14 —

Sonderschullehrer 

Sonderschuloberlehrerr’)

Studienrat “)

— am Staatsinstitut für die Ausbildung der Lehrer

an Realschulen —

— am Staatsinstitut für die Ausbildung von Fach­

lehrern —

— am Zentrum für Bildungsforschung —

— an der Akademie für Lehrerfortbildung —

— an einer Einrichtung für die Ausbildung Pädago­

gischer Assistenten —

— an einer Einrichtung der Erwachsenenbildung —

— an einer Fachakademie —

— im Hochschuldienst —•
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Verwaltungsrealschullehrer7) 

Verwaltungsrealschuloberlehrer 

— als Fachgruppenleiter1)7) —

') Erhält eine Amtszulage von 150,— DM.

"-) Mit der Befähigung für das Lehramt an Volksschulen, Son­
derschulen oder Realschulen.

*) Mit der Befähigung für das Lehramt an Volksschulen.

•)Mit der Befähigung für die Laufbahn der Fachlehrer an 
Volksschulen.

’) Dieses Amt darf frühestens nach einer Dienstzeit von zehn 
Jahren als planmäßiger Sonderschullehrer verliehen wer­
den; dies gilt nicht für Beamte mit der Befähigung für das 
Lehramt an Sonderschulen für Blinde und Taubstumme. 
Sonderschuloberlehrer mit einer abgeschlossenen Ausbil­
dung von mindestens vier Semestern am früheren Staats­
institut für die Ausbildung der Lehrer an Sonderschulen in 
München oder an einem erziehungswissenschaftlichen Fach­
bereich einer wissenschaftlichen Hochschule oder mit einer 
gleichwertigen Ausbildung erhalten eine Amtszulage von 
100,— DM.

6) Mit einem abgeschlossenen Studium von mindestens acht 
Semestern an einer Kunsthochschule oder mit einem durch 
Promotion oder Diplom-Hauptprüfung abgeschlossenen 
Studium an einer wissenschaftlichen Hochschule jeweils, 
wenn die Laufbahnbefähigung aufgrund von laufbahn­
rechtlichen Vorschriften oder auf sonstige Weise erworben 
wurde, oder mit der Befähigung für das höhere Lehramt 
an einem Staatsinstitut.

J) Mit der Befähigung für das Lehramt an Realschulen am 
Ausbildungsinstitut für Allgemeinbildung, an dem Lehr­
gänge zur Vorbereitung auf die Ergänzungsprüfungen nach 
Art. 15 Abs. 2 Nr. 3 und Art. 21 Nr. 2 BayBFHG durchge­
führt werden. Beamte, die am 31. Dezember 1976 als Real­
schullehrer auf Grund der UlV — 2. BesVNG für ihre Per­
son die Amtsbezeichnung Studienrat führen, behalten 
diese Amtsbezeichnung.

Besoldungsgruppe A 14

Akademischer Oberrat

— als wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Akade­

mie der Wissenschaften —

•— an staatlichen Forschungseinrichtungen außer­

halb des Hochschulbereichs —

Fachschulrektor

— als Leiter einer Berufsfachschule oder Fachschule

mit mehr als 30 Schülern ') —

Institutsrektor2), soweit nicht in den Besoldungs­

gruppen A 13 oder A 15

— als Leiter einer Einrichtung der Erwachsenen­

bildung —

— am Staatsinstitut für die Ausbildung der Lehrer

an Realschulen —

— am Staatsinstitut für die Ausbildung von Fach­

lehrern —

— am Zentrum für Bildungsforschung —

— an der Akademie für Lehrerfortbildung —

— an der Landesstelle für den Schulsport —

— an der Landeszentrale für politische Bildungs­

arbeit —

— an einer Einrichtung für die Ausbildung Pädago­

gischer Assistenten —

— an einer Landesbildstelle —

— an Museen —

Musikschulrektor

Oberstudienrat:i)

— am Staatsinstitut für die Ausbildung der Lehrer

an Realschulen —

— am Staatsinstitut für die Ausbildung von Fach­

lehrern —

— am Zentrum für Bildungsforschung —

— an der Akademie für Lehrerfortbildung —

— an einer Einrichtung für die Ausbildung Pädago­

gischer Assistenten —

— an einer Einrichtung der Erwachsenenbildung —

— an einer Fachakademie —

— im Hochschuldienst —

Polizeischulrat

— als der ständige Vertreter des Verwaltungsschul­

direktors in seiner Funktion als Polizeischul­

rat —

Realschuloberlehrer

— als Sachbearbeiter bei den Ministerialbeauftrag-

ten für die Realschulen —

Regierungsfachberater')

Seminarrektor

— als Leiter eines Seminars für die Ausbildung von

Lehrern an Sonderschulen '1) —

— als Leiter eines Seminars für die Ausbildung von

Lehrern an Volksschulen, soweit Koordinator 

für die Seminarausbildung11) —

— als Seminarlehrer an Realschulen7) — 

Sonderschulkonrektor

— als der ständige Vertreter des Leiters einer Son­

derschule

für Lernbehinderte mit mehr als 90 Schü­

lern8),

für sonstige Sonderschüler mit mehr als 60 

Schülern8) —

— als der ständige Vertreter des Leiters einer selb­

ständigen weiterführenden allgemein- oder 

berufsbildenden Sonderschule9) —

— als der ständige Vertreter des Leiters einer Son­

derschule mit weiterführenden allgemein- 

oder berufsbildendem Zug 10) —

— als der ständige Vertreter des Leiters einer Son­

derschule mit Schülerheim s) —

— als weiterer Konrektor neben dem ständigen Ver­

treter des Schulleiters an einer Sonderschule 

mit Zügen für verschiedene Behinderungen 

oder
mit besonderen Zügen für Mehrfachbehin­

derte oder
mit weiterführenden allgemein- oder be­

rufsbildenden Zügen

zur Koordinierung schulfachlicher Aufgaben 

eines Zuges10)11) —

Sonderschulrektor

— als Leiter einer selbständigen weiterführenden

allgemein- oder berufsbildenden Sonder­

schule

für Lernbehinderte mit bis zu 90 Schülern5), 
für sonstige Sonderschüler mit bis zu 60 Schü­

lern 5) —

— als Leiter einer Sonderschule

für Lernbehinderte mit bis zu 180 Schülern9), 

für sonstige Sonderschüler mit bis zu 120 

Schülern9) —

Verwaltungsrealschulhauptlehrer

— als der ständige Vertreter des Verwaltungsschul­
direktors als Leiter des Ausbildungsinstituts 

für Allgemeinbildung, an dem Lehrgänge zur 
Vorbereitung auf die Ergänzungsprüfungen 

nach Art. 15 Abs. 2 Nr. 3 und Art. 21 Nr. 2 

BayBFHG durchgeführt werden —

Zweiter Sonderschulkonrektor

— an einer selbständigen weiterführenden allge­

mein- oder berufsbildenden Sonderschule 

für Lernbehinderte mit mehr als 180 Schü­

lern,
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für sonstige Sonderschüler mit mehr als 120 

Schülern —

— an einer Sonderschule

für Lernbehinderte mit mehr als 270 Schü­

lern,

für sonstige Sonderschüler mit mehr als 180 

Schülern —

—  an einer Sonderschule mit einem weiterführen­

den allgemein- oder berufsbildenden Zug als 

schulfachlicher Koordinator, wenn an dem 

Zug mehr als 180 Lernbehinderte oder mehr 

als 120 sonstige Sonderschüler vorhanden 

sind —

—  an einer Bezirkssonderschule oder Landesschule

mit Schülerheim —

') Erhält als Leiter einer Schule mit mehr als 80 Schülern 

eine Amtszulage von 150,— DM.

5) Mit der Befähigung für das Lehramt an Volksschulen, 

Sonderschulen oder Realschulen.

3) Mit einem abgeschlossenen Studium von mindestens acht 

Semestern an einer Kunsthochschule oder mit einem durch 

Promotion oder Diplom-Hauptprüfung abgeschlossenen 

Studium an einer wissenschaftlichen Hochschule jeweils, 

wenn die Laufbahnbefähigung aufgrund von laufbahn­

rechtlichen Vorschriften oder auf sonstige Weise erwor­

ben wurde, oder mit der Befähigung für das höhere Lehr­

amt an einem Staatsinstitut.

A) Mit der Befähigung für das Lehramt an Volksschulen.

5) Erhält eine Amtszulage von 150,— DM.

K) Es ist zulässig, in einem Schulamtsbezirk mehrere Koordi­
natoren zu bestellen. Von der Gesamtzahl der Stellen für 

Seminarrektoren in den Besoldungsgruppen A 13 und A 14 

werden 215 Stellen in der Besoldungsgruppe A 14 ausge­

bracht.

7) Es werden 150 Stellen für Seminarrektoren als Seminar­

lehrer an Realschulen in der Besoldungsgruppe A 14 aus­

gebracht.

**) Erhält an einer Sonderschule 

für Lernbehinderte mit mehr als 180 Schülern, 

für sonstige Sonderschüler mit mehr als 120 Schülern 

eine Amtszulage von 150,— DM.

*) Erhält an einer Sonderschule 

für Lernbehinderte mit mehr als 90 Schülern, 

für sonstige Sonderschüler mit mehr als 60 Schülern 

eine Amtszulage von 150,— DM.

"*) Erhält eine Amtszulage von 150,— DM, wenn an dem wei­

terführenden allgemein- oder berufsbildenden Zug mehr 

als 90 Lernbehinderte oder mehr als 60 sonstige Sonder­

schüler vorhanden sind.

")Für jeden Zug kann nur ein Konrektor einschließlich des 

ständigen Vertreters des Schulleiters und eines wegen 

der Schülerzahl erforderlichen zweiten Konrektors be­

stellt werden.

Besoldungsgruppe A 15

Akademischer Direktor

—  als wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Akade­

mie der Wissenschaften —

—  an staatlichen Forschungseinrichtungen außer­

halb des Hochschulbereichs —

Direktor bei der Beamtenfachhochschule

—  als der ständige Vertreter des Präsidenten in des­

sen Fachbereich') —

Direktor bei der Verwaltungsschule

—  als hauptamtliches Vorstandsmitglied -), soweit

nicht in Besoldungsgruppe A 16 —

Direktor der Landesschule für Blinde* * 3)4)

Direktor der Landesschule für Gehörlose3)4)

Direktor der Landesschule für Körperbehinderte3)4)

Direktor eines Berufsbildungswerkes für Behinder­

te s)

Institutsrektor6)

—  als Abteilungsleiter am Zentrum für Bildungs­

forschung —

—  als Abteilungsleiter an der Akademie für Lehrer­

fortbildung —

—  als der ständige Vertreter des Leiters der Landes­

zentrale für politische Bildungsarbeit —

—  als Leiter einer Einrichtung für die Ausbildung

Pädagogischer Assistenten —

—  als Leiter einer Einrichtung für die Ausbildung

von Fachlehrern —

—  als Leiter einer Landesbildstelle —

—  an der Landesstelle für den Schulsport — 

Kurdirektor

—  als Leiter der Kurverwaltung Bad Reichenhall —

Lotteriedirektor bei der Staatlichen Lotterieverwal­

tung

—  als der stellvertretende Direktor der staatlichen

Klassenlotterie in den Süddeutschen Län­

dern7 *) —

Realschulrektor

—  als der ständige Vertreter des Leiters einer Real­

schule, der Ministerialbeauftragter ist —

Sonderschulrektor

—  als Leiter einer selbständigen weiterführenden

allgemein- oder berufsbildenden Sonderschu­

le

für Lernbehinderte mit mehr als 90 Schülern, 

für sonstige Sonderschüler mit mehr als 60 

Schülern —

—  als Leiter einer Sonderschule

für Lernbehinderte mit mehr als 180 Schü­

lern,

für sonstige Sonderschüler mit mehr als 120 

Schülern —

Studiendirektor")

—  als der ständige Vertreter des Leiters des Stu­

dienkollegs München4 5) —

—  als der ständige Vertreter des Leiters einer Ein­

richtung der Erwachsenenbildung mit mehr 

als 250 000 Belegungsdoppelstunden jähr­

lich —

—  als Fachleiter an den Studienkollegs München

und Coburg9) —

—  als Leiter der Abendrealschule der Landeshaupt­

stadt München mit Förderlehrgang zur Able­

gung des Abiturs —

—  als Leiter des Studienkollegs Coburg 10) —

—  als Leiter einer Einrichtung der Erwachsenenbil­

dung mit mehr als 80 000 bis zu 250 000 Bele­

gungsdoppelstunden jährlich —

— als Leiter einer Landesbildstelle —

—  am Staatsinstitut für die Ausbildung der Lehrer

an Realschulen —

—  am Staatsinstitut für die Ausbildung von Fach­

lehrern —

—  am Zentrum für Bildungsforschung —

—  an der Akademie für Lehrerfortbildung —

—  an der Landesstelle für den Schulsport —

—  an einer Einrichtung für die Ausbildung Pädago­

gischer Assistenten —

—  an einer Landesbildstelle —

—  im Hochschuldienst —

Verwaltungsschuldirektor

—  als Leiter des Ausbildungsinstituts für Allge­

meinbildung, an dem Lehrgänge zur Vorbe­

reitung auf die Ergänzungsprüfungen nach
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Art. 15 Abs. 2 Nr. 3 und Art. 21 Nr. 2 des 
BayBFHG durchgeführt werden, und Polizei­
schulrat —

') Erhält eine Amtszulage von 125,— DM.

-‘) Erhält eine Amtszulage von 200,— DM.

3) Mit Schülerheim und weiterführender allgemeinbildender 
Schule.

<) Erhält eine Amtszulage von 150,— DM.

fi) Erhält als Direktor eines Berufsbildungswerkes für Be­
hinderte mit Schülerheim eine Amtszulage von 150,— DM.

6) Mit der Befähigung für das Lehramt an Volksschulen, 
Sonderschulen oder Realschulen.

’) Erhält eine Stellenzulage von 175,— DM.

*) Mit der Befähigung für das Lehramt an Gymnasien oder 
an beruflichen Schulen, mit einem abgeschlossenen Stu­
dium von mindestens acht Semestern an einer Kunst­
hochschule, mit einem durch Promotion oder Diplom- 
Hauptprüfung abgeschlossenen Studium an einer wissen­
schaftlichen Hochschule jeweils, wenn die Laufbahn­
befähigung aufgrund von laufbahnrechtlichen Vorschrif­
ten oder auf sonstige Weise erworben wurde, oder mit 
der Befähigung für das höhere Lehramt an einem Staats­
institut.

“) Fußnote 9 zur Besoldungsgruppe 15 der Bundesbesoldungs­
ordnung A gilt entsprechend.

In) Erhält eine Amtszulage von 150.— DM, wenn die Zahl 
von 80 Studierenden überschritten wird.

Besoldungsgruppe A 16

Direktor bei der Beamtenfachhochschule

— als Fachbereichsleiter ') —

Direktor bei der Verwaltungsschule

— als hauptamtliches Vorstandsmitglied* 2), soweit
nicht in Besoldungsgruppe A 15 —

Direktor bei einem kommunalen Spitzenverband, so­
weit nicht in Besoldungsgruppe B 3

— als Gruppenleiter —

Direktor des Landesamts für Maß und Gewicht

Direktor des Staatlichen Forschungsinstituts für an­
gewandte Mineralogie in Regensburg

Direktor des Staatlichen Forschungsinstituts für 
Geochemie in Bamberg

Direktor eines Bezirkskrankenhauses, soweit nicht in 
Besoldungsgruppe B 2

Hauptgeschäftsführer der Handwerkskammer 
Coburg

Kurdirektor

— als Leiter der Kurverwaltung Bad Kissingen mit
Bad Bocklet —

Leitender Akademischer Direktor3)

— als wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Akade­
mie der Wissenschaften —

Leitender Oberlandesanwalt

— als Leiter einer Landesanwaltschaft bei einem
Verwaltungsgericht —

Oberstudiendirektor 3)

— als der ständige Vertreter des Leiters eines Gym­
nasiums oder einer Fachoberschule, der Mi- 
nisterialbeauftragter ist —

— als Leiter der Landesstelle für den Schulsport —

— als Leiter des Studienkollegs München —

— als Leiter des voll ausgebauten Wirtschaftswis­
senschaftlichen Gymnasiums mit zweizügig 
ausgebauter Mädchenrealschule der Stadt 
Schweinfurt —

— als Leiter einer Einrichtung der Erwachsenenbil­
dung mit mehr als 250 000 Belegungsdoppel­
stunden jährlich —

— als Leiter einer selbständigen Abteilung des
Staatsinstituts für die Ausbildung von Fach­
lehrern —

— als Seminarvorstand eines staatlichen Studien­
seminars für berufliche Schulen —-

— am Staatsinstitut für die Ausbildung der Lehrer
an Realschulen —

— am Zentrum für Bildungsforschung —

— im Hochschuldienst —

Realschulrektor

— als Ministerialbeauftragter für die Realschulen — 

Stadtdirektor

— der Landeshauptstadt München und der Stadt
Nürnberg als Leiter einer großen und bedeu­
tenden Organisationseinheit, soweit nicht in 
den Besoldungsgruppen B 2 oder B 3 —

— in einer Stadt mit mehr als 50 000 bis zu 500 000
Einwohnern als Leiter einer großen und be­
deutenden Organisationseinheit, der unmittel­
bar einem kommunalen Wahlbeamten unter­
stellt ist, soweit nicht in Besoldungsgruppe 
B 2 —

') Erhält als der ständige Vertreter des Präsidenten eine 
Amtszulage von 125,— DM.

-) Erhält eine Amtszulage von 200,— DM.

*)Nur in Stellen von besonderer Bedeutung.

*) Mit der Befähigung für das höhere Lehramt an Gymna­
sien oder an beruflichen Schulen oder mit einem abge­
schlossenen Studium von mindestens acht Semestern an 
einer Kunsthochschule, mit einem durch Promotion oder 
Diplom-Hauptprüfung abgeschlossenen Studium an einer 
wissenschaftlichen Hochschule jeweils, wenn die Laufbahn­
befähigung aufgrund von laufbahnrechtlichen Vorschrif­
ten oder auf sonstige Weise erworben wurde, oder mit der 
Befähigung für das höhere Lehramt an einem Staats- 
institut.

Besoldungsordnung B

Besoldungsgruppe B 1

Institutsdirektor bei der Süddeutschen Versuchs- und 
Forschungsanstalt für Milchwirtschaft

Besoldungsgruppe B 2

Direktor der Akademie für Lehrerfortbildung 

Direktor der Staatsbibliothek 

Direktor des Hauptstaatsarchivs

Direktor des Planungsverbandes äußerer Wirt­
schaftsraum München 

Direktor des Polizeiverwaltungsamtes 

Direktor des Staatsinstituts für Bildungsforschung 
und Bildungsplanung

Direktor des Staatsinstituts für Schulpädagogik 

Direktor des Zweckverbandes Bayerischer Land­
schulheime

Direktor eines Bezirkskrankenhauses mit mindestens
2 000 Betten, soweit nicht in Besoldungsgruppe 

A 16

Geschäftsführender Direktor bei der Arbeitsgemein­
schaft der Bezirkstagspräsidenten 

Kanzler der Universität Augsburg 

Oberbaudirektor

— als Leiter des Landesamts für Brand- und Kata­
strophenschutz —

Oberstudiendirektor

— als Ministerialbeauftragter für die Fachoberschu­
len —
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—  als Ministerialbeauftragter für die Gymnasien —  

Präsident des Geologischen Landesamts

Präsident einer Bezirksfinanzdirektion, soweit nicht 

in Besoldungsgruppe B 3 oder B 4

Präsident einer Flurbereinigungsdirektion

Stellvertretender Direktor der Landwirtschaftlichen 

Berufsgenossenschaft Schwaben * *)

Stellvertretender Direktor der Landwirtschaftlichen 

Berufsgenossenschaft Unterfranken ‘)

Stadtdirektor

—  der Landeshauptstadt München und der Stadt

Nürnberg als Leiter einer großen und bedeu­

tenden Organisationseinheit2), soweit nicht in 

den Besoldungsgruppen A 16 oder B 3 —

—  der Städte Augsburg, Erlangen, Fürth, Regens­

burg und Würzburg als Leiter einer großen 

und bedeutenden Organisationseinheit, der 

unmittelbar dem Oberbürgermeister unter­

stellt ist3), soweit nicht in Besoldungsgruppe 

A 16 —

Vizepräsident der Bezirksfinanzdirektion München

Vizepräsident der Landesanstalt für Bodenkultur 

und Pflanzenbau

Vizepräsident der Verwaltung der staatlichen Schlös­

ser, Gärten und Seen

Vizepräsident des Landesamts für Verfassungsschutz 

Vizepräsident des Landesamts für Wasserwirtschaft 

Vizepräsident des Landesvermessungsamts 

Vizepräsident des Statistischen Landesamts

')Die besoldungsrechtliche Zuordnung berücksichtigt die 

Tätigkeit für die Landwirtschaftliche Alterskasse und die 

Landwirtschaftliche Krankenkasse.

-) Die Zahl der Planstellen für Stadtdirektoren der Stadt 

Nürnberg in den Besoldungsgruppen B 2 und B 3 darf zu­

sammen nicht mehr als sechs betragen. Dabei bleiben 

Ämter in städtischen Eigenbetrieben außer Betracht.

') Die Zahl der Planstellen für Stadtdirektoren in den Be­

soldungsgruppen B 2 und B 3 kw darf in jeder Stadt zu­

sammen nicht mehr als drei betragen. Dabei bleiben Ämter 

in städtischen Eigenbetrieben außer Betracht.

Besoldungsgruppe B 3

Direktor bei der Anstalt für kommunale Datenver­

arbeitung in Bayern

—  als Mitglied der Geschäftsleitung —

Direktor bei einem kommunalen Spitzenverband

—  als Gruppenleiter, soweit nicht in Besoldungs­

gruppe A 16 —

—  als der ständige Vertreter des geschäftsführenden

Vorstandsmitglieds, soweit nicht in Besol­

dungsgruppe B 4 —

Direktor beim Prüfungsverband öffentlicher Kassen

—  als der ständige Vertreter des geschäftsführenden

Direktors —

Direktor der Landwirtschaftlichen Berufsgenossen­

schaft Schwaben ‘)

Direktor der Landwirtschaftlichen Berufsgenossen­

schaft Unterfranken')

Direktor des Zentralinstituts für Kunstgeschichte 

Forstpräsident

Generaldirektor der Naturwissenschaftlichen Samm­

lungen

Generalkonservator des Landesamts für Denkmal­

pflege

Geschäftsführender Direktor der Landesgewerbean­

stalt Bayern

Kanzler der Universität Regensburg 

Leitender Ministerialrat

—  als Prüfungsgebietsleiter beim Obersten Rech­

nungshof —

Oberbranddirektor

—  als Leiter der Berufsfeuerwehr der Landeshaupt­

stadt München —

Oberlandesanwalt

—  als der ständige Vertreter des Generallandesan­

walts —

Oberpflegamtsdirektor der Stiftung Juliusspital 

Würzburg

Polizeipräsident

—  als Leiter der Grenzpolizei —

—  als Leiter der Polizeipräsidien Mittelfranken,

Niederbayern/Oberpfalz, Nürnberg/Fürth2), 

Oberfranken, Schwaben, Unterfranken —

Präsident der Beamtenfachhochschule 

Präsident der Fachhochschule Nürnberg 

Präsident der Gesamthochschule Bamberg

Präsident einer Bezirksfinanzdirektion, soweit nicht 

in den Besoldungsgruppen B 2 oder B 4

Präsident eines Landesuntersuchungsamts für das 

Gesundheitswesen

Stadtdirektor

—  der Landeshauptstadt München und der Stadt

Nürnberg als Leiter einer großen und bedeu­

tenden Organisationseinheit, wenn unmittel­

bar dem Oberbürgermeister oder einem min­

destens in Besoldungsgruppe B 5 eingestuften 

berufsmäßigen Stadtrat unterstellt3)3), soweit 

nicht in Besoldungsgruppe B 4 —

—  der Landeshauptstadt München als ständiger

Vertreter eines berufsmäßigen Stadtrats, 

wenn dieser mindestens in Besoldungsgruppe 

B5 eingestuft ist1), soweit nicht in Besol­

dungsgruppe B 4 —

Stellvertretender Direktor der Landwirtschaftlichen 

Berufsgenossenschaft Niederbayern-Oberpfalz')

Stellvertretender Direktor der Landwirtschaftlichen 

Berufgenossenschaft Oberbayern ‘)

Stellvertretender Direktor der Landwirtschaftlichen 

Berufsgenossenschaft Oberfranken und Mittel­

franken ')

Stellvertretender Direktor des Bayerischen Gemein­

deunfallversicherungsverbandes 5)

■ )Die besoldungsrechtliche Zuordnung berücksichtigt die 

Tätigkeit für die Landwirtschaftliche Alterskasse und die 

Landwirtschaftliche Krankenkasse.

!) Der am 1. Oktober 1974 von der früheren Stadtpolizei Nürn­

berg übernommene Inhaber der Stelle des Polizeipräsiden­

ten des Polizeipräsidiums Nürnberg/Fürth erhält die 

Bezüge nach Besoldungsgruppe B 4.

’) Die Zahl der Planstellen für Stadtdirektoren der Stadt 

Nürnberg in den Besoldungsgruppen B 2 und B 3 darf zu­

sammen nicht mehr als sechs betragen. Dabei bleiben 

Ämter in städtischen Eigenbetrieben außer Betracht.

*)Die Zahl der Planstellen für Stadtdirektoren der Landes­

hauptstadt München in den Besoldungsgruppen B3, B 4 

und B 5 kw darf zusammen nicht mehr als 15 betragen. Da­

bei bleiben Ämter in städtischen Eigenbetrieben außer Be­

tracht.

s) Die besoldungsrechtliche Zuordnung berücksichtigt die 

Tätigkeit für die Staatliche Ausführungsbehörde für Un­

fallversicherung.
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Besoldungsgruppe B 4

Direktor bei einem kommunalen Spitzenverband

— als der ständige Vertreter des geschäftsführenden

Vorstandsmitglieds, soweit nicht in Besol­

dungsgruppe B 3 —

Direktor der Landwirtschaftlichen Berufsgenossen­

schaft Niederbayern-Oberpfalz ‘)

Direktor der Landwirtschaftlichen Berufsgenossen­

schaft Oberbayern ')

Direktor der Landwirtschaftlichen Berufsgenossen­

schaft Oberfranken und Mittelfranken ‘)

Direktor des Bayerischen Gemeindeunfallversiche­

rungsverbandes -)

Generaldirektor der Staatlichen Archive 

Generaldirektor der Staatlichen Bibliotheken 

Generaldirektor der Staatsgemäldesammlungen 

Generaldirektor des Deutschen Museums München 

Generaldirektor des Germanischen Nationalmu­

seums Nürnberg

Generaldirektor des Nationalmuseums 

Kanzler der Technischen Universität München 

Kanzler der Universität Erlangen-Nürnberg 

Kanzler der Universität München 

Kanzler der Universität Würzburg 

Polzeipräsident

— als Leiter der Bereitschaftspolizei —

— als Leiter des Landeskriminalamts —

— als Leiter des Polizeipräsidiums Oberbayern — 

Präsident der Bezirksfinanzdirektion München 

Präsident der Fachhochschule München 

Präsident der Landesanstalt für Bodenkultur und

Pflanzenbau

Präsident der Lotterieverwaltung3)

Präsident der Monumenta Germaniae Historica 

Präsident der Staatsschuldenverwaltung 

Präsident der Universität Bayreuth 

Präsident der Universität Passau 

Präsident der Verwaltung der staatlichen Schlösser, 

Gärten und Seen

Präsident des Landesamts für Datenverarbeitung 

Präsident des Landesamts für Umweltschutz 

Präsident des Landesamts für Wasserwirtschaft 

Präsident des Landesentschädigungsamts 

Präsident des Landesvermessungsamts 

Präsident des Oberbergamts 

Präsident des Statistischen Landesamts 

Stadtdirektor der Landeshauptstadt München ')

— als Leiter einer unmittelbar dem Oberbürgermei­

ster unterstellten großen und bedeutenden 

Organisationseinheit, soweit nicht in Besol­

dungsgruppe B 3 —

— als ständiger Vertreter eines berufsmäßigen

Stadtrats, wenn dieser mindestens in Besol­

dungsgruppe B 6 eingestuft ist, soweit nicht in 

Besoldungsgruppe B 3 —

') Die besoldungsrechtliche Zuordnung berücksichtigt die 
Tätigkeit für die Landwirtschaftliche Alterskasse und die 
Landwirtschaftliche Krankenkasse.

2) Die besoldungsrechtliche Zuordnung berücksichtigt die 

Tätigkeit für die Staatliche Ausführungsbehörde für Un­
fallversicherung.

s) Erhält für seine Tätigkeit als Direktor der Süddeutschen 
Klassenlotterie eine Nebenvergütung nach näherer Be­
stimmung durch das Staatsministerium der Finanzen.

<) Die Zahl der Planstellen für Stadtdirektoren der Landes­

hauptstadt München der Besoldungsgruppen B3, B 4 und

B 5 kw darf zusammen nicht mehr als 15 betragen. Dabei 

bleiben Ämter in städtischen Eigenbetrieben außer Be­
tracht.

Besoldungsgruppe B 5

Geschäftsführender Direktor der Anstalt für kom­

munale Datenverarbeitung in Bayern 

Hauptgeschäftsführer der Handwerkskammern Mit­

telfranken, Oberfranken, Unterfranken, Schwaben 

Polizeipräsident

— als Leiter des Polizeipräsidiums München') — 

Präsident des Landesamts für Verfassungsschutz 

Präsident der Universität Augsburg 

Vizepräsident bei der Versicherungskammer

') Der am 1. Oktober 1975 von der früheren Stadtpolizei Mün­
chen übernommene Polizeipräsident des Polizeipräsidiums 
München erhält für seine Person das Grundgehalt der Be­
soldungsgruppe B 6.

Besoldungsgruppe B 6

Generallandesanwalt

Geschäftsführender Direktor des Prüfungsverbandes 

öffentlicher Kassen

Geschäftsführendes Vorstandsmitglied eines kommu­

nalen Spitzenverbandes, soweit nicht in den Be­

soldungsgruppen B 7 oder B 8 

Hauptgeschäftsführer der Handwerkskammer 

Niederbayern-Oberpfalz 

Ministerialdirigent

— als Direktor des Senatsamts —

Präsident der Universität Regensburg 

Vizepräsident des Obersten Rechnungshofs

Besoldungsgruppe B 7

Geschäftsführendes Vorstandsmitglied eines kommu­

nalen Spitzenverbandes, soweit nicht in den Be­

soldungsgruppen B 6 oder B 8 

Hauptgeschäftsführer der Handwerkskammer für 

Oberbayern

Präsident der Technischen Universität München 

Präsident der Universität Erlangen-Nürnberg 

Präsident der Universität München 

Präsident der Universität Würzburg

Besoldungsgruppe B 8

Geschäftsführendes Vorstandsmitglied eines kommu­

nalen Spitzenverbandes, soweit nicht in den Be­

soldungsgruppen B 6 oder B 7

Besoldungsgruppe B 9')

Ministerialdirektor

— als Direktor des Landtagsamts —

— als leitender Beamter der Staatskanzlei —

— als leitender Beamter eines Staatsministeri­

ums* 2) —

— als leitender Beamter beim Staatsminister für

Bundesangelegenheiten —

Präsident der Versicherungskammer 

Präsident des Obersten Rechnungshofs

') Beamte, die vor dem 1. April 1969 dieser Besoldungsgruppe 
angehört haben, erhalten eine Amtszulage von 433,35 DM. 

'-) In großen Staatsministerien können zwei leitende Beamte 

bestellt werden.
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Besoldungsordnung R 

Besoldungsgruppe R 3

Oberstaatsanwalt beim Obersten Landesgericht 

Richter am Obersten Landesgericht

Besoldungsgruppe R 5

Vorsitzender Richter am Obersten Landesgericht

Besoldungsgruppe R 6

Generalstaatsanwalt beim Obersten Landesgericht 

Vizepräsident des Obersten Landesgerichts

Besoldungsgruppe R 8

Präsident des Obersten Landesgerichts

Anhang

zu den Besoldungsordnungen

Künftig wegfallende Ämter und 

Amtsbezeichnungen

Besoldungsgruppe A 3 kw

Straßenhauptaufseher

Besoldungsgruppe A 5 kw

Forstwart')

Kontrollgehilfe

Städtischer Masseur und Bademeister 

') Im staatlichen Forstdienst.

Besoldungsgruppe A 6 kw

Friedhof Verwalter 

Konirollmeister 

Oberamtsmeister 

Revierforstwart')

Städtischer Masseur und Oberbademeister 

') Im staatlichen Forstdienst.

Besoldungsgruppe A 7 kw

Friedhofoberverwalter 

Oberforstwart')

Oberkindergärtnerin

Oberkontrollmeister

Staatsbankobersekretär

Städtischer Masseur und Hauptbademeister 

') Im staatlichen Forstdienst.

Besoldungsgruppe A 8 kw

Friedhof hauptverwalter 

Hauptflußmeister 

Hauptforstwartl)

Hauptkindergärtnerin

Hauptkontrollmeister

Oberflußmeister

Obergerichtsvollzieher

Oberstraßenmeister 

Staatsbankhauptsekretär 

') Im staatlichen Forstdienst.

Besoldungsgruppe A 9 kw

Hauptgerichtsvollzieher

Hauptkindergärtnerin

Kindergarteninspektorin

Staatsbankinspektor

Volksschulfachlehrer

Besoldungsgruppe A 10 kw

Betriebsoberinspektor 

Kindergartenoberinspektorin 

Sozialoberinspektor')

Staatsbankoberinspektor

Volksschulfachoberlehrer, soweit nicht in Besol­

dungsgruppe A 11 kw

') Erhält eine ruhegehaltfähige Stellenzulage von 90,10 DM.

Besoldungsgruppe A 11 kw

Kindergartenamtmann

Staatsbankamtmann

Volksschulfachoberlehrer, soweit nicht in Besol­

dungsgruppe A 10 kw

Besoldungsgruppe A 12 kw

Fachstudienrat

—  im Hochschuldienst —

Institutslehrer

—  am Zentrum für Bildungsforschung —  

Kammermusiker in gehobener Stelle 

Kammervirtuose')

Oberlehrer an einer Volksschule2)

Religionsoberlehrer an einer beruflichen Schule

Staatsbankrat

Wirtschaftsoberlehrer

') Erhält eine Amtszulage von 133.90 DM.

=) Beamte, die infolge organisatorischer Maßnahmen nach 

Abschnitt II des Volksschulgesetzes oder infolge Errich­

tung einer Verbandsschule nicht mehr als Hauptlehrer ver­

wendet und auf ihren Antrag zum Oberlehrer zurückver­

setzt worden sind, erhalten für ihre Person die Dienst­
bezüge eines der Besoldungsgrupe A 13 zugeordneten 

Hauptlehrers als Leiter einer Volksschule.

Besoldungsgruppe A 13 kw

Blindenlehrer 

Blindenoberlehrer')

Direktor bei der Staatsbank2)

Gymnasialoberlehrer

Oberlehrer

—  am Erziehungswissenschaftlichen Fachbereich

einer wissenschaftlichen Hochschule —  

Studienrat

-— im Hochschuldienst •1) —

Taubstummenlehrer 

Taubstummenoberlehrer')

') Erhält eine Amtszulage von 133,90 DM.

3) Erhält nach Maßgabe des Stellenplans eine ruhegehalt­

fähige Stellenzulage von 162,— DM.

3) Soweit die Voraussetzungen für die Zuordnung zur Be­

soldungsgruppe A 13 nach Bundes- oder Landesrecht nicht 

erfüllt sind.
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Besoldungsgruppe A 14 kw

Bezirksoberpfarrer

Direktor bei den Naturwissenschaftlichen Sammlun­

gen ')

Direktor bei den Wissenschaftlichen Anstalten2) 

Direktor der Brautechnischen Prüf- und Versuchs­

anstalt Weihenstephan

Direktor der Kindergärten und Kinderhorte der Lan­

deshauptstadt München3)

Direktor der Kunstsammlungen der Coburger Lan­

desstiftung

Direktor eines Rechnungsprüfungsamts

Hafendirektor

Konzertmeister2)

Landstallmeister

Musikschuldirektor der Stadt Schweinfurt

Musikschuldirektor der Stadt Weiden i. d. OPf.

Singschuldirektor der Stadt Würzburg

Oberregierungsarchivrat

Oberregierungsbaurat

Oberregierungsbergrat

Oberregierungsbibliotheksrat

Oberregierungschemierat

Oberregierungsforstrat

Oberregierungsgewerberat

Oberregierungslandwirtschaftsrat

Oberregierungsmedizinalrat

Oberregierungspharmazierat

Oberregierungsvermessungsrat

Oberregierungsveterinärrat

Oberschulrat2)

—  im Geschäftsbereich des Staatsministeriums für

Unterricht und Kultus, soweit nicht in die 

Bundesbesoldungsordnung überführt — 

Oberstudienrat4)

—  im Hochschuldienst —

Schulrat

— im Geschäftsbereich des Staatsministeriums für

Unterricht und Kultus, soweit nicht in die 

Bundesbesoldungsordnung überführt — 

Staatsarchivdirektor 

Staatsbankdirektor

■ ) Erhält als Leiter einer Sammlung eine ruhegehaltfähige 
Stellenzulage von 175,— DM.

2) Erhält eine Amtszulage von 175,— DM.

3) Erhält eine Amtszulage von 150,— DM.

4) Soweit die Voraussetzungen für die Zuordnung zur Be­
soldungsgruppe A 14 nach Bundes- oder Landesrecht nicht 

erfüllt sind.

Besoldungsgruppe A 15 kw

Regierungsschuldirektor

— als Leiter einer Landesbildstelle — 

Staatsbankdirektor

Besoldungsgruppe A 16 kw

Direktor des Freilichtmuseums des Bezirks Ober­

bayern 

Stadtdirektor

— in einer Stadt mit bis zu 50 OOd-Einwohnern —

Besoldungsgruppe B 2 kw

Stadtdirektor

— in einer Stadt mit bis zu 100 000 Einwohnern — 

Städtischer Museumsdirektor der Stadt Würzburg

Besoldungsgruppe B 3 kw

Oberlandesanwalt beim Verwaltungsgerichtshof 

Oberverwaltungsdirektor als Geschäftsleiter des 

Zweckverbandes Bayerischer Landschulheime 

Oberverwaltungsdirektor bei der Verwaltungsschule 

Stadtdirektor

— in einer Stadt mit bis zu 500 000 Einwohnern — 

Vizepräsident des Polizeipräsidiums München

Besoldungsgruppe B 5 kw

Direktor der Landwirtschaftlichen Berufsgenossen­

schaft Niederbayern-Oberpfalz1)

Erster Direktor der Landwirtschaftlichen Berufsge­

nossenschaft Oberfranken und Mittelfranken ‘) 

Stadtdirektor

') Die besoldungsrechtliche Zuordnung berücksichtigt die 

Tätigkeit für die Landwirtschaftliche Alterskasse und die 
Landwirtschaftliche Krankenkasse.

ßayerlscne
Staatsbibliothek
Manchen
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Dritte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung zur 

Gliederung der staatlichen Fachhochschulen

Vom 29. März 1978

Auf Grund von Art. 11 Abs. 3 Satz 1 und Art. 45 
Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit Art. 111 des Baye­
rischen Hochschulgesetzes vom 21. Dezember 1973 
(GVB1 S. 679, ber. 1974 S. 45), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 25. Juli 1977 (GVB1 S. 380), erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus folgende Verordnung:

§1

§ 7 der Verordnung zur Gliederung der staatlichen 
Fachhochschulen vom 4. Oktober 1974 (GVB1 S. 564), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 29. Septem­
ber 1977 (GVB1 S. 558), erhält folgende Fassung:

„§7

Die Fachhochschule Weihenstephan wird gegliedert 
in die Abteilungen Weihenstephan, Schönbrunn und 
Triesdorf, den Zentralbereich sowie folgende Fach­
bereiche:

1. Fachbereich Gartenbau,
2. Fachbereich Landespflege und Forstwirtschaft,
3. Fachbereich Landbau.“

§2

Diese Verordnung tritt am 15. April 1978 in Kraft.

München, den 29. März 1978

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

I. V. Dr. Berghofer-Weichner 
Staatssekretärin

Verordnung
über die vorläufige Regelung der Rechts­
verhältnisse der Fachhochschule Landshut 
und die Eingliederung von Fachbereichen 
der Fachhochschule Weihenstephan

Vom 29. März 1978

Auf Grund des Art. 2 Abs. 1 und 2 des Gesetzes 
über die Errichtung der Fachhochschulen Kempten 
und Landshut vom 27. Juni 1977 (GVB1 S. 329) erläßt 
das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus folgende Verordnung:

Erster Teil

Leitung und Verwaltung der Hochschule

§ 1

Leitung der Hochschule

(1) Die Fachhochschule Landshut wird von dem 
vom Staatsminister für Unterricht und Kultus be­
stellten Präsidenten geleitet und vertreten. Die Amts­
zeit des ersten Präsidenten beträgt vier Jahre; sie 
endet anschließend mit der Bestellung eines Präsi­
denten auf Vorschlag der auf Grund der Übergangs­
grundordnung nach § 15 gebildeten zuständigen Kol­
legialorgane der Fachhochschule Landshut.

(2) Der Präsident wird bei der Leitung der Fach­
hochschule durch einen vom Staatsminister für Un­
terricht und Kultus bestellten Vizepräsidenten unter­
stützt und vertreten. Die Amstzeit des ersten Vize­
präsidenten beträgt vier Jahre. Absatz 1 Satz 2 
Halbsatz 2 gilt entsprechend.

§2

Aufgaben der Hochschulleitung

Die Aufgaben des ersten Präsidenten werden in 
einer vom Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus erlassenen Geschäftsordnung geregelt; die Fach­
hochschule macht hierzu Vorschläge.

§3

Verwaltung

Dem Präsidenten steht zur Erledigung der Rechts­
und Verwaltungsangelegenheiten ein vom Staats­
minister für Unterricht und Kultus bestellter Kanzler 
zur Seite. Er ist leitender Beamter der Hochschul­
verwaltung, Beauftragter für den Haushalt im Sinne 
des Art. 9 der Bayerischen Haushaltsordnung und 
Dienstvorgesetzter des an der Fachhochschule tätigen 
nichtwissenschaftlichen Personals. Bis zur Bestellung 
des Kanzlers werden dessen Aufgaben vom Kanzler 
der Fachhochschule Weihenstephan wahrgenommen.

Zweiter Teil

Eingliederung von Fachbereichen 
der Fachhochschule Weihenstephan

§4

Umgliederung von Fachbereichen

Die in der Abteilung Schönbrunn der Fachhoch­
schule Weihenstephan geführten Fachbereiche Be­
triebswirtschaft sowie Landbau und Sozialwesen 
werden, soweit sie nicht der Fachrichtung Landbau 
zuzuordnen sind, der Fachhochschule Landshut ein­
gegliedert.

§5

Folgen der Umgliederung

Die Bediensteten und Studenten in den von der 
Umgliederung nach § 4 betroffenen Fachbereichen 
der Fachhochschule Weihenstephan werden Bedien­
stete und Studenten der Fachhochschule Landshut, 
soweit sie nicht der Fachrichtung Landbau zuzuord­
nen sind.

§6

Amtszeiten

(1) Die Amtszeiten und Aufgaben der gemäß §§ 4 
und 5 in die Fachhochschule Landshut eingegliederten 
gewählten Vertreter des Fachbereichs Betriebswirt­
schaft der Fachhochschule Weihenstephan sowie der 
von dieser Eingliederung betroffenen Gruppenver­
treter in Versammlung und Senat der Fachhoch­
schule Weihenstephan werden durch die Eingliede­
rung nicht berührt.

(2) Soweit nach der Umgliederung gemäß §§ 4 und 
5 an der Fachhochschule Landshut die Zahl der 
Gruppenvertreter in Versammlung und Senat die 
dafür in § 8 festgelegte Zahl nicht erreicht, werden 
die fehlenden Gruppenvertreter unverzüglich ge­
wählt; ihre Amtszeit endet am 28. Februar 1979.

(3) Soweit nach dieser Umgliederung an der Fach­
hochschule Weihenstephan die Zahl der Gruppen­
vertreter in Versammlung und Senat sowie im Fach-
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bereichsrat des Fachbereichs Landbau die dafür im 

Bayerischen Hochschulgesetz (BayHSchG) vom 21. De­
zember 1973 (GVB1 S. 697, ber. 1974 S. 45), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 25. Juli 1977 (GVB1S. 380), 
und in der Grundordnung der Fachhochschule Wei­

henstephan vom 4. Oktober 1977 jeweils festgelegte 
Zahl nicht erreicht, werden die fehlenden Gruppen­
vertreter unverzüglich gewählt; ihre Amtszeit endet 

am 28. Februar 1979. Soweit infolge dieser Umglie­

derung der Dekan oder stellvertretende Dekan des 
Fachbereichs Landbau neu zu bestellen sind, werden 

diese unverzüglich neu gewählt; ihre Amtszeit endet 
am 29. Februar 1980.

(4) Ein Nachrücken der Vertreter in den Kollegial­

organen findet aus Anlaß der Umgliederung nach 
§§ 4 und 5 nicht statt.

Dritter Teil

Gliederung der Fachhochschule Landshut

§7

Gliederung

Die Fachhochschule Landshut gliedert sich in den 
Zentralbereich und folgende Fachbereiche:

1. Fachbereich Allgemeinwissenschaften und Sozial­
wesen,

2. Fachbereich Betriebswirtschaft,
3. Fachbereich Elektrotechnik und Maschinenbau.

§8

Größe von Versammlung und Senat

(1) Der Versammlung der Fachhochschule Landshut 

gehören unbeschadet Art. 34 Abs. 1 BayHSchG zwan­
zig Gruppenvertreter an.

(2) Dem Senat der Fachhochschule Landshut ge­
hören unbeschadet Art. 34 Abs. 1 BayHSchG zehn 
Gruppenvertreter an.

§9

Organe der im Aufbau befindlichen 
Fachbereiche

(1) Fachbereichsräte für die Fachbereiche Allge­

meinwissenschaften und Sozialwesen sowie Elektro­
technik und Maschinenbau werden gebildet, sobald 

den jeweiligen Fachbereichen sieben Professorenver­
treter angehören und jeweils der Studienbetrieb in 
diesen Fachbereichen aufgenommen ist.

(2) Sobald die Wahlen zum Fachbereichsrat gemäß 

§ 14 durchgeführt sind, beruft der Präsident inner­
halb von zehn Tagen den Fachbereichsrat zur Wahl 

eines Dekans und seines Stellvertreters ein. Der Prä­
sident leitet die erste Sitzung des Fachbereichsrates.

(3) Die erste Amtszeit der neugewählten Fachbe­
reichsräte endet mit der Amtszeit der übrigen Fach­

bereichsräte. Die Amtszeit der ersten Dekane und 

deren Stellvertreter endet mit der Amtszeit des je­
weiligen ersten Fachbereichsrates.

§ 10

Übergangsweise Wahrnehmung der Aufgaben 

der Organe der im Aufbau befindlichen 
Fachbereiche

(1) Bis zur Bildung der Fachbereichsräte für die 
Fachbereiche Allgemeinwissenschaften und Sozial­
wesen sowie Elektrotechnik und Maschinenbau wer­
den deren Aufgaben von je einem Ausschuß wahr­

genommen. § 11 bleibt unberührt. Der jeweilige Aus­

schuß tritt zusammen, sobald im Fachbereich minde­

stens ein Professor vorhanden ist.

(2) Dem jeweiligen Ausschuß gehören an

1. der Präsident oder ein von ihm zu benennender
Vertreter als Vorsitzender,

2. der Kanzler,
3. die Professoren des Fachbereichs.

(3) Soweit dem Fachbereich mindestens ein Ver­
treter des hauptberuflichen sonstigen wissenschaft­
lichen Personals angehört, gehört ein Vertreter dieser 

Gruppe dem Ausschuß an. Nach Aufnahme des Stu­
dienbetriebs kommt ein Studentenvertreter hinzu; 

gehören fünf Professoren dem Ansschuß an, kommt 
ein weiterer Studentenvertreter hinzu.

(4) Der Ausschuß bestimmt ein Mitglied, das die 

Aufgaben des Dekans wahrnimmt.

§11

Berufungsausschüsse

Die Vorschlagslisten für die Stellen für Professoren 
an Fachhochschulen in den Fachbereichen Allgemein­
wissenschaften und Sozialwesen sowie Elektrotechnik 

und Maschinenbau werden durch die vom Staats­
ministerium für Unterricht und Kultus eingesetzten 
Berufungsausschüsse vorbereitet. Die Berufungsaus­
schüsse nehmen bis zur Bildung des betreffenden 

Fachbereichsrats dessen Aufgaben im Berufungsver­
fahren wahr. Jeder Professor des Fachbereichs ist 

vom Tag der Ernennung an Mitglied des entsprechen­
den Berufungsausschusses.

Vierter Teil

Geltung des Bayerischen Hochschulgesetzes

§ 12

Anzuwendende Vorschriften

(1) Für die in Art. 2 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 des Gesetzes 
über die Errichtung der Fachhochschulen Kempten 

und Landshut genannten Bereiche findet das Baye­
rische Hochschulgesetz Anwendung, soweit in dieser 
Verordnung keine abweichenden Regelungen getrof­

fen sind. Art. 13 Abs. 5 Satz 2 BayHSchG bleibt unbe­
rührt.

(2) In gleicher Weise finden auch die auf Grund des 
Bayerischen Hochschulgesetzes erlassenen Rechtsvor­
schriften, insbesondere die Wahlordnung für die 

staatlichen Hochschulen vom 9. Oktober 1974 (GVB1 
S. 565), zuletzt geändert durch Verordnung vom 

30. Dezember 1977 (GVB1 1978 S. 19), Anwendung.

Fünfter Teil

Übergangs Vorschriften und Termine

§13

Wahl Vorschläge

Für Wahlvorschläge für die Wahl der Vertreter in 
Versammlung und Senat der Fachhochschule Lands­

hut genügt die Unterstützung von mindestens fünf 
Personen, die für die jeweilige Wahl in der jeweili­

gen Gruppe wahlberechtigt sind.

§ 14

Wahl der Fachbereichsräte 

der im Aufbau befindlichen 
Fachbereiche

Wahlen für die Fachbereichsräte der Fachbereiche 
Allgemeinwissenschaften und Sozialwesen sowie
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Elektrotechnik und Maschinenbau finden statt, sobald 
die in § 9 genannten Voraussetzungen erfüllt sind.

§15

Übergangsgrundordnung

Die Versammlung erläßt unverzüglich eine Über­
gangsgrundordnung, in der die Entscheidungen zu 
Art. 12, Art. 15 Abs. 1, Art. 17 in Verbindung mit 
Art. 13 Abs. 5 Satz 1 sowie zu Art. 19 Abs. 2 Satz 3 
BayHSchG getroffen werden. Auf Grund dieser Sat­
zung leitet die Hochschule das Verfahren zur Bestel­
lung der Leitung der Hochschule entsprechend den 
Vorschriften des Bayerischen Hochschulgesetzes ein.

Sechster Teil

Schlußvorschriften

§16

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 15. April 1978 in 
Kraft.

(2) Die §§ 1 und 2 treten außer Kraft, sobald die 
Leitung der Hochschule nach dem Bayerischen Hoch­
schulgesetz gewählt und bestellt ist. § 3 Satz 1 tritt 
außer Kraft, sobald der Kanzler nach dem Bayeri­
schen Hochschulgesetz bestellt ist.

(3) Die §§ 7 mit 14 treten außer Kraft, wenn die 
Fachbereichsräte der im Aufbau befindlichen Fach­
bereiche Allgemeinwissenschaften und Sozialwesen 
sowie Maschinenbau und Elektrotechnik gebildet 
sind. Die zu diesem Zeitpunkt im Amt befindlichen 
Organe sind als Organe nach dem Bayerischen Hoch­
schulgesetz anzusehen.

München, den 29. März 1978

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

I. V. Dr. Berghofer-Weichner 
Staatssekretärin
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